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Wie in vielen anderen europäischen Ländern ist auch in Österreich das Recht, 
Menschen mit Behinderung schulisch zu integrieren, gesetzlich verankert. Laut 
Schulpflichtgesetz sind „Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf … 
berechtigt, die allgemeine Schulpflicht in einer den sonderpädagogischen 
Förderbedarf1 erfüllenden Volksschule zu erfüllen, soweit solche Volksschulen 
vorhanden sind“ ([Rutte 1996], 6). So genannte Integrationsklassen besuchen 
also sowohl Kinder mit als auch ohne Behinderung. „Behinderte und 
nichtbehinderte Schüler bilden in diesem Fall einen Klassenverband einer für alle 
Kinder möglichst wohnortnahen Regelschule“ (Tillmann 1994, 3). 
 
Schulische Integration beziehungsweise Inklusion2 wurde schon weit vor dem 
Beginn der Schulversuche in Österreich im Jahr 1984 thematisiert. In der 
Allgemeinen Menschenrechtserklärung der Vereinten Nationen von 1948 wurde 
das Recht jedes Menschen auf Bildung verankert und auf der Weltkonferenz 1990 
mit den Worten ‚Bildung für Alle‘ erneut aufgegriffen. Speziell zu den Rechten von 
Kindern mit besonderen Bedürfnissen wurde bei der im Jahr 1994 
verabschiedeten Salamanca-Erklärung ein weltweiter Konsensus erzielt: „Dabei 
zielt eine Pädagogik der Inklusion darauf ab, einen gemeinsamen Unterricht für 
Kinder mit und ohne Behinderung zu ermöglichen“ (Hedderich 2009, 37). Einer der 
Schwerpunkte im Schulbereich soll auf die Heterogenität im Unterricht gesetzt 
werden, indem Unterschiede geschätzt und auf individuelle Bedürfnisse 
eingegangen wird ([UNESCO 2010]). Es soll vor allem die Idee verfolgt werden, 
dass „Regelschulen mit dieser inklusiven Orientierung das beste Mittel sind, um 
diskriminierende Haltungen zu bekämpfen, um Gemeinschaften zu schaffen, die 
alle willkommen heissen, um eine integrierende Gesellschaft aufzubauen und um 
Bildung für Alle zu erreichen“ (ebd., [2]). Hedderich (2009, 52) verweist aber 
                                                 
1
 Laut Rutte ([1996, 4] ist der Begriff ‚sonderpädagogischer Förderbedarf‘ aus der Übersetzung des 
anglo-amerikanischen ‚special educational needs’ entstanden, also dem besonderen schulischen 
Bedarf. „Seither bemüht man sich jedenfalls ihn zu definieren. Für einen SPF 
[sonderpädagogischer Förderbedarf; Anmerkung der Verfasserin] muß eine physische oder 
psychische Behinderung vorliegen und infolgedessen ein Unvermögen, dem Unterricht der 
Regelschule ohne sonderpädagogischer Förderung zu folgen“ (ebd.). 
 
2
 Die Unterschiede sowie Gemeinsamkeiten der Begriffe ‚Inklusion‘ und ‚Integration‘ werden im 




darauf, dass „die Schule für alle noch immer kein Regelfall, jedoch in der 
Fachwissenschaft als normatives Ziel breit verankert und akzeptiert“ ist. Diese 
Aussage gilt auch für Österreich, wo bereits 1984 und 1985 – in Wien seit Herbst 
1986 – erste Schulversuche mit Volksschul-Integrationsklassen durchgeführt 
wurden (Gassner 2004, 22; Bews 1992, 11). Diese Versuche gingen damals vor 
allem auf die Initiative von Eltern behinderter Kinder zurück (Wilhelm 2002, 87). 
Mittlerweile wird es immer häufiger, dass Volksschulen pro Jahrgang eine 
Integrationsklasse eröffnen. 
 
Es gibt verschiedene Realisierungsmodelle von schulischer Integration: das 
Modell der Einzelintegration, das Modell der integrativen Beschulung und das 
Kooperationsmodell. Außerdem gibt es die Möglichkeit der Beschulung in 
sonderpädagogischen Förderzentren (vgl. Flieger 1999; Tillmann 1994). Diese 
Realisierungsmodelle werden im zweiten Kapitel der Arbeit näher erläutert, das 
Hauptaugenmerk wird dabei auf die integrative Beschulung gelegt, da diese das 
meist verbreitetste Modell ist, wo behinderte und nicht-behinderte SchülerInnen für 
die gesamte Unterrichtszeit gemeinsam in einem Klassenverband sind. Außerdem 
bringen Integrationsklassen die größten Veränderungen im Regelschulwesen mit 
sich und rufen deshalb die meisten Diskussionen in der Öffentlichkeit hervor. 
Jenes Modell der integrativen Beschulung bedarf nach Feuser (2005, 173f.) einer 
Pädagogik, in der „alle Kinder und Schüler in Kooperation miteinander auf ihrem 
jeweiligen Entwicklungsniveau nach Maßgabe ihrer momentanen Wahr-
nehmungs-, Denk- und Handlungskompetenzen in Orientierung auf die ‚nächste 
Zone ihrer Entwicklung‘ an und mit einem ‚Gemeinsamen Gegenstand‘ spielen, 
lernen und arbeiten.“ Ein Schlüsselwort zum Modell der integrativen Beschulung 
ist der geöffnete, differenzierte Unterricht, in welchem frei und individuell 
gearbeitet wird. Da die Unterschiede der Schülerpersönlichkeiten uneingeschränkt 
akzeptiert werden, werden diese hinsichtlich der Methoden, Lernziele und 
Lernabläufe differenziert unterrichtet. Die Sichtweise des Menschen als ein auf 
Gemeinschaft angewiesenes Lebewesen führt zur Schwerpunktsetzung auf 
soziales Lernen in häufigen Partner- und Gruppenübungen (Wilhelm 2002, 89).  
Integrativer Unterricht findet unter besonderen Rahmenbedingungen statt. 
Beispiele hierfür sind eine gegenüber Regelklassen eingeschränkte 




Rahmenbedingungen können für die Kinder sowie für die LehrerInnen einen 
unterstützenden, aber auch belastenden Effekt haben (Hedderich 2009; Tillmann 
1994).   
Fertani (2007) berichtet etwa, dass die Unterrichtsarbeit den Veränderungen der 
Rahmenbedingungen angeglichen werden muss, wobei dabei in der 
Vergangenheit einige Schwierigkeiten entstanden und weiterhin bestehen. 
Probleme ergeben sich nach Fertani (ebd., 37) „einerseits durch unpräzise 
formulierte gesetzliche Rahmenbedingungen, andererseits aufgrund 
eingeschränkter finanzieller Mittel. Aber auch die Mängel in der Aus- und 
Fortbildung der in Integrationsklassen eingesetzten Lehrer/innen kennzeichnen ein 
wesentliches Problem.“ Oft wird in der Ausbildung nicht ausreichend gelehrt, wie 
mit dieser Heterogenität im Unterricht umzugehen ist, um sie als „Potential und 
nicht als Belastung zu sehen“ (Graumann 2002, 29). 
Integrationsklassen werden jedoch unter Rahmenbedingungen geführt, welche 
auch förderlich sein können: Zum Beispiel wird – wie bereits erwähnt – versucht, 
die SchülerInnenzahl möglichst gering zu halten. Außerdem werden die Klassen 
mit einem Zwei-LehrerInnen-System geführt, wobei sich die Lehrkraft mit 
sonderpädagogischer Ausbildung hauptsächlich auf die Integrationskinder3 
konzentriert (Tillmann 1994). Rutte ([1996], 9) erläutet dies folgendermaßen:  
 
„Der Fachlehrer ist der Spezialist für die Differenzierung, weil er die Kern- 
und Erweiterungsgebiete seines Faches am besten kennt. Der 
Sonderschullehrer kennt dazu kindzentrierte Methoden und 
Arbeitsmaterialien, weiß um Behinderungen und Lernschwächen. Man 
tauscht sich in der gemeinsamen Vorbereitung aus und lernt in der 
gemeinsamen Arbeit voneinander.“  
 
Ebenfalls als förderlich kann der bereits angesprochene großteils offen 
organisierte Unterricht  gesehen werden: Es wird versucht, den lehrerzentrierten 
Unterricht auf ein Drittel zu reduzieren (Dumke 1993). Dadurch soll die 
                                                 
3
 Der verwendete Begriff ‚Integrationskinder‘ oder ‚IntegrationsschülerInnen‘ drückt aus, dass es 
sich hier um SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf handelt, welche eine 
Integrationsklasse besuchen. Demgegenüber sind mit der Bezeichnung ‚RegelschülerInnen‘ jene 
Kinder gemeint, welche ebenfalls eine Integrationsklasse besuchen, jedoch keinen 





Selbstständigkeit der behinderten sowie der nicht-behinderten Kinder gefördert 
werden. Das gemeinsame Spielen und Lernen kann sich auch positiv auf die 
Einstellungen und Werthaltungen von Kindern ohne Behinderung auswirken. Bei 
Benkmann (1991, 85) ist zu lesen:  
 
„Nichtbehinderte Kinder entwickeln wahrscheinlich weniger 
Berührungsängste und Vorurteile gegenüber behinderten Menschen und 
ihrem Verhalten, wenn sie schon früh mit behinderten Kindern zusammen 
sind. Konkreter Umgang mit behinderten Kindern könnte sogar die Chance 
enthalten, daß nichtbehinderte Kinder lückenhaften, verzerrten oder 
falschen Informationen, auf die sich Vorurteile üblicherweise stützen, eher 
widerstehen und generell differenziertere, nichtdiskriminierende 
Einstellungen gegenüber Minderheiten entwickeln.“  
 
Es besteht also die Annahme, dass eine Veränderung der Werthaltungen 
stattfindet und eine gewisse Sensibilität für Menschen mit Behinderung entwickelt 
wird (Flieger 1999, 45). „Heute gilt es als wissenschaftlich gesichert, dass die 
gemeinsame Erziehung und der gemeinsame Unterricht unabhängig von Art und 
Schweregrad einer Behinderung grundsätzlich möglich und für Kinder mit und 
ohne Behinderung gleichermaßen pädagogisch sinnvoll und zweckmäßig sind“ 
(Heyer 2009, 191). Trotzdem haben sich die gemeinsame Erziehung und der 
gemeinsame Unterricht in der Alltagspraxis der österreichischen Schule bis jetzt 
nicht flächendeckend durchgesetzt – auch nicht, wenn man diesen Umstand auf 
die Volksschule beschränkt. Nach wie vor steigt die Zahl der SchülerInnen in 
Sonderschulen (Begemann 2009, 127). 
Schnell (2003, 77)  zufolge  sind verschiede Kräfte wie beispielsweise „Eltern, 
WissenschaftlerInnen, LehrerInnen und ihre Organisationen“ dafür verantwortlich, 
ob und in welchem Ausmaß sich Integration in der Schule durchsetzt. Nicht ohne 
Grund wurden in der Aufzählung die Eltern zuerst genannt. Hier sind einerseits die 
Eltern der behinderten Kinder gemeint, welche – wie erwähnt – die 
hauptsächlichen Initiatoren für den Start der Schulversuche waren. Andererseits 
nehmen auch die Eltern von nicht-behinderten Kindern eine wichtige Rolle ein: Sie 
sind für das Treffen der Entscheidung verantwortlich, ob ihr Kind integrativ 




„Niemand bestreitet die Notwendigkeit der gesellschaftlichen Integration von 
Menschen mit geistiger Behinderung“ (Maikowski/Podlesch 2009, 349). Trotzdem 
entscheiden sich viele Elternpaare gegen die integrative Beschulung ihres nicht-
behinderten Kindes. Kron (2009, 188; Hervorhebung im Original) schreibt dazu: 
 
„Eltern von Kindern ohne Behinderung, die die gemeinsame Erziehung 
befürworten, messen dem vorurteilslosen Umgang mit Menschen, die 
behindert sind, große Bedeutung bei. Dennoch geraten manche in 
Konflikte, z.B. wenn sie befürchten, ihr Kind entwickele sich in der 
integrativen Gruppe nicht so ‚normgerecht’, dass es den andernorts 
geforderten Leistungen nachkommen könne. In diesem Spannungsfeld 
müssen sich die Eltern mit der Diskrepanz zwischen Anspruch auf und 
Verwirklichung von Akzeptanz auseinandersetzen.“  
 
Im Rahmen der vorliegenden Diplomarbeit wird der Frage nachgegangen, aus 
welchen Gründen sich Mütter4 nicht-behinderter Kinder für oder gegen die 
integrative Beschulung ihres Kindes in der Volksschule entscheiden.  
 
Forschungsstand und Forschungslücke 
Zum Bereich der schulischen Integration gibt es unzählige Literatur, selbst wenn 
diese auf den deutschsprachigen Raum beschränkt wird. In diesem Teil soll daher 
ausschließlich der Stand der empirischen Forschung zum Thema im 
deutschsprachigen Raum dargestellt werden. 
 
Integrationsforschung zum gemeinsamen Unterricht hat ihre Wurzeln in der Zeit 
der Schulversuche der 1980er-Jahre, wo sie als wissenschaftliche 
Begleitforschung angelegt war. Das Hauptthema war die Annahme, dass der 
gemeinsame Unterricht keine negativen Auswirkungen auf die Sozial-, 
Persönlichkeits- und Leistungsentwicklung von behinderten sowie von nicht-
behinderten Kindern habe (Holzinger 2009), zu überprüfen. Integrationsforschung 
ist in ihren Anfängen hauptsächlich Begleitforschung gewesen, was aber nicht 
identisch mit Forschung im engeren Sinne ist, da die Begleitforschung vor allem 
daran interessiert war, die Schulversuche zu einem Erfolg zu führen (Preuss-
                                                 
4
 Die Begründung, warum lediglich Mütter zu ihrer Entscheidung befragt wurden, folgt im nächsten 




Lausitz 2009, 458). Die Annahme, dass RegelschülerInnen durch das Lernen in 
heterogenen Gruppen in ihren Schulleistungen gehemmt werden, konnte 
mehrfach widerlegt werden (Dumke/Schäfer 1993; Feyerer 1998, 136; Gassner 
2004, 25).  
 
Mitte der 1990er Jahren waren die meisten Schulversuche im Grundschulbereich 
abgeschlossen und die Integrationsforschung ging nun in andere Richtungen. In 
vielen Studien wurde das Hauptaugenmerk auf die sozial-emotionale 
Befindlichkeit der SchülerInnen in Integrationsklassen gelegt. Zu diesem Thema 
gibt es ebenfalls umfangreiche Literatur und auch einige Studien (Dumke/Schäfer 
1993; Feyerer 1998; Graumann 2002; Preuss-Lausitz 1997). Insgesamt bestätigen 
die Ergebnisse jener Forschungen die Annahme, dass durch die Heterogenität der 
KlassenschülerInnen und durch den damit verbundenen Erfahrungszuwachs die 
Integration zu einer Zunahme der Akzeptanz von Anderssein  führt, soziale 
Distanzen abbaut und Freundschaften auch zwischen behinderten und nicht-
behinderten SchülerInnen erleichtern kann. 
Feyerer (1998) stellte im Schuljahr 1995/1996 einen Leistungsvergleich von elf 
österreichischen Integrationsklassen in der 8. Schulstufe an. Hier war das 
Ergebnis, dass die Anwesenheit von behinderten Kindern weder einen positiven 
noch einen negativen Einfluss auf die Schulleistungen der nicht-behinderten 
MitschülerInnen hatte. In den untersuchten Integrationsklassen wurden die 
gleichen Schulleistungen erzielt wie in den Parallelklassen. 
Specht et al. (2006) stellte in der österreichischen Untersuchung ’Qualität in der 
Sonderpädagogik’ unter anderem die Frage nach dem qualitätsfördernden Effekt 
schulischer Integration. Einerseits zeigten die Ergebnisse der Studie, dass 
gemeinsamer Unterricht „zu einer Verbesserung der Schul- und Unterrichtsqualität 
an Volks- und Hauptschulen führe“ (ebd., 34). Andererseits stellte Specht 
Qualitätsprobleme hinsichtlich der mangelnden Bereitschaft des 
LehrerInnenteams, ungenügende Rahmenbedingungen sowie ein 
problematisches Ressourcenmanagement fest (ebd.). 
In einem Artikel von Klicpera und Gasteiger Klicpera (2003) geht es um die 
Motive, welche Eltern von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf leiten, 
sich für eine Integrations- oder Sonderschulklasse zu entscheiden. Hier wird 




und eine größere Zahl von Eltern Kinder ohne Behinderung befragt wurde, jedoch 
wird auf die Aussagen der größeren Gruppe (Eltern von Kindern ohne 
Behinderung) nicht eingegangen. An anderer Stelle werden Motive für die 
Entscheidung für die Beschulung des Kindes in einer Integrationsklasse erwähnt, 
wobei die folgenden bei beiden Elterngruppen die größte Rolle spielten: „die 
Unterstützung des Integrationsgedankens als wesentliche Maxime des 
Zusammenlebens“ und „die Überzeugung, durch die Unterrichtsbedingungen in 
der Integrationsklasse (unter anderem kleinere Klassengrößen und Anwesenheit 
mehrerer Pädagogen) sei eine bessere pädagogische Förderung gewährleistet“ 
(Klicpera/Gasteiger Klicpera 2003, 5). Näher wird auf die Ergebnisse und 
Aussagen der Eltern nicht-behinderter Kinder jedoch nicht eingegangen. 
 
Die Situation der Eltern nicht-behinderter Kinder in Integrationsklassen wurde 
bisher also wenig beachtet. Informationen zu dieser Personengruppe erhält man 
zumeist indirekt durch Erhebungen mittels Fragebögen, welche an die Eltern von 
Kindern mit sowie ohne Behinderung einer Klasse ausgegeben wurden. Speziell 
über die Motivation der Väter und/oder Mütter, ihre nicht-behinderten Kinder 
integrativ beschulen zu lassen bzw. warum sich diese gegen eine 
Integrationsklasse entscheiden, gibt es bisher keine Forschungen. 
 
Fragestellung 
Es wird deutlich, dass die erwähnten Rahmenbedingungen in Integrationsklassen 
Vor- sowie auch Nachteile für Kinder ohne Behinderung haben können. Für die 
Eltern von Kindern ohne Behinderung gibt es Argumente dafür und dagegen, ihr 
Kind für eine Integrationsklasse anzumelden. Da sich im Zuge der Planung der 
Untersuchung jedoch aus verschiedenen Gründen ausschließlich Mütter bereit 
erklärten, mir in einem Interview von ihrer Entscheidung für oder gegen eine 
Integrationsklasse zu berichten, wurden die Fragestellung sowie die Subfragen 
abgeändert und ausschließlich auf Mütter eingegrenzt. Daher komme ich zu der 
folgenden Fragestellung: 
 
Welche Motive bewegen Mütter nicht-behinderter Kinder, sich für oder gegen die 





Subfragen betreffend Mütter nicht-behinderter Kinder, welche sich für die 
integrative Beschulung ihres Kindes entschieden haben: 
o Was erhofften sich die Mütter für ihr Kind? 
o Welche Informationen erhielten die Mütter während ihrer 
Entscheidungsphase beispielsweise durch Literatur oder 
Beratungszentren? 
o Inwieweit wussten die Mütter zum Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Rahmenbedingungen von Integrationsklassen Bescheid? 
o Welche Personen spielten im Entscheidungsprozess eine wichtige 
Rolle? Inwiefern wurden die Wünsche des Kindes miteinbezogen? 
o Welche biographisch zurückliegenden Erfahrungen mit Menschen 
mit Behinderung beeinflussten sie in ihrer Entscheidung? 
 
Subfragen betreffend Mütter nicht-behinderter Kinder, welche sich gegen die 
integrative Beschulung ihres Kindes entschieden haben:  
o Welche Befürchtungen hatten die Mütter im Falle einer integrativen 
Beschulung? 
o Welche Informationen erhielten die Mütter während ihrer 
Entscheidungsphase beispielsweise durch Literatur oder 
Beratungszentren? 
o Inwieweit wussten die Mütter zum Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Rahmenbedingungen von Integrationsklassen Bescheid? 
o Welche Personen spielten im Entscheidungsprozess eine wichtige 
Rolle? Inwiefern wurden die Wünsche des Kindes miteinbezogen? 
o Welche biographisch zurückliegenden Erfahrungen mit Menschen 
mit Behinderung beeinflussten sie in ihrer Entscheidung? 
o Welche Bedingungen müssten aus der Sicht der Mütter geändert 




An dieser Stelle soll nur kurz auf die methodische Vorgehensweise des 
empirischen Teils der Arbeit eingegangen werden, da diese im fünften Kapitel 




Nach Hedderich (2009, 55) unterteilt sich „der wissenschaftstheoretische Diskurs 
innerhalb der Sozialwissenschaften … grob in die Bereiche der quantitativen und 
der qualitativen Verfahren zur empirischen Erkenntnisgewinnung.“ Aufgrund der 
Tatsache, dass es in der vorliegenden Arbeit um Einzelfälle geht, wurde für die 
vorliegende Fragestellung ein qualitatives Verfahren, nämlich das 
leitfadengestützte problemzentrierte Interview, verwendet. 
Beim problemzentrierten Interview werden keinerlei Vorgaben für die Antworten 
der befragten Personen gemacht, sondern „nacheinander mehrere Themen durch 
die Forschenden vorgegeben, sodass die befragten Personen nicht mehr 
(innerhalb ihrer Biographie) das Thema ihrer Erzählung frei wählen können, 
sondern sich an den Vorgaben und artikulierten Untersuchungsinteressen der 
Forschenden orientieren müssen“ (Nohl 2009, 19). Dass mit der Hilfe eines 
Leitfadens auch kurze Erzählungen auf Seiten der Befragten in Gang gesetzt 
werden können, ist nach Nohl (ebd., 21) eine zentrale Annahme des 
problemzentrierten Interviews, wie es Witzel (1982; 2000) entwickelt hat und in der 
vorliegenden Arbeit angewendet wurde. Der Vorteil liegt darin, dass der oder die 
AutorIn das Gespräch führen kann und sich inhaltliche Anregungen holen kann 
(Nohl 2009, 90). 
 
Als Auswertungsverfahren wurde die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring 
(2007) verwendet. Laut dem Autor ist das „Ziel der Inhaltsanalyse … die Analyse 
von Material, das aus irgendeiner Art von Kommunikation stammt“ (ebd., 11; 
Hervorhebung im Original), wie das aus einem Interview. 
 
Heilpädagogische Relevanz 
Nach Knauer (2009, 59) wird die Integrationspädagogik „ihre pädagogischen 
Einflussmöglichkeiten … nur verwirklichen können, wenn sie ihr Augenmerk 
verstärkt auch auf jene Schüler und Schülerinnen richtet, die keine Behinderung“ 
aufweisen, also auf die nicht-behinderten Kinder in einer Integrationsklasse. In der 
Aussage von Knauer geht es also um die Wichtigkeit, den Fokus verstärkt auf die 
Berücksichtigung und Einschließung der SchülerInnen ohne Behinderung zu 
legen, da Integration nur in „wechselseitiger Annäherung“, in „gegenseitiger 
Akzeptanz und im aufrichtigen Interesse füreinander“ (ebd.) möglich ist. Da die 




wählen, liegt der Fokus in der vorliegenden Arbeit nicht auf den SchülerInnen 
ohne Behinderung, sondern auf den Erfahrungen und vor allem Erwartungen 
eines Elternteils, nämlich der Mütter. Integration beginnt bei den Eltern nicht-
behinderter Kinder: Dadurch, dass sich Eltern dafür entscheiden, ihr nicht-
behindertes Kind für eine Integrationsklasse anzumelden, wird die Möglichkeit, 
Kinder mit Behinderung zu integrieren, erst geboten. 
Dass SchülerInnen mit Behinderung in Integrationsklassen unterrichtet werden, ist 
zum Teil auch der Erfolg der Eltern von Kindern ohne Behinderung: Ohne die 
Zustimmung, ihr Kind integrativ beschulen zu lassen und dem Einsatz jener Eltern 
für die Durchsetzung dieser Form des gemeinsamen Unterrichts, würde die 
schulische Integration scheitern. 
 
Aufbau 
Im ersten Kapitel der Arbeit werden die Begriffe ‚Integration‘ und ‚Inklusion‘ erklärt 
sowie auf einen Stufenplan von der Entwicklung von integrativen zur inklusiven 
Schule eingegangen. Weiters wird in diesem Kapitel der geschichtliche Abriss der 
Beschulung von Menschen mit Behinderung und folgend der schulischen 
Integration in Österreich skizziert.  
Im zweiten Kapitel werden die verschiedenen Realisierungsmodelle von 
schulischer Integration (das Modell der Einzelintegration, das Kooperationsmodell 
und das Modell der integrativen Beschulung) vorgestellt. Es werden die 
Rahmenbedingungen für die integrative Praxis herausgearbeitet sowie die Ziele, 
Vor- und Nachteile des jeweiligen Modells beschrieben. Das Hauptaugenmerk 
wird in dieser Darstellung auf das Modell der Integrationsklassen gelegt. Hierbei 
wird zusätzlich auf die Leitideen schulischer Integration, die LehrerInnenbildung 
sowie die Situation der nicht-behinderten Kinder eingegangen. Anschließend wird 
auf das Arbeiten in Sonderschulen eingegangen. Es werden Unterschiede zu den 
Formen von integrativer Beschulung sowie die Vor- und Nachteile von 
Sonderschulen herausgearbeitet. 
Das dritte Kapitel ist der Thematik der Entscheidung und Motivation bzw. Motiven 
gewidmet. Es werden die Begrifflichkeiten erklärt sowie die Systematik und Arten 




Im anschließenden vierten Kapitel wird das methodische Vorgehen der 
empirischen Forschung beschrieben und begründet, es wird auf die Methode der 
Datenerhebung, der Datenaufbereitung und der Datenauswertung eingegangen. 
Im fünften Kapitel erfolgt eine Darstellung der Datengewinnung und anschließend 
der Ergebnisse, die analysiert und interpretiert wurden. Der Weg der Analyse der 
gewonnenen Daten wird ausführlich in einzelnen Schritten beschrieben. 
Theoretische Aspekte aus der Literatur sowie bisherige Erfahrungen mit 
Integrationsklassen und die Ergebnisse der Forschung werden anschließend auf 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede untersucht. 
Im sechsten und letzten Kapitel werden die wesentlichen Ergebnisse 
zusammengefasst, außerdem folgt ein Ausblick auf mögliche weitere 
Forschungsfragen. Weiters soll das Vorgehen der Erkenntnisgewinnung bei der 
Diplomarbeit kritisch betrachtet werden, sowie die heilpädagogischen 
Implikationen der Ergebnisse besprochen werden. 
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1 Begriffsklärung und historischer Abriss 
1.1 Die Begriffe Integration und Inklusion 
Im folgenden ersten Teil des ersten Kapitels werden die Begriffe der Integration 
und Inklusion näher erläutert, indem verschiedene Ansätze und Definitionen 
dargestellt werden. Eine umfassende Begriffsklärung würde den Rahmen dieser 
Arbeit sprengen, es soll jedoch sehr wohl eine Begriffsbestimmung gefunden 
werden, welche das Integrationsverständnis der vorliegenden Arbeit beschreibt. 
Danach wird ein Stufenplan, welcher die integrative zur inklusiven Schule führen 
soll, vorgestellt sowie Unterschiede und Gemeinsamkeiten der zwei Schulformen 
herausgearbeitet. 
 
Der Begriff Integration erlangte nach Kobi (1994, 71) seine gesellschaftliche 
Bedeutung über die Philosophie des 19. Jahrhunderts und dann vor allem durch 
die „Soziologie, Psychologie und Bildungspolitik der Neuzeit“. Dabei machte der 
Begriff einige Bedeutungsänderungen durch. Seit den 1970er Jahren hat er sich 
sowohl in der Öffentlichkeit als auch in wissenschaftlichen Disziplinen als 
Leitbegriff durchgesetzt (Exner 2007, 15). 
Nach Myschker/Ortmann (1999, 4) lautet die wörtliche Übersetzung des Begriffs  
Integration „die Herstellung bzw. Wiederherstellung eines Ganzen bzw. auch 
Vervollständigung.“ Hervorzuheben ist, dass die Wiederherstellung impliziert, dass 
das Ganze bereits einmal Bestand hatte. Wird die Definition auf das pädagogische 
Verständnis eingeschränkt, so meint Integration „die gelingende Eingliederung in 
gesellschaftliche Gruppen und in die Arbeits- und Berufswelt“ (ebd.). Integration ist 
nicht nur das Prinzip, sondern gleichzeitig ein Prozess der Veränderung und das 
Ziel. Mit Prozess ist das wechselseitige aufeinander Zubewegen und Verändern 
gemeint, Integration als Ziel bedeutet das Verstärken der Akzeptanz zwischen 
Menschen mit und ohne Behinderung (Bürli 1997, 61). Die Definition beinhaltet 
also nicht nur das räumliche Beisammensein, sondern auch die sozialen Kontakte, 
die unterrichtliche Kommunikation (Feyerer 1998, 22) sowie ein 
gemeinschaftliches Betreuungsangebot (Hössl 1994, 150). Der Begriff auf die 
Schule eingeschränkt meint „das Streben nach einer möglichst gemeinsamen 
Schulung und Erziehung von behinderten und nichtbehinderten Menschen“ (Bürli 
1997, 59). Genauer umschreibt Bürli (ebd.) schulische Integration als „das 
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Bestreben, Menschen mit besonderem Förderbedarf in einer möglichst restriktiven 
Umgebung in einer der verschiedenen Formen eine Schulung und Erziehung zu 
gewähren, die den vorliegenden Bedürfnissen und Gegebenheiten optimal 
entspricht“ (ebd.). 
Die Definition des Begriffs Integration umfasst also die Nichtaussonderung 
(Feyerer 1998, 18), das gemeinsame Lernen und Leben (Speck 2008) sowie das  
gemeinsame Lernen am gemeinsamen Gegenstand (Feuser 2005).  
Obwohl in der Literatur der Begriff Integration sehr unterschiedlich verwendet wird, 
sind sich die meisten Autoren einig, dass Integration mehr sei, „als das lediglich 
physische Beisammensein von Behinderten und Nichtbehinderten“ (Biewer 2001, 
219). Mittlerweile wird der Integrationsbegriff in Bezug auf beinahe alle 
Lebensbereiche von Menschen mit Behinderung verwendet und ist in der Regel 
mit positiven Bewertungen besetzt (Exner 2007, 15). 
 
Ab 2000 intensivierte sich die Kritik an der konkreten Umsetzung der schulischen 
Integration innerhalb des bestehenden Schulsystems und führte zur Forderung 
nach einem inklusiven Schulsystem. Nicht mehr die Integration einzelner 
Individuen einer Randgruppe ist das Ziel, sondern der Abbau von 
Bildungsbarrieren in einer Schule für alle (Feyerer 2009, 74).  
Der Begriff Inklusion wird schon während noch der Integrationsbegriff diskutiert 
wird, zum Zentralbegriff (Bürli 1997, 64). Er konkretisiert die Einschließung, womit 
eine tief greifende Reform gemeint ist, in welcher Menschen mit Behinderung gar 
nicht erst ausgeschlossen werden, sondern von Anfang an eingeschlossen 
werden sollen (ebd.). Das Konzept der Inklusion stellt eine Vertiefung des 
Integrationsgedanken dar und fordert die generelle Anerkennung von Individualität 
in der Gemeinsamkeit aller SchülerInnen (auch solcher mit schweren 
Behinderungen) (Wohlhart 2009, 12; Speck 2008, 444). Nach Speck (2008, 444) 
soll mit dem Durchsetzen von Inklusion „das Modell der ‚Integration‘ überwunden 
werden, nachdem dieses eine ganze Reihe an Problemen und Unzulänglichkeiten 
mit sich gebracht hat und damit das ursprüngliche Ziel einer nicht-
diskriminierenden Gemeinsamkeit aller nicht erreicht hat.“ Unterschiede zur Praxis 
der Integration finden sich sowohl quantitativ (alle Kinder sollen die allgemeine 
Schule besuchen dürfen) als auch qualitativ (nicht mehr das einzelne Kind, 
sondern das gesamte Lernsystem soll zur Förderung beitragen) (Feyerer 2009, 
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74). Im alltäglichen Sprachgebrauch werden die Begriffe der Integration und 
Inklusion oft als Synonyme verwendet, der Unterschied ist jedoch groß: Integration 
ist ein Modell der Realität, wobei Inklusion lediglich eine Idee, eine Vision ist 
(Speck 2008, 444 f.). 
Während der Begriff Integration also die Zusammenführung von Teilgruppen, die 
von Grund auf nicht zusammengehören, meint, soll bei der Idee der Inklusion die 
Gemeinschaft für alle Individuen von Anfang an offen stehen. Die 
Gleichberechtigung, an Angeboten teilzunehmen, besteht für jede/n 
gleichermaßen: So besteht das Ziel, „einen gemeinsamen Unterricht von Kindern 
unterschiedlicher Herkunft, Begabung und Entwicklungspotentiale am selben Ort 
und am selben Unterrichtsgegenstand“ zu ermöglichen (Schmid 2011, 24). Es soll 
also die Zwei-Gruppen-Theorie (behinderte und nicht-behinderte SchülerInnen) 
der integrativen Schule überwunden werden, um zu einer unterschiedslosen 
Schule für alle zu gelangen, damit Heterogenität zum Normalfall wird (Speck 2008, 
444f.).  
 
Um schrittweise die Parallel-Beschulung in Sonderschulen und Regelschulen 
aufzuheben, entwickelte die Lebenshilfe einen Stufenplan zur Inklusiven Schule 
(Schmid 2011, 29f.): 
„  - Kein Neubau von Sonderschulen mehr; 
- Umwandlung der Sonderpädagogischen Zentren in Pädagogische 
Zentren für alle Kinder; 
- Ausbildung von Schul-Assistent/innen, die als Ergänzung für die 
Lehrkräfte eingesetzt werden; 
- Zusammenlegung der getrennten Ausbildungszweige für Sonder- und 
Regelschul-Pädagog/innen; 
- Öffnen der Sonderschulen für alle Kinder und sukzessive Umwandlung 
aller Sonderschulen in ‚neue Schulen für alle‘; 
- Know-how der Pädagogischen Zentren wird auch von ‚neuen 
Mittelschulen‘ und Gymnasien genutzt; 
- Binnen-Differenzierung als Standard-Methode in der neuen Schule für 
alle.“ 
Durch diesen Stufenplan wird verdeutlicht, dass es beim Inklusionsgedanken nicht 
mehr lediglich um die Miteinbeziehung von Kindern mit Behinderung geht, sondern 
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um einen wesentlichen Beitrag zur Reform und Weiterentwicklung des 
Schulsystems. 
 
Auf Grund der geringen Durchsetzung des Begriffs der Inklusion wird in der 
vorliegenden Arbeit der der Integration verwendet, wo das gemeinsame Lernen 
von behinderten und nicht-behinderten Kindern vordergründig ist. 
 
1.2 Historische Entwicklung der Integration in Österreich 
Im zweiten Teil des ersten Kapitels der Arbeit wird ein historischer Abriss in 
Hinblick auf die Geschichte der schulischen Integration in Österreich 
nachgezeichnet, damit deutlich wird, welch langer Weg zu dem heutigen Stand 
der Integration geführt hat. Außerdem wird ersichtlich, von welchen Gruppen die 
Initiative zur gemeinsamen Beschulung von behinderten und nicht-behinderten 
Kindern ausging und welche Hürden die Durchsetzung und Umsetzung 
erschwerten. 
Im Laufe der Zeit war die Einstellung gegenüber Menschen mit Behinderung sehr 
unterschiedlich: Sie reichte von Tötung und Aussetzung über Akzeptanz bis zur 
Verehrung solcher. Eines hat der Umgang mit jenen Menschen in der Geschichte 
jedoch gemeinsam: Die Ausgrenzung. Mit der Weiterentwicklung der Gesellschaft 
änderten sich jedoch die Ansichten vieler Menschen und der Wunsch, Menschen 
mit Behinderung in den Alltag zu integrieren, entstand. 
 
Die Entwicklung zur schulischen Integration hat in Österreich erst im Jahre 1984 
mit dem ersten Schulversuch einer integrativen Klasse begonnen (Gruber 1995, 
68). Bis zu jenem Zeitpunkt gab es zwar Ansätze, wie 1974 den Schulversuch 
‚Integrierende Schule‘ in Klagenfurt, welcher in Kooperation zwischen dem 
Schulversuchszentrum der Stadt und der dort befindenden Universität 
durchgeführt wurde, doch wurde diese Versuchsmodell abgelehnt (Anlanger 1993, 
19). Das Gegenargument war, dass lernschwache SchülerInnen so viele 
Fördermaßnahmen in Anspruch nahmen, dass der Gesamtunterricht darunter litt 
(ebd.). Als fünf Jahre später von der UNO das Jahr 1981 zum Jahr der 
Behinderten deklariert wurde, erlebte die Diskussion um die Integration von 
Menschen mit Behinderung einen neuen Aufschwung. Deshalb wird das Jahr 
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1981 als Startschuss für eine Emanzipation von Behinderten gesehen und schon 
drei Jahre später, im Jahr 1984, entstand der bereits erwähnte Schulversuch im 
Burgenland gegen den Widerstand der Schulverwaltung und ohne gesetzliche 
Grundlagen. Der eigentliche Motor für die Entwicklung schulischer Integration von 
Kindern mit Behinderung in Österreich waren hauptsächlich engagierte Eltern 
behinderter Kinder, Eltern nicht-behinderter Kinder, LehrerInnen und die Medien 
(Rutte 1999, 8). Die Durchsetzung der ersten Integrationsklasse Österreichs war 
der Beginn einer immer stärker werdenden Bewegung hin zur gesetzlichen 
Anerkennung der Idee (Gruber 1995, 68). 
In Tirol wurde im Jahr 1985 die zweite Integrationsklasse in Österreich und kurz 
darauf die dritte in der Volksschule Kalsdorf bei Graz eingerichtet (Rutte 1999, 10; 
Severinski 1998, 61). 1985 wurde ein weiterer wichtiger Meilenstein in der 
Entwicklung der Integrationspädagogik in Österreich erreicht: Das erste 
österreichweite Integrationssymposium fand in Bad Tatzmannsdorf statt – auf 
welches zahlreiche weitere Symposien folgten, in denen Vorträge gehalten sowie 
diverse Themen in Arbeitsgruppen diskutiert wurden. Anfangs gingen die Debatten 
in Richtung Für oder Wider Integration, während später nur mehr auf das ‚Wie‘ der 
Integration fokussiert wurde (Anlanger 1993, 44ff.). Im Frühjahr des gleichen 
Jahres wurde auf die Initiative einer Mutter eines behinderten Jungens hin die 
‚ARGE Integration Wien‘ gegründet, wo sich Interessierte trafen und die 
Grundlinien für den Schulversuch ‚Sozialintegrative Schule‘ formulierten (ebd., 
48ff.).  
Im Jahr 1986 wurde zum ersten Mal eine Rechtsgrundlage geschaffen, indem der 
Grundsatzerlass „Körperbehinderte oder sinnesbehinderte Kinder im Schulwesen 
Österreichs“ des Bundesministeriums, adressiert an alle Landesschulräte, in Kraft 
trat (ebd., 59). Von nun an wurden jene Kinder nicht nur geduldet, sondern ihr 
Besuch einer Regelklasse erstmals auch befürwortet. Im gleichen Jahr erschien 
ein ministerieller Rahmenplan, in dem integrative Beschulung folgendermaßen 
unterteilt wurde: Integrationsklassen, Kooperationsklassen, Förderklassen und 
Stützlehrerklassen5 (Rutte 1999, 11). 
Ebenfalls im Jahr 1986 wurde vom Stadtschulrat für Wien ein ‚Gegenmodell‘ zu 
dem der Integrationsklasse präsentiert – das der ‚Miteinander – Klasse‘. Dieses 
Modell wurde als Schulversuch erprobt, stieß jedoch – obwohl es dem der 
                                                 
5
 Die verschiedenen Realisierungsmodelle von schulischer Integration werden im zweiten Kapitel 
beschrieben, erklärt und miteinander verglichen. 
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Integrationsklasse sehr ähnlich war – bei den Eltern auf Kritik, da der Unterricht 
großteils getrennt durchgeführt wurde und bei dem Aufnahmeverfahren über die 
Sonderschule zu sehr auf geistig schwerstbehinderte Kinder eingeschränkt wurde  
(Anlanger 1993, 53ff.). Im Herbst des gleichen Jahres wurde schließlich die erste 
Integrationsklasse in Wien eingerichtet. Während im Ausland und auch in 
Österreich schon etliche Integrationsmodelle bestanden, erfolgte die Eröffnung der 
ersten Integrationsklasse im Herbst 1986 in der Hauptstadt Wien sehr spät. 
Anlanger (1993, 88f.) ist der Meinung, dass dies daher kommt, dass das 
Sonderschulwesen in Wien am besten ausgebaut und daher am schwersten 
abzuschaffen war. 
Da es schon einige Zeit Schulversuche zur schulischen Integration gab, konnten 
nun erste Untersuchungen veröffentlicht werden, in welchen die Schulpsychologie 
„die Vorteile, die Integrationsklassen auch leistungsmäßig haben“, bestätigte 
(Anlanger 1993, 96). 
Im April des Jahres 1987 wurde von der Wiener Elterninitiative im Namen aller 
österreichischen Initiativen gefordert, in die 11. SchOG-Novelle den gesetzlichen 
Auftrag für integrative Schulversuche aufzunehmen. Im Juni 1988 wurde diese 
Forderung Realität: Die 11. SchOG-Novelle wurde im Bundesgesetzblatt unter der 
Überschrift „Rahmenbedingungen für Schulversuche zum gemeinsamen 
Unterricht behinderter und nichtbehinderter Kinder“ (ebd., 100) publiziert und schuf 
die gesetzliche Grundlage für integrative Schulversuche bis einschließlich zur 8. 
Schulstufe sowie im Polytechnischen Lehrgang. Zudem wurden Schulversuche 
auf zehn Prozent der Sonderklassen erweitert. In weiterer Folge entwickelten sich 
mehrere Modelle, das zahlenmäßig umfangreichste und bedeutendste war die so 
genannte integrative Klasse (Gruber 1995, 69). Bis zu dieser gesetzlichen 
Grundlage lag der Schwerpunkt der Entwicklung der schulischen Integration auf 
der Volksschule, doch im Herbst 1988 wurde die erste Hauptschulklasse mit 
einem Schulversuch – nämlich einer Kooperativen Klasse – an der Hauptschule 
Oberwart eingerichtet, worauf weitere Schulversuche folgten (Severinski 1998, 
61). 
Nach Anlanger (1993, 100ff.) folgten in den nächsten Jahren mehrere Anträge und 
Forderungen nach gesetzlicher Anerkennung von schulischer Integration. Zum 
Beispiel stellten im Jahr 1991 Elterninitiativen die Forderung, dass es nicht mehr 
von der jeweiligen Schulbehörde abhängen dürfe, ob ihr behindertes Kind in eine 
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Regelklasse integriert werden kann oder nicht (ebd., 153). Es konnten Erfolge 
erzielt werden: Im gleichen Jahr versprach der damalige Unterrichtsminister, 
Rudolf Scholten, dass bis zum Schuljahr 1991/92 die Anzahl der möglichen 
Schulversuche verdoppelt werden sollte (ebd., 159f.). Dies wurde im Zuge der 13. 
SchOG-Novelle im Jahr 1991 von der Bundesregierung beschlossen: Die 
ursprüngliche zahlenmäßige Begrenzung der Schulversuche zur 
Behindertenintegration wurde von 10% auf 20% des jeweiligen Bundeslandes 
erhöht (Severinski 1998, 61). 
Im Herbst 1992 wurden erstmals zwei Volksschulklassen in der AHS 
(Sekundarstufe I) als Integrationsklassen weitergeführt. Leider blieb die 
Weiterführung der Integration in die AHS in Österreich bis heute jedoch 
unterentwickelt (Rutte 1999, 12; Wohlhart 2009, 18). 
Auf der Basis von Gesetzesentwürfen von Elterninitiativen fand im Jahr 1993 die 
schulische Integration als Aufgabe der Volksschule ihre gesetzliche Verankerung 
und Eltern von Kindern mit Behinderung hatten von nun an das Recht, mit dem 
Erreichen der Schulpflicht ihres Kindes, zwischen der Einschulung in eine 
Volksschule oder in eine Sonderschule zu wählen: Zunächst wurde Mitte des 
Jahres 1993 die Gesetzesvorlage der 15. SchOG- Novelle zur „Änderung des 
Schulpflichtgesetzes, des Schulorganisationsgesetzes, des 
Schulunterrichtsgesetzes und des Pflichtschulerhaltungs- Grundsatzgesetzes“ 
(ebd., 203) vom Ministerrat abgesegnet. Die Aufgabe der Volksschule wurde wie 
folgt formuliert: „Die Volksschule hat in den ersten vier Schulstufen (Grundschule) 
eine für alle Schüler gemeinsame Elementarbildung unter Berücksichtigung einer 
sozialen Integration behinderter Kinder zu vermitteln“ (SchOG §9 Abs. 2). 
Außerdem können Sonderschulen seither zu Sonderpädagogischen Zentren 
(SPZ) ernannt werden (Feyerer 2009, 74). 
1994 fand – wie erwähnt – die von der UNESCO durchgeführte ‚World Conference 
on Special Needs Education‘ in Salamanca statt, an der 300 Teilnehmer und 
Teilnehmerinnen, die 92 Regierungen und 25 internationale Organisationen 
repräsentierten, beiwohnten. Es wurde ein gemeinsamer „Aktionsrahmen für eine 
Pädagogik der besonderen Bedürfnisse“ (Hedderich 2009, 37) geschaffen. „Das 
Leitprinzip, das diesem Rahmen zugrunde liegt, besagt, dass Schulen alle 
Kinder, unabhängig von ihren psychischen, intellektuellen, sozialen, emotionalen, 
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sprachlichen oder anderen Fähigkeiten aufnehmen sollen“ ([UNESCO 2010, 9]; 
Hervorhebung im Original). 
Die Auseinandersetzung mit der gesetzlichen Grundlage zur Integration in der 
Sekundarstufe I6 erfolgte einige Zeit nach jener in der Volksschule, bis schließlich 
im Jahr 1996 im Nationalrat die 17. SchOG-Novelle verabschiedet wurde, wodurch 
die Sekundarstufe I den gleichen Status wie die Volksschule im Jahr 1993 erhielt. 
Von nun an war Integration auch in den vier Jahren nach der Volksschule ein ganz 
normales Angebot des Schulsystems, wodurch die Zahl der integrierten Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf in der Volksschule in Österreich weiterhin 
stark anstieg (Specht 2006, 25). 
Im Jahr 1998 begann das Ministerium sich erstmals mit der Integration in der 
Sekundarstufe II (9. Schulstufe) auseinander zu setzen, doch gibt es bis heute nur 
vereinzelte Schulversuche in diesem Bereich. Im Jahr 2002 scheiterte die 
gesetzliche Verankerung der Integration auf beziehungsweise ab der 9. Schulstufe 
(Feyerer 2009, 75). Nach Wohlhart (2009, 18) sei angemerkt, „dass der 
entsprechende gesetzliche Rahmen für die Polytechnische Schule – im 
allgemeinen das letzte Jahr der Pflichtschulzeit, sowie für die Sekundarstufe II, der 
in logischer Folge im Jahr 2001 zu erwarten war“, nach wie vor aussteht.  
Im Jahr 2008 wurde auch von Österreich die UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderung ratifiziert. Es wurden die Rechte von behinderten 
Menschen festgelegt: Von nun an sollte jedem und jeder Betroffenen ein Zugang 
zu einer integrativen Grundschulbildung sowie zu einer entsprechenden 
Sekundarbildung ermöglicht werden (Feyerer 2009, 62f.). 
 
Zusammenfassend ist zu sagen, dass die Entwicklung der schulischen Integration 
in Österreich durch erhebliche Widerstände gebremst wurde. Heute jedoch 
bewegt sie sich „heraus aus dem Intensivsegment der bereits Überzeugten in die 
Normalität der gegebenen Schul- und Lehrerpopulation“ (Specht 2006, 16). Die 
Schulversuche sind ausgelaufen und Integrationsklassen sind in einigen Schulen 
zum Regelfall geworden. 
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 Unter Sekundarstufe I werden die Schultypen Hauptschule und AHS– Unterstufe verstanden 
(Feyerer 2009, 74). 
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Die Entwicklung der schulischen Integration in Österreich in Zahlen 
Rückblickend, mit den Anfängen der Schulversuche in Österreich beginnend, 
werden nun einige Zahlen zur Entwicklung der schulischen Integration in 
Österreich dargelegt. 
Im Schuljahr 1986/87 gab es österreichweit insgesamt 14 Integrationsklassen, 
davon sechs sozialintegrative Schulversuchsklassen in der Steiermark (Anlanger 
1993, 73). Zwei Jahre später waren es bereits 50 Integrationsklassen, 30 
kooperative Klassen7 und 22 Förderklassen in Österreich. In Wien bestanden zu 
diesem Zeitpunkt 19 Integrationsklassen (ebd., 134). Bis zum Schuljahr 1991/92 
vervierfachte sich die Zahl der Integrationsklassen in Österreich auf insgesamt 
206, außerdem wurden 33 kooperative Klassen und 31 Förderklassen geführt. 
Davon gab es in Wien in jenem Jahr 67 Integrationsklassen, davon sechs in der 
Sekundarstufe I (ebd., 167). Im Schuljahr 1998/99 waren es schon mehr als die 
Hälfte der Kinder mit sonderpädagogischen Förderbedarf (54%), welche in der 
Volksschule in Regelklassen integriert wurden. Ab dem Schuljahr 2000/2001 ist, 
wie in der folgenden Abbildung verdeutlicht, eine Abflachung bzw. ein leichter 
Rückgang der Zuwachskurve zu erkennen (Specht 2006, 24). 
 
Abb.1: Veränderung der Integrationsquoten zwischen 1994 und 2003 – Österreich gesamt – 
(Specht 2006, 24) 
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 Die verschiedenen Realisierungsmodelle schulischer Integration werden – wie erwähnt – im 2. 
Kapitel der Arbeit ausführlich vorgestellt. 
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Waren es 1998/99 noch 54%, so wurden im Jahr 2006/07 im Durchschnitt um 
1,42% weniger SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf integrativ 
beschult, nämlich nur mehr 52,58% (Feyerer 2009, 80). Die Integrationsquoten 
schwankten stark innerhalb der Bundesländer: Im Burgenland und Salzburg stieg 
die Zahl der Integrationsklassen rasant an. Bundesländer, in denen der 
Prozentsatz an Integrationsklassen deutlich langsamer gestiegen und sich bis 
heute im unteren Bereich halten, sind die Bundesländer Vorarlberg, Tirol und 
Kärnten (Specht 2006, 25). 
 
2 Möglichkeiten der Beschulung von Kindern mit Behinderung 
Im folgenden Kapitel werden die vier allgemeinen organisatorischen Modelle für 
Schulversuche zum gemeinsamen Unterricht von Kindern mit und ohne 
Behinderung dargestellt: Das Modell der Einzelintegration, Förderklassen 
(Kleinklassen), das Kooperationsmodell und das Modell der integrativen 
Beschulung. Außerdem wird auf die Möglichkeit der Beschulung in 
sonderpädagogischen Förderzentren eingegangen. 
Nach Specht (1993, 48) sind die vier erstgenannten Rahmenmodelle 
„gewissermaßen idealisierte Festschreibungen praktischer Formen der 
Verwirklichung des Schulversuchs, wie sie sich im Laufe der Entwicklung der 
integrativen Bewegung in Österreich historisch gebildet haben“. Sie sind folglich 
„Praxiskonzepte, die bereits einer gewissen Tradition folgen“ (ebd.). 
Da es innerhalb der einzelnen Modelle wiederum verschiedene Ausprägungen 
gibt, kann im Folgenden nur ein grober Überblick gegeben werden. 
 
2.1 Das Modell der Einzelintegration 
Viele AutorInnen gehen in ihrer Beschreibung der Realisierungsmodelle von 
Integration nicht auf das der Einzelintegration ein, da es für sie die Idee von 
Integration nicht beinhaltet. Auch für Feuser (1999, 38) wird Integration erst dort 
relevant, „wo durch die Heterogenität der Schülerschaft von einem zielgleichen 
Unterricht nicht mehr die Rede sein kann.“ Das Modell der Einzelintegration 
bezeichnet Feuser (2005, 198) sogar „als Verschleierung der Beugung 
fundamentaler Menschenrechte“. Der Vollständigkeit wegen wird es trotzdem an 
dieser Stelle skizziert. 
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Nach Feuser (2005, 196; Hervorhebung im Original) bezieht dieses Modell „Kinder 
und Jugendliche, die als ‚behindert‘ klassifiziert wurden, [dann; Anmerkung der 
Verfasserin] in den Unterricht der Regelschule mit ein, wenn sie dem für alle 
Schüler verpflichtenden Unterricht nach Maßgabe des Lehrplans der jeweils 
besuchten Schule zielgleich folgen können.“ Dies bedeutet, dass Kinder mit 
Behinderung zwar in eine Regelschule aufgenommen werden, jedoch ohne dass 
etwas an den Strukturen wie beispielsweise dem Lehrplan oder den 
Unterrichtsmethoden geändert werden muss. Die integrierten SchülerInnen 
erhalten meist keine Unterstützung durch SonderschullehrerInnen oder 
Zivildienstleistende; besondere Hilfsmittel, auf die sie angewiesen sind wie zum 
Beispiel ein Rollstuhl, Computer, Gehörhilfen o. Ä., werden jedoch toleriert. 
Außerdem kann vom/von der SchülerIn zusätzlicher Förderunterricht durch äußere 
Differenzierung in Anspruch genommen werden. Das Modell der Einzelintegration 
ist dadurch charakterisiert, dass die notwendigen Unterstützungs- sowie 
Fördermaßnahmen einzelfallbezogen organisiert und gewährt werden (Feuser 
1999, 37; Feuser 2005, 196). 
Wird eine Unterstützung durch eine/n SonderschullehrerIn angeboten, wird auch 
oft vom Modell der Klassen mit StützlehrerInnen gesprochen (Gruber/Petri 1989, 
32f.; Specht 1993, 48f.). Hier steht, abhängig von der Behinderungsart, eine 
gewisse Anzahl von Wochenstunden ein/e StützlehrerIn zur Verfügung. Nach 
Specht (1993, 49) ist eine seiner/ihrer wichtigsten Funktionen „die Beratung des 
Klassenlehrers hinsichtlich der Förder- und Differenzierungsmaßnahmen für die 
behinderten Schüler.“ Außerdem hat er/sie auch eine beratende Rolle für die 
Eltern und kann bei der Bewältigung von Schwierigkeiten helfen. Weiters soll 
der/die StützlehrerIn im Bedarfsfall Maßnahmen zur Verbesserung der Akzeptanz 
des Kindes mit Behinderung in der Schule sicherstellen (Gruber/Petri 1989, 33). 
StützlehrerInnenklassen beziehungsweise Klassen mit einzeln integrierten Kindern 
bestehen in Österreich nach wie vor, meist auf Grund der geografischen Lage 
Österreichs: In vielen Alpentälern ist für Kinder im Volksschulalter ein langer 
Schulweg schwer zumutbar, weshalb viele kleine Schulen bestehen, in welchen 
oft nur ein Kind mit sonderpädagogischem Förderbedarf wohnortnah beschult wird 
(Wohlhart 2009, 86).  
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Kritik am Modell der Einzelintegration 
Als problematisch am Modell der Einzelintegration muss angesehen werden, dass 
der/die SchülerIn mit Behinderung im Extremfall als einzige/r die Regelschule 
besucht, wodurch ein Kontakt mit anderen behinderten SchülerInnen in der Schule 
ausgeschlossen ist (Tillmann 1994, 2), welcher jedoch für die Entwicklung des 
Kindes wichtig sein könnte. Einen weiteren Kritikpunkt spricht Feuser (2005, 197f.) 
an: Die erfolgreiche Eingliederung Kinder mancher Behinderungsarten ist ohne 
eine entsprechende Änderung der Didaktik oft nicht möglich. Die Auswirkung 
könnte soziale Vereinsamung und folglich der Erwerb von 
Verhaltensauffälligkeiten sein. Häufig ist es auf Grund der Schwere der 
Behinderung eines Kindes nicht möglich, auch in dünn besiedelten Regionen 
seinen Bedürfnissen pädagogisch-therapeutisch gerecht zu werden (Gruber/Ledl 
1992, 36), wodurch Kinder mit schweren Behinderungen von diesem Modell der 
Beschulung oft ausgeschlossen werden. Außerdem wird von dem/der 
StützlehrerIn Flexibilität sowie ständige Kooperation mit dem/der KlassenlehrerIn 
verlangt (Feyerer 1998, 33). Bei dieser Kooperation kann es oft zu 
Meinungsverschiedenheiten kommen, vor allem, da sich der/die StützlehrerIn als 
Gast fühlen könnte und eventuell viele entscheidende Entwicklungen der Kinder 
und des Unterrichts verpasst (Tillmann 1994, 2). Weiters ist es oft vom/von der 
angeforderten StützlehrerIn sehr viel verlangt, in wenigen Stunden mit einem Kind 
die Inhalte nachzuholen, die der Rest der Klasse in einer Woche bearbeitet 
(Wohlhart 2009, 87). 
 
2.2 Das Modell Förderklassen (Kleinklassen) 
 „Schüler, die dem Unterricht der allgemeinen Schule nicht oder nur unzureichend 
folgen können, werden an Volksschulen bzw. Hauptschulen in Förderklassen 
(Kleinklassen) von sechs bis elf Schülern nach den Lernzielen der Volksschule 
bzw. Hauptschule unterrichtet“ (Specht 1993, 49). Durch die verminderte 
SchülerInnenzahl und die mögliche Erweiterung der Volksschulzeit auf fünf Jahre, 
besteht die Option, Kinder, welche nach herkömmlichen Kriterien 
sonderschulbedürftig wären, innerhalb des organisatorischen Rahmens der 
Volksschule nach dem Lehrplan dieser weiter zu unterrichten. Durch den/die 
KlassenlehrerIn, welche/r in Förderklassen als ein/e SonderschullehrerIn agiert, 
2. Möglichkeiten der Beschulung von Kindern mit Behinderung 
 
 25 
wird den Kindern mit Hilfe eines heilpädagogischen Konzepts ermöglicht, die 
nötige Entwicklungsmöglichkeit zu sichern und Lern- und 
Verhaltensschwierigkeiten zu überwinden sowie einen gleichwertigen Abschluss 
zu erlangen (Gruber/Ledl 1992, 35; Feyerer 1998, 31). Der Schwerpunkt liegt auf 
dem Training der Teilfertigkeiten und darin, die SchülerInnen von 
Versagensängsten zu entlasten (Gruber/Petri 1989, 30). Es soll auf die 
individuellen Fähigkeiten und Bedürfnisse der SchülerInnen eingegangen werden, 
um die grundlegenden Lernziele zu erreichen. Übertritte von SchülerInnen 
zwischen Förder- und regulären Klassen sind möglich und erwünscht (Specht 
1993, 49). Am Ende jedes Schuljahres beraten sich die zuständigen LehrerInnen 
über eine Weiterführung in der Förderklasse oder einen Wechsel in die 
Regelklasse der einzelnen SchülerInnen (Gruber/Petri 1989, 31). 
 
Kritik am Modell der Förderklassen (Kleinklassen) 
Beim Erfassen der Rahmenbedingungen von Förderklassen (Kleinklassen) wird 
deutlich, dass – wie auch beim Modell der Einzelintegration – Kinder mit schweren 
Behinderungen von dieser Form der Beschulung ausgeschlossen sind. Die 
Integration wird somit auf nur eine Gruppe beschränkt: Für Kinder mit schweren 
Behinderungen ist es nicht möglich, eine Förderklasse zu besuchen (Feyerer 
1998, 31; Specht 1993, 49), da diese nicht nach den Lernzielen der Volksschule 
unterrichtet werden können. SchülerInnen, welche zusätzliche Förderung 
benötigen, beziehungsweise – sollte dies entschieden werden – ein zusätzliches 
Jahr in der Volksschule verbringen, werden getrennt von der Regelklasse 
unterrichtet. Die Integration ist somit eine rein räumliche – die SchülerInnen 
befinden sich im gleichen Gebäude, doch ein gemeinsames Lernen findet nicht 
statt.  
Das Modell der Förderklassen (Kleinklassen) hat im Verlauf der Schulversuchszeit 
immer mehr an Bedeutung eingebüßt, die Zahlen gingen schnell zurück (Wohlhart 
2009, 82). 
 
2.3 Kooperative Klassen 
Das Modell der Kooperativen Klasse wird auch unter dem Begriff ‚Gemeinsame 
Schule unter einem Dach‘ diskutiert, da es – analog zum Modell der Förderklasse 
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– vorwiegend ein Modell der räumlichen Integration ist (Feyerer 1998, 30). 
„Behinderte Kinder einer Sonderschulklasse [mit meist ähnlicher Art von 
Behinderung; Anmerkung der Verfasserin] mit kleiner Schülerzahl werden 
entsprechend ihren jeweiligen Voraussetzungen bzw. Behinderungen während 
eines Teils der Unterrichtszeit gemeinsam mit nichtbehinderten Kindern einer 
‚Normalklasse‘ unterrichtet“ (Specht 1993, 49). Das Stundenausmaß des 
gemeinsamen Unterrichts variiert fächer- bzw. projektweise und kann bis zu einem 
überwiegend gemeinsamen Unterricht reichen (Tillmann 1994, 2; Gruber/Ledl 
1992, 34f.). Meist beschränkt er sich jedoch auf den MTK-Bereich8, also die 
weniger leistungsorientierten Fächer (Feyerer 1998, 30). Beide Klassen haben 
somit ein eigenes Lehrpersonal und eigene Klassenräume, welche jedoch 
räumlich in der Nähe liegen sollten, damit es zwischen den SchülerInnen auch 
neben dem Kontakt im Unterricht zu Begegnungen kommen kann (z.B. in den 
Pausen) (Tillmann 1994, 2). Die SchülerInnen mit Behinderung bilden einen 
eigenen Klassenverband am Standort der Regelschule und werden nach 
unterschiedlichen Lehrplänen unterrichtet sowie differiert benotet; sie kooperieren 
aber für gewisse Stunden in der Woche. Ein deutlicher Vorteil anderen Modellen 
gegenüber hebt Mühl (1999, 178) hervor: Die „Vorbereitung der Lehrkräfte der 
Allgemeinen Schule auf nur eine Behinderungsgruppe.“ 
Der Unterschied zwischen den Modellen der Förderklasse (Kleinklasse) und der 
kooperativen Klasse besteht darin, dass in kooperativen Klassen zwei 
unterschiedliche Schulformen nebeneinander bestehen: eine Regelklasse und 
eine Sonderschulklasse. Diese kooperieren eine bestimmte Stundenanzahl, es 
sind aber nicht – wie beim Modell der Förderklassen (Kleinklassen) – Übertritte in 
die Regelklasse das Ziel beziehungsweise überhaupt möglich. 
 
Kritik am Modell Kooperative Klassen 
Gruber/Ledl (1992, 35) sehen den mit erhöhter Klassenstufe immer 
anspruchsvoller werdenden Lehrstoff und die dadurch erschwerte Kooperation als 
Problem. Dadurch wird ab einem gewissen Alter der Kinder hauptsächlich getrennt 
unterrichtet, wodurch die stigmatisierende Wirkung für Kinder mit Behinderung 
nicht in erwünschtem Ausmaß beseitigt werden kann. Auch weil sich der 
gemeinsame Unterricht meist auf den MTK-Bereich beschränkt, bleibt der Status 
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 Als MTK-Bereich werden die Fächer Musik-, Werk-, Leibes- und bildnerische Erziehung 
bezeichnet (Feyerer 1998, 30). 
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der SonderschülerInnen durch eventuell bestehende Vorurteile aufrecht (Feyerer 
1998, 30f.). Feyerer (ebd., 30) meint, das Modell trage zwar den Namen 
‚Integration‘, doch variieren innerhalb dessen die Art und das Ausmaß 
sozialintegrativer Maßnahmen. Feuser (2005, 199) bestätigt, dass das 
Kooperationsmodell nicht die Bedingungen eines Gegenmodells zur Praxis der 
Segregation erfüllt, es aber stets als Integration bezeichnet wurde und wird. 
 
2.4 Integrationsklassen 
Wie bereits erwähnt, bilden Integrationsklassen die Basis des 
Integrationsgedankens und wurden größtenteils auf Grund der Bemühungen von 
Elterninitiativen als Schulversuche eingerichtet (Füssel 1993, 59). 
In so genannten Integrationsklassen werden behinderte und nicht-behinderte 
SchülerInnen für die gesamte Zeit gemeinsam unterrichtet. Die SchülerInnen 
werden jedoch, wo es nötig ist, zieldifferent beschult: Kinder mit Behinderung 
werden nach dem ihrer Behinderung entsprechenden Lehrplan unterrichtet 
(Specht 1993, 48). Die Behinderungen der Kinder können entweder ähnlich oder 
auch sehr verschieden sein; häufiger ist es jedoch, dass Kinder mit 
unterschiedlichen Behinderungen eine Integrationsklasse besuchen (Mühl 1999, 
172).  
 
2.4.1 Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
In Integrationsklassen herrschen – wie bereits erwähnt – andere 
Rahmenbedingungen als in Regelklassen. Diese werden im Folgenden 
herausgearbeitet. 
 
2.4.1.1 Verringerte SchülerInnenanzahl 
Eines der Merkmale von Integrationsklassen ist die verringerte 
SchülerInnenanzahl: Ca. zwei bis fünf Kinder mit Behinderung und ca. 18 bis 20 
Kinder ohne Behinderung bilden den Klassenverband (Tillmann 1994, 7; Specht 
1993, 48; Feyerer 1998, 28). Die Zusammensetzung der Klassen ist von der Zahl 
der Anmeldungen und von den Wünschen der Schulleitung abhängig. 




Ein weiteres Merkmal von Integrationsklassen ist, dass der Gesamtunterricht im 
Idealfall durchgängig von zwei LehrerInnen im möglichst gleichberechtigtem 
Teamteaching gehalten wird: einem/einer VolksschullehrerIn und einem/einer 
SonderschullehrerIn (Gruber/Petri 1989, 26f.; Specht 1993, 48). Beide Lehrkräfte 
sind für alle Kinder verantwortlich und teilen sich das Unterrichten, wobei jede ihr 
Wissen einbringt. Eine starre Rollenaufteilung sollte im Hinblick auf einen 
möglichen Kompetenztransfer vermieden werden (Mühl 1999, 174). In Stunden, 
die nicht vom Klassenlehrer beziehungsweise der Klassenlehrerin gehalten 
werden, wie beispielsweise die Religions- und Werkerziehungseinheiten, gibt es 
teilweise Doppelbesetzungen. Die LehrerInnen können die Lerneinheiten 
innerhalb des Schulalltages und der Schulwoche flexibel einteilen (ebd., 173). 
Nach Kreie (1994, 285) zeigt die Integrationspraxis der letzten Jahrzehnte, dass 
die Zusammenarbeit von PädagogInnen eine unverzichtbare Notwendigkeit ist, 
deren Qualität das Gelingen oder Nichtgelingen von Integration in der Schule 
entscheidend beeinflusst. Damit das Arbeiten im Team eine möglichst hohe 
Qualität hat, muss die Basis schon vor dem Beginn der Zusammenarbeit gelegt 
werden. Ein Grundsatz ist, dass die LehrerInnen bereit sein sollten, freiwillig in 
einer integrativen Klasse zu unterrichten (Eberwein/Knauer 1994, 294). Sie sollten 
außerdem vor Beginn der Teamarbeit ausführlich und offen über ihre 
Vorstellungen von Kooperation sprechen. Weiters sollten die eigene 
Persönlichkeit, Stärken und Schwächen sowie die Vorlieben und Abneigungen der 
Personen offen gelegt werden (ebd.). Die Lehrkräfte müssen bereit sein, ein 
geeignetes Selbst- und Aufgabenverständnis zu entwickeln, denn die Gestaltung 
des integrativen Unterrichts muss als gemeinsame Aufgabe begriffen werden. Es 
soll auch bewusst gemacht werden, dass wöchentliche Teamsitzungen notwendig 
sind, in der unterrichtliche, organisatorische sowie kommunikative Fragen und 
eventuelle Konflikte besprochen werden (ebd.). 
 
Neben den Bedingungen für die gelingende Kooperation des Lehrerteams nennt 
Specht (2007, 79), wozu beide Lehrkräfte bereit sein sollten: Sie sollten „eine 
generelle Bereitschaft zur integrativen Arbeit und zur Auseinandersetzung mit 
Heterogenität“, „die Bereitschaft zur (schulartenübergreifenden) Teamarbeit im 
Sinne einer gemeinsamen Planung, Durchführung, Evaluierung und Reflexion des 
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Unterrichts“ sowie die „Bereitschaft zur Kooperation mit schulischen und 
außerschulischen Beratungs- und Unterstützungseinrichtungen“ haben. Des 
Weiteren formuliert Specht (ebd.) Kompetenzen zur Integration, die sich 
LehrerInnen aneignen sollten: „Die Planung und Durchführung von Maßnahmen 
zur Qualitätsentwicklung für den gemeinsamen Unterricht aller Schüler/innen“ in 
Form von Beobachtungen sowie regelmäßige Supervisionen sind nötig. Das 
Lehrerteam sollte die Fähigkeit besitzen, den Unterricht abwechslungsreich und 
individuell zu gestalten sowie offen für Fort- und Weiterbildung zu sein. 
  
Die Aufgaben des Lehrerteams sind nach Sehrbrock (2002, 26) das Begleiten, 
Beraten, Trösten, Helfen, Stützen, Motivieren und Herausfordern der Kinder mit 
und ohne Behinderung.  
 
Mögliche Probleme des Teamteaching 
Die Zusammenarbeit zweier LehrerInnen, welche in einer Klasse im Team 
unterrichten, kann zu Problemen und Unsicherheiten führen. Nach Holzinger 
(2009, 172f.) können die Problembereiche kooperativer Arbeit auf vier Ebenen 
aufgeteilt werden: 
1. Persönlichkeitsebene: Die Enthüllung der eigenen Rolle sowie der eigenen 
Person fällt vielen schwer. Unter Anwesenheit einer zweiten 
Autoritätsperson kann es dazu führen, dass die Lehrkräfte nicht authentisch 
wirken können und ihre eigentliche Person in gewissen Situationen nicht 
zeigen (können). Umso intensiver die Kooperation zwischen den 
LehrerInnen ist, desto mehr muss jede/r von sich selbst zeigen (ebd, 173). 
2. Sachebene: Die Heterogenität der LehrerInnen sowie der SchülerInnen 
kann zu Überforderung führen. 
3. Beziehungsebene: Die Teilung der Autonomie sowie der Satisfaktion kann 
Probleme hervorrufen. Diffuse Rollenverteilungen können auch dazu 
führen, dass jemand nicht genau weiß, wer welche Aufgabe hat. 
4. Organisationsebene: Kooperation kostet viel Zeit, vor allem wenn die 
Gespräche nicht ‚im Vorbeigehen‘ stattfinden sollen. Besprechungen über 
die Unterrichtsplanung, Nachbesprechungen, Aussprachen mit den Eltern, 
Aussprachen mit TherapeutInnen, die vermehrte Vorbereitung und die 
Supervisionen kosten sehr viel Zeit, welche oft zusätzlich aufgebracht 
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werden muss (Bews 1992, 127f.). Weiters können sich Statusunterschiede 
durch die verschiedenen Ausbildungen der LehrerInnen ergeben (Holzinger 
2009, 173). Ebenfalls kritisch anzumerken ist die Größe des Teams, welche 
zu zusätzlicher Belastung führen kann (ebd., 174).  
 
LehrerInnenausbildung 
Durch das Aufzeigen der geforderten Kompetenzen für das Gelingen von 
Integration wird deutlich, dass die Ansprüche des gemeinsamen Unterrichts von 
Kindern mit und ohne Behinderung ein anderes Lehrerbild als das herkömmliche 
fordert. Somit ist auch eine Veränderung der LehrerInnenbildung nötig, da hohe 
Ansprüche an die Teamfähigkeit der Lehrkräfte gestellt werden: LehrerInnen 
sollen in der Lage sein, eng zu kooperieren, gemeinsam hohe Leistungsziele zu 
verfolgen sowie die Verantwortung für ihre Arbeit zusammen zu tragen (Holzinger 
2009, 170). „Die von Einzelkämpferdasein und Isolation geprägte Situation des 
deutschen [und österreichischen; Anmerkung der Verfasserin] Lehrers muß sich 
verändern“ (Kreie 1994, 286). 
Es ist Voraussetzung, dass beide LehrerInnen Kompetenzen hinsichtlich 
integrationspädagogischer Inhalte sowie im Hinblick auf besondere 
Lernerschwernisse und Verhaltensprobleme erwerben (Eberwein/Knauer 2009, 
29). Auch Füssel (1993, 40f.) betont, dass beide Lehrkräfte für 
sonderpädagogische Aufgaben eine Grundqualifikation in Lernbehinderten- und 
Verhaltensgestörten- und in Teilen auch der Sprachheilpädagogik erhalten sollen. 
 
2.4.1.3 Differenzierte Leistungsbeurteilung 
Die Leistungsbeurteilung erfolgt für alle Kinder mit alternativen Formen, meist über 
verbale Beurteilungen. „Eine Lernkultur, die den Lernprozess und die dafür 
erforderliche Handlungskompetenz in den Mittelpunkt stellt, muss auch die 
Leistungsfeststellung und -bewertung in den Prozess verlagern“ (Holzinger 2009, 
151). Wenn Kinder unterschiedlichster Leistungen miteinander lernen, muss nach 
Holzinger (ebd., 152) die Beobachtung beziehungsweise Erfassung individueller 
Lernwege im Vordergrund stehen. Es ist unumgänglich, persönliche 
Bezugsnormen zur Leistungsbeurteilung zu geben, wo jedes Kind einzeln und 
nicht die Kinder im Vergleich miteinander beurteilt werden (ebd.). 
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Es gibt drei Modelle zur alternativen Beurteilung von SchülerInnen (ebd., 156 f.): 
1. Kommentierte direkte Leistungsvorlage: Die SchülerInnen sammeln in einer 
Mappe „repräsentative Dokumente des persönlichen Lernens“ (ebd., 156) 
sowie Leistungsrückmeldungen der LehrerInnen. Mindestens zwei Mal im 
Jahr führen die Lehrkräfte mit Eltern und Kind Informationsgespräche, bei 
denen auf den individuellen Lernfortschritt eingegangen wird. 
2. Lernzielkataloge: Die LehrerInnen erstellen unter Beachtung des 
Rahmenplans der jeweiligen Schulstufe eine Lernzielsammlung für die 
SchülerInnen ihrer Klasse. Hat ein Kind ein Lernziel erreicht, so wird dies 
im Lernzielkatalog eingetragen. 
3. Verbale Beurteilung: Die LehrerInnen beschreiben in einem kurzen Text 
den Lernfortschritt des jeweiligen Kindes innerhalb des Semesters. Dies 
erfolgt entweder in Form von Briefzeugnissen oder 
Lernentwicklungsberichten. 
 
2.4.1.4 Integrativer Unterricht 
Nach Kron (2009, 185) ist aus wissenschaftlichen Untersuchungen zum Verhältnis 
von Menschen mit und ohne Behinderung hervorgegangen, „dass Kontakte 
zwischen ihnen nicht automatisch der Bildung von Vorurteilen entgegenwirken 
oder bestehende abbauen. Das Zusammenleben muss bestimmte Qualitäten 
haben.“ Eine wichtige Voraussetzung für die hohe Qualität der entstehenden 
Kontakte ist, dass alle Beteiligten verstanden haben und vertreten, warum das 
gemeinsame Lernen von Kindern mit und ohne Behinderung wichtig ist, damit dies 
im Unterricht umgesetzt werden kann (Heyer 2009, 193). Der integrative Unterricht 
unterscheidet sich zum Teil von dem in Regelklassen, vor allem weil versucht 
werden sollte, so wenig wie möglich frontal zu unterrichten. Im Folgenden soll auf 
die Merkmale von integrativem Unterricht eingegangen werden. 
 
Merkmale des integrativen Unterrichts 
In Integrationsklassen wird versucht, einen offenen und schülerzentrierten 
Unterricht zu verfolgen. Der Unterricht soll „nach Prinzipien der Individualisierung, 
der Binnendifferenzierung und des kooperativen, handlungsorientierten Lernens 
(Projektlernen) erfolgen“ (Specht 1993, 48). Die Kinder sollen durch die 
Auseinandersetzung mit der Umwelt in der Praxis diese verstehen lernen (Feyerer 
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1998, 38). Außerdem soll der Unterricht so gestaltet sein, dass er möglichst viel 
Gelegenheit für Kontakte zwischen behinderten und nicht-behinderten Kindern 
bietet (Specht 1993, 48). 
 
Holzinger (2009, 104f.) fasst die Prinzipien integrativen Unterrichts in sechs 
Merkmalen zusammen: 
1. „Integrativer Unterricht bezieht alle Kinder mit ein, der Unterricht soll so 
gestaltet sein, dass alle Kinder daran teilhaben können“ (ebd., 104). Es gilt 
das schon erwähnte Prinzip der Individualisierung: Der integrative 
Unterricht soll jedem Kind – unabhängig von seinem Lernniveau und 
seinem sozialen und kulturellen Hintergrund – gerecht werden (ebd., 126). 
2. Integrativer Unterricht basiert auf einer Didaktik für alle Kinder, Feuser 
(1995) bezeichnet diese als die „Allgemeine Didaktik“. 
3. „Integrativer Unterricht ist breit angelegt: Es werden vielfältige 
Lernmöglichkeiten geboten, die vom sinnlichen Erleben bis zur 
theoretischen Auseinandersetzung reichen“ (Holzinger 2009, 104). Die 
SchülerInnen haben die Möglichkeit, durch das Ansprechen mehrerer 
Sinne, die Lerninhalte zu erfassen und durch handlungsorientiertes Lernen 
zu erleben (ebd., 137). 
4. „Beim integrativen Unterricht steht der gemeinsame Gegenstand im 
Mittelpunkt: Alle Kinder sollen sich auf individuelle Art und Weise mit dem 
gleichen Lerninhalt befassen“ (ebd., 104). Die Kinder sollen zu einem weit 
gefassten Thema eigene Strategien zur Aneignung und Umsetzung 
entwickeln (Bews 1992, 87). 
5. „Integrativer Unterricht wird von dem am schwersten behinderten Kind 
ausgehend geplant: Der Ausgangspunkt für die Planung ist das, was an 
einem Lerninhalt bedeutsam ist. Dieser kann in den oberen 
Leistungsbereich ausdifferenziert werden“ (Holzinger 2009, 104f.). Bei 
diesem Merkmal gilt das Prinzip des zieldifferenten Lernens: Der gleiche 
Lerninhalt wird mit unterschiedlichen Endzielen angeeignet. 
6. „Integrativer Unterricht fördert die Selbstständigkeit: Die LehrerInnen sollen 
im emanzipatorischen Sinne lediglich dort helfen, wo es nötig ist“ (ebd., 
105) und das gegenseitige Helfen der SchülerInnen untereinander fördern. 
Die Eigentätigkeit und das kooperative Lernen werden dadurch angeeignet. 
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Feyerer (1998, 40f.) fasst die schon von Holzinger (2009, 104f.) erwähnten 
wichtigsten Prinzipien in integrativen Klassen erneut schlagwortartig zusammen: 
  „ ●   mehr Heterogenität, weniger Homogenität 
 mehr Kooperation, weniger Selektion 
 mehr innere Differenzierung, weniger äußere Differenzierung 
 mehr Schülerzentrierung, weniger Stofforientiertheit 
 mehr Projektunterricht, weniger parzellierter Fächerunterricht. “ 
In integrativen Klassen soll nicht selektiert werden, sondern ein gemeinsames 
Lernen für Kinder mit unterschiedlichen Voraussetzungen ermöglicht werden. Es 
soll nicht Leistung über Konkurrenz erzwungen werden, sondern Lernprozesse 
über gegenseitige Anregungen durch ein tätiges Miteinander (Deppe-Wolfinger 
1994, 28). 
 
2.4.2 Leitideen schulischer Integration 
Eine der Leitideen schulischer Integration ist es, dass Behinderung nicht als 
‚Defekt‘ des Individuums, sondern als „organische bzw. soziale Isolation im 
Aneignungsprozeß“ (Feyerer 1998, 38) gesehen wird. Jedes Kind wird in seinem 
Dasein akzeptiert und die intellektuellen, sozialen, emotionalen und körperlichen 
Fähigkeiten aller SchülerInnen werden gefördert (ebd., 39). Nach Mühl (1999, 
173) ist das Ziel von Integrationsklassen, „Schülerinnen und Schüler mit 
unterschiedlichen Lernmodi, unterschiedlichen Lernansprüchen und Fähigkeiten in 
eine Lernsituation so einzubinden, daß alle davon profitieren.“ Dieser Ansatz 
inkludiert auch Kinder ohne Behinderung, welche dadurch in der sozial prägenden 
Entwicklungsphase der Volksschulzeit die Chance erhalten, im Miteinander zu 
lernen, Individualität und Normabweichung zu achten und Rücksicht zu nehmen 
(Gruber/Ledl 1992, 31). 
 
2.4.3 Vor- und Nachteile von Integrationsklassen 
Nach Speck (2008, 410) dauert die Diskussion um die Verwirklichung schulischer 
Integration zwar schon länger als ein Vierteljahrhundert an, ist aber nach wie vor 
nicht abgeschlossen. Auf die Vor- und Nachteile von Integrationsklassen, welche 
durch die Schulversuche erkannt wurden, wird im Folgenden eingegangen. 
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Vorteile von Integrationsklassen 
Viele der genannten Rahmenbedingungen von Integrationsklassen sind in 
Regelklassen nicht gegeben und können positiv für Kinder mit sowie ohne 
Behinderung sein. Nach Füssel (1993, 24) kann zum Beispiel „vermutet werden, 
daß die geringere Schülerzahl und die bessere Versorgung von 
Integrationsklassen mit Lehrerstunden die Lernsituation auch für die 
nichtbehinderten Kinder verbessern.“ Aus Untersuchungen, in denen die Eltern 
von Kindern ohne Behinderung befragt wurden, geht hervor, dass diese 
Integrationsklassen attraktiv finden, weil sie eine in ihren Augen wirkvolle 
Pädagogik realisieren. Andere geben Integrationsklassen den Vorzug, weil durch 
die Doppelbesetzung seltener der Unterricht ausfällt; denn vorübergehend können 
die IntegrationslehrerInnen die Klassen auch alleine führen (ebd., 25). Feuser 
(2003, 60) berichtet, dass Eltern immer zwei wesentliche Gründe für ihre 
Schulentscheidung angaben: Einerseits das soziale Klima und andererseits die 
„Wertschätzung für ein Kollegium, das sich bewusst mit der Qualität von Unterricht 
und Schule auseinandersetzt.“ 
Ein weiteres wesentliches Plus von Integrationsklassen ist, dass die Kinder soziale 
Erfahrungen machen können, die ihre Entwicklung erheblich vorantreiben kann 
(Maikowski/Podlesch 1994, 321). Es ist davon auszugehen, dass nicht-behinderte 
Kinder weniger Berührungsängste und Vorurteile gegenüber Menschen mit 
Behinderung und ihrem Verhalten entwickeln, wenn sie schon früh mit behinderten 
Kindern gemeinsam den Schulalltag erleben. In Integrationsklassen wird die 
Entwicklung eines positiven Sozialverhaltens gefördert, das heißt, ein Verhalten, 
das die Unterschiedlichkeit der Menschen als etwas Positives und Anregendes 
und nicht als etwas Fremdartiges und Negatives begreift (ebd.). Jene sozialen 
Erfahrungen müssen keineswegs nur positiv und harmlos sein, doch auch 
Konfliktaustragungen und Aushandlungsprozesse enthalten viele Möglichkeiten für 
Entwicklungsfortschritte. Beide, Kinder mit sowie ohne Behinderung, lernen, wie 
soziale Schwierigkeiten zwischen Gleichaltrigen mit unterschiedlichen 
Entwicklungsniveaus und Fähigkeiten überwunden werden können (Benkmann 
1991, 86f.). 
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Nachteile von Integrationsklassen 
Neben den Vorteilen gibt es auch mögliche Probleme, welche in 
Integrationsklassen entstehen können. Beispiele hierfür sind: „Unterschiedliche 
Elternerwartungen, Überschreitung der Belastungsgrenzen von 
Integrationsklassen durch Agglomeration von Kindern mit sehr ausgeprägten 
Zuwendungs- und Förderbedürfnissen, dramatische Zuspitzung des staatlichen 
und systembedingten Selektionsauftrages gegen Ende der Volksschulzeit“ 
(Reichmayr 1999, 96). Bews (1992, 121) merkt an, dass außerdem oft die Eltern, 
Kinder und das Lehrerkollegium über die Ziele und Inhalte der Integration zu 
wenige Informationen haben. 
Auf der Problemseite wäre nach Gruber/Ledl (1992, 34) neben dem Kostenfaktor 
auf Grund der Anstellung von zwei LehrerInnen vor allem die große Streubreite 
möglicher Behinderungen zu nennen, die die beiden LehrerInnen vor oft unlösbare 
Aufgaben stellt. Zunächst muss für jedes Kind ein individueller Zugang zum 
Lernen gefunden werden, der Weg muss dann jedoch gemeinsam gegangen 
werden. 
Feuser (2003, 61) spricht auch das Problem an, dass sich die Schule nicht zur 
Genüge weiterentwickle: Damit Integration gelingen kann, muss sich die Struktur 
und Organisation verändern. Es besteht das administrative Problem, unabhängig 
von lokal und momentan verfügbaren Ressourcen primär im Sinne der 
Bedürfnisse des einzelnen Kindes zu entscheiden (Speck 2008, 426). 
Zusammenfassend wird bemängelt, dass Integrationsklassen in Regelschulen 
eingebettet sind, die Integration aber nicht unbedingt auf das Gesamtsystem, 
mitunter nicht einmal in die eigene Schule, ausstrahlt. Integration als schulisches 
Regelangebot kann nicht durch bloße Vermehrung von Integrationsklassen 
geleistet werden, viel mehr sind Umstrukturierungen der Systeme erforderlich – 
der Regelschulen sowie der Sonderschulen (Füssel 1993, 60). 
 
2.4.4 Die Situation der nicht-behinderten Kinder in Integrationsklassen 
Eine konkrete Aufgabe der Integrationspädagogik besteht nach Knauer (2009, 60; 
Hervorhebung im Original) „in der gezielten pädagogischen Berücksichtigung und 
Einschließung eben jener Schülerinnen und Schüler, die – landläufig als ‚normal‘ 
bezeichnet – ganz elementar von der angestrebten Gemeinsamkeit gefordert 
sind.“ Die Autorin argumentiert, dass von nicht-behinderten Kindern nicht erwartet 
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werden kann, dass diese ihren behinderten MitschülerInnen Toleranz und 
Offenheit entgegenbringen, wenn ihre eigenen Wünsche zweitrangig sind (ebd., 
59). „Erst wenn auch ‚Nichtbehinderte‘ in der vollständigen Einbeziehung von 
Menschen mit Behinderung eine für sich selbst erstrebenswerte Normalität 
erkennen“ (ebd.; Hervorhebung im Original), kann Integration in vollem Ausmaß 
gelingen. Ein weiteres Argument für das Gelingen von Integration formuliert Hössl 
(1994, 147) indem er meint, dass die  
„erforderlichen Kommunikationsprozesse, die als Voraussetzung für mehr 
Selbstverständlichkeit im Zusammenleben zwischen Behinderten und 
Nichtbehinderten anzusehen sind, im frühen Kindesalter sich am 
natürlichsten vollziehen und damit eine wichtige Basis darstellen, um 
Voreingenommenheit, Unsicherheit, Abwehr und Angst im gegenseitigen 
Umgang in späteren Lebensabschnitten abzubauen.“  
Außerdem schreibt der Autor, dass Kinder im jungen Alter unbefangener mit dem 
Phänomen ‚Behindertsein‘ umgehen können. 
 
2.5 Sonderpädagogische Förderzentren 
Sonderpädagogische Förderzentren (SPF) gehen nach Tillmann (1994, 3f.) aus 
Sonderschulen hervor. Im deutschsprachigen Raum gibt es verschiedene 
Bezeichnungen für diese Schulform, die Modelle variieren jedoch nur gering. 
Beispiele hierfür sind: ‚Sonderschule‘ (ebd.), ‚Sonderpädagogisches 
Förderzentrum‘ (ebd.), ‚Spezial-Förderschule‘ (Feuser 2005, 198), ‚Schule für 
geistig Behinderte‘ (Speck 2005, 229). Da die Bezeichnungen meist als Synonyme 
verstanden werden, wird nachfolgend lediglich die des sonderpädagogischen 
Förderzentrums verwendet. 
Sonderpädagogische Förderzentren dienen nach Speck (ebd.) der „besonderen 
pädagogischen Förderung, wenn die Voraussetzungen für den Besuch der 
allgemeinen Bildungsgänge fehlen“ und somit der Erfüllung der Schulpflicht. In 
sonderpädagogischen Förderzentren kann es „neben Sonderschulklassen und 
Regelschulklassen verschiedenste Formen von integrativen Klassen geben“ 
(Tillmann 1994, 4). Tillmann (ebd.) betont, dass die Veränderung zu 
sonderpädagogischen Förderzentren mit sich brachte, dass sie die „‘ambulanten 
Funktionen‘“ (ebd.; Hervorhebung im Original) wie Diagnostik und Beratung von 
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nun an wahrnehmen. Einerseits stehen diesen Schulen die 
Organisationsgrundlagen und -formen des Schulwesens zur Verfügung – wie bei 
der Finanzierung und dem Schulrecht – und andererseits bedienen sie sich 
Sonderregelungen, beispielsweise bezüglich des Lehrplans oder der 
Klassenstärke (Speck 2005, 230). Feuser (2005, 198; Hervorhebung im Original) 
beschreibt das Merkmal sonderpädagogischer Förderzentren wie folgt: 
„Zielgleicher Unterricht nach Maßgabe der Sonderschultyp-spezifischen, 
reduktionistisch verengten individuellen Curricula.“ Der Autor (ebd., 205) meint, 
dass diese Schulform unter bestimmten Bedingungen wie zum Beispiel der 
erwähnten Ausweitung der ambulanten Dienste, eine Realisierung des Modells 
Integration darstellen könnte, nicht aber wenn ein „goldener Mittelweg“ (ebd.) 
eingeschlagen wird: „Sonderschulen werden zu FZ9, betreuen in verschiedenen 
ambulanten Formen die ‚integrierbaren‘ (leichter behinderten) Kinder und Schüler 
in den Regeleinrichtungen und fördern und beschulen die schwerer behinderten, 
‚nicht integrierbaren‘ Kinder und Schüler in den eigenen Mauern, in der alten 
Sonderschule“ (ebd., 205f.). Durch diesen ‚Kompromiss‘, so kritisiert Feuser 
(ebd.), würden die Selektions- und Segregationsprozesse der 
sonderpädagogischen Förderzentren lediglich für die Öffentlichkeit und sogar die 
Eltern verschleiert, nicht aber bekämpft werden. 
Nach Feuser (ebd.) ist das Modell der sonderpädagogischen Förderzentren das in 
der Integrationsdiskussion am häufigsten erwähnte und sowohl 
IntegrationsbefürworterInnen als auch IntegrationsgegnerInnen finden Für- und 
Gegenargumente für dieses Modell der Beschulung. 
  
3 Entscheidung und Motivation 
Da es in der Fragestellung der vorliegenden Arbeit um die Motive von Müttern 
geht, sich für die Art der Beschulung ihres Kindes zu entscheiden, soll im 
folgenden Kapitel auf die Begriffe der Entscheidung, des Motivs sowie der 
Motivation eingegangen werden. 
 
                                                 
9
 Mit der Bezeichnung FZ sind Förderzentren gemeint. 




Unsere Entscheidungen sind ein wichtiges Hilfsmittel um Chancen, 
Herausforderungen und Ungewissheiten zu bewältigen (Hammond 1999, 12). 
Manche Entscheidungen fallen uns leichter, da die Schlussfolgerung logisch ist, 
wie zum Beispiel die Frage, einen Regenschirm mitzunehmen, wenn 
Regenschauer vorhergesagt wurden. Das Treffen von Entscheidungen dieser Art 
gehört zum Alltag und läuft meist unbewusst ab. Oft müssen wir jedoch schwierige 
und komplexe Entscheidungen treffen, bei welchen keine klare Lösung in Sicht ist. 
In diesen Fällen „laufen wir Gefahr, Ängsten, Verwirrung, Zweifeln, Fehlern, 
Bedauern, Peinlichkeiten und Verlust ausgesetzt zu werden“ (ebd., 13). Diese 
Entscheidungen haben oft Folgen, die unser Leben nachhaltig beeinflussen, 
weshalb sie uns sehr in Anspruch nehmen, wie zum Beispiel die Annahme einer 
neuen Arbeitsstelle oder eben die Art der Beschulung der eigenen Kinder (Laux 
1998, 1). 
Wenn es darum geht, welche Schule bzw. welche Klasse das eigene Kind 
besuchen soll, haben Eltern gewisse Erwartungen, Hoffnungen aber auch 
Befürchtungen. Diese sind meist mit der vergangenen eigenen Schulzeit 
verbunden (Bönsch 1994, 28). Die Grundvorstellung ist sicherlich meist, dass die 
eigenen Kinder möglichst gut gefördert werden, sie sich sozial weiterentwickeln 
und sie Spaß haben. Eltern möchten ihren Kindern Wege eröffnen, die sie für 
sinnvoll und interessant halten (Porsche 2009, 30f.). 
 
In der Elternratgeberliteratur, zu der manche Eltern im Entscheidungsprozess 
greifen mögen und welche über die Arten der Beschulung in der Volksschule 
informieren, wird empfohlen, die Kinder bei der Entscheidung über die Art deren 
Beschulung einzubinden (Porsche 2009, 49f.; Kowalczyk 2003, 74). Es heißt, 
Eltern sollten dem Kind „die nötige Eigenverantwortung zutrauen und es in den 
Entscheidungsprozess mit einbeziehen“ (Porsche 2009, 49), um die Motivation für 
den Schulbeginn zu steigern. Klarerweise darf die Entscheidung über die 
Schullaufbahn nicht allein dem Kind überlassen werden, da es die Tragweite der 
Entscheidung nicht einschätzen kann, doch wirkt es sich positiv auf den 
Schulbeginn aus, wenn das Kind in einem Gespräch auf die neue Situation und 
die eventuell neuen Bedingungen (wie zum Beispiel der Besuch der Volksschule 
gemeinsam mit Kindern mit Behinderung), vorbereitet wird (ebd., 51). 




Da in der vorliegenden Arbeit ausschließlich Mütter zu ihrer Entscheidung befragt 
wurden, soll dies an dieser Stelle kurz begründet werden. Selbst dann wenn 
Kinder von zwei Elternteilen aufgezogen werden und die Mutter wie der Vater 
einer Arbeit nachgeht, übernimmt die Mutter nach wie vor meist einen Großteil der 
Erziehungsarbeit (Le Camus 2001, 156). Nach Metzger (2006, 314) ist die 
Bereitschaft von Vätern, sich an der Erziehung zu beteiligen, gestiegen, die 
Verantwortung, auch beim Treffen von wichtigen Entscheidungen, wird aber nach 
wie vor hauptsächlich der Mutter überlassen.  
 
3.1.1 Begriffsklärung 
Der Begriff ‚Entscheidung‘ wird im allgemeinen Sprachgebrauch meist dann 
verwendet, wenn eine Wahl mit besonderer Wichtigkeit vorliegt und von deren 
Ausgang viel abhängt. Meist besteht ein Konflikt zwischen zwei oder mehreren 
Handlungs- oder Reaktionsmöglichkeiten, welcher durch die Entscheidung 
beendet wird (Arnold 1971, 249). In der Entscheidungstheorie wird der 
Entscheidungsbegriff „so weit gefaßt, daß er alle Wahlakte beinhaltet: Unter 
‚Entscheidung‘ wird ganz allgemein die (mehr oder weniger bewußte) Auswahl 
einer von mehreren möglichen Handlungsalternativen verstanden“ (Laux 1998, 1; 
Hervorhebung im Original). Laux (ebd., 8) betont außerdem, dass mit einer 
Entscheidung nicht alleine der endgültige Entschluss für oder gegen etwas 
gemeint ist, sondern die Vorbereitung und der Weg dorthin miteingeschlossen 
sind, wodurch mit einer Entscheidung ein Prozess durchlaufen wird.  
 
Im Allgemeinen wird angenommen, dass die Alternative, die eine Person wählt, 
gleichzeitig immer die subjektiv Beste ist (Kirchler 1999, 20). Wenn sich jemand 
außerdem zwischen einer riskanten Alternative und einem sicheren Gewinn 
entscheiden muss, agiert er oder sie meist risikoscheu und wählt die gewohnte, 
bekannte Alternative (ebd., 21). Es ist somit anzunehmen, dass im Falle einer 
Entscheidung hinsichtlich der Art der Beschulung eines Kindes von Eltern häufiger 
gegen eine Integrationsklasse entschieden wird, da dies die ‚sicherere‘ und 
typischere Variante ist. Menschen tendieren dazu, die ‚erstbeste‘ Alternative zu 
wählen (ebd., 26). 
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3.1.2 Die Systematik von Entscheidungen 
Nach Laux (1998, 8) gibt es eine gewisse Systematik von Entscheidungen, welche 
im Idealfall wie folgt aussieht: 
„ 1. Problemformulierung, 
 2. Präzisierung des Zielsystems, 
 3. Erforschung der möglichen Handlungsalternativen, 
 4. Auswahl einer Alternative 
 5. Entscheidungen in der Realisationsphase.“ 
Jeder Prozess der Entscheidung beginnt somit bei der Wahrnehmung einer 
Situation, in welcher es eine Entscheidung braucht und geht über das Finden und 
Gewichten von Alternativen bis zur Wahl der subjektiv optimalen Lösung (Kirchler 
1999, 47).  Diese Stufen werden bewusst oder unbewusst durchlaufen und bilden 
den Entscheidungsprozess, jedoch sind die einzelnen Bestandteile nur selten fein 
säuberlich getrennt, meist ist das Problem weder klar formuliert noch liegen die 
Handlungsalternativen bereits vor (Meixner 2010, 76f.). 
 
3.1.3 Arten von Entscheidungen 
In der einschlägigen Literatur wird, je nach dem im Vordergrund stehenden Ziel,  
zwischen deskriptiver und präskriptiver Entscheidungstheorie unterschieden, 
zwischen Individualentscheidungen und Gruppenentscheidungen, zwischen 
Entscheidungen bei Sicherheit und Unsicherheit, zwischen Entscheidungen bei 
Risiko und Entscheidungen mit mehreren Zielen (Laux 1998; Dörsam 2007). Die 
Entscheidung für oder gegen eine bestimmte Art der Beschulung ist selten alleine 
und im Hinblick auf mehrere eventuell in Konflikt stehende Ziele und angesichts 
einer ungewissen Zukunft zu treffen. 
Wenn Entscheidungen in Unsicherheit über das Ergebnis getroffen werden, 
werden Umweltzustände10 diskutiert, welche nicht von einem selbst beeinflusst 
werden können. Wenn diesen einzelnen Umweltzuständen 
Eintrittswahrscheinlichkeiten zugeordnet werden können, so spricht man von einer 
Entscheidung unter Risiko. Lassen sich hingegen keine Wahrscheinlichkeiten 
zuordnen und ist ein Mangel an Informationen gegeben, so handelt es sich um 
eine Entscheidung unter Unsicherheit beziehungsweise Ungewissheit. Diese 
                                                 
10
 Mit Umweltzuständen sind Faktoren gemeint, welche die Situation von außen beeinflussen. 
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Wahrscheinlichkeiten können sich auch lediglich aus der subjektiven Sicht des 
Entscheiders/der Entscheiderin ergeben (Dörsam 2007, 12). Nach Laux (1998, 
XXI) und Dörsam (2007, 29) liegt Unsicherheit dann vor, wenn die entscheidende 
Person zwar angeben kann, welche unterschiedlichen Ergebnisse 
beziehungsweise Konsequenzen bei den erwogenen Alternativen möglich sind, 
jedoch nicht in der Lage ist, diesen Konsequenzen Eintrittswahrscheinlichkeiten 
zuzuordnen. Diese Unsicherheit kann nun entweder ignoriert, akzeptiert oder 
durch die Beschaffung von Informationen reduziert werden. 
 
3.1.4 Beschaffung von Informationen 
Der Entscheider/die Entscheiderin kann nur durch die Beschaffung von 
Informationen über das Thema der Entscheidung selbst dazu beitragen, sein/ihr 
Wahrscheinlichkeitsurteil zu verbessern. Die Beschaffung von Informationen ist 
jedoch meistens nicht kostenlos. Kosten entstehen in Form von Ausgaben 
und/oder durch Einsatz von Arbeit und Zeit (Laux 1998, 333), wodurch sich die 
zusätzliche Frage stellt, ob Informationen überhaupt eingeholt werden sollen. 
Sollte die Möglichkeit fehlen, genügend Informationen einzuholen oder die 
Motivation und Zeit dazu nicht ausreichen, werden Urteile auf Basis von 
Heuristiken gefällt. „Urteilheuristiken sind Entscheidungsregeln, die zwar eine 
verkürzte, Zeit und Energie sparende Entscheidung ermöglichen aber zu 
fehleranfälligen Urteilen führen“ (Kirchler 1999, 21). Heuristiken sind Faustregeln, 
die den Vorteil haben, Urteilsprozesse zu erleichtern, jedoch unter bestimmten 
Bedingungen zu systematischen Fehleinschätzungen führen (ebd.). 
 
3.2 Motive und Motivation 
Die Begriffe Motiv und Motivation werden häufig als Synonyme verstanden. 
Pousset (2006, 281) unterscheidet und verbindet diese zwei Begriffe: „Motivation 
bezeichnet den Prozess, durch den menschliches Verhalten mittels Motiven 
angeregt, in Gang gehalten und auf ein Ziel ausgerichtet wird.“ Motivation 
beschreibt somit den Vorgang, bei welchem Verhalten über Motive ausgelöst und 
geleitet wird. 
Der Begriff Motiv, welcher vom lateinischen Wort movere kommt und bewegen 
bedeutet, meint Ursachen und Bedingungen für menschliches Verhalten (ebd.). 
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Dabei stehen die Gründe, um deretwillen jemand handelt, im Vordergrund 
(Rheinberg 2002, 13). Nach Pousset (2006, 281) können solche Beweggründe 
zum Beispiel Instinkte, „Bedürfnisse und Triebe, innere Reize und 
Ungleichgewichtszustände sowie äußere Reize und Erwartungen sein“. Diese 
Faktoren greifen in unterschiedlicher Stärke in die Aktivierung und Steuerung von 
Verhaltensweisen ein und verursachen schlussendlich eine Bereitschaft für eine 
Entscheidung (Dorsch 2004, 577).  
Wenn es wie in den vorliegenden Fällen um die Entscheidung für oder gegen die 
integrative Beschulung in der Volksschule geht, besteht das Motiv einer Handlung 
nicht allein darin, ein Objekt zu erreichen (z.B.: das Motiv ist Hunger und das zu 
erreichende Objekt ist Nahrung), „sondern darin, ein bestimmtes Leistungsniveau 
zu verwirklichen“ (ebd., 579; Hervorhebung im Original). Menschen werden in 
diesen Fällen vor allem durch Hoffnung auf Erfolg und andere durch Furcht vor 
Misserfolg motiviert“ (ebd.; Hervorhebung im Original). Diese zwei 
gegenüberstehenden Faktoren, die Hoffnung und die Furcht, spielen bei der 
Entscheidung der Art der Beschulung eine entscheidende Rolle: Eltern könnten 
sich für die integrative Beschulung entscheiden, da sie die Hoffnung hegen, mit 
dieser Entscheidung den Erfolg zu haben, dass sich ihr Kind sozial sowie 
schulisch gut weiterentwickelt. Eltern, welche sich gegen die integrative 
Beschulung entscheiden, könnten dies aus Furcht vor Misserfolg durch 
beispielsweise zu hohe Ablenkbarkeit des eigenen Kindes machen und 
gleichzeitig aus Hoffnung auf (größeren) Erfolg durch größere 
Leistungsorientiertheit. Bei der Motivation bezogen auf die Entscheidung der Art 
der Beschulung geht es nicht um das Erreichen eines Objektes, welches zu einem 
früheren Zeitpunkt schon einmal befriedigt hatte, sondern um das Erreichen eines 
bestimmten, noch nie zur Entscheidung gestandenen Zieles11 (ebd., 581). So 
schreibt Rheinberg (2002, 18), dass Motivation „die aktivierende Ausrichtung des 
momentanen Lebensvollzuges auf einen positiv bewerteten Zielzustand“ ist. 
Motivation kann in ihrer Größe und Stärke variieren. Ist jemand stark motiviert, so 
versucht er oder sie, mit Anstrengung sein oder ihr Ziel zu erreichen. 
Eine markante Eigenschaft von Motivation ist es, dass, so sie vorhanden, sie bei 
anderen Personen oder sich selbst von außen nicht beobachtbar ist; es ist nur 
über Anzeichen auf sie schließbar, da sie eine abstrakte, „gedankliche 
                                                 
11
 Es wird vorausgesetzt, dass die Mütter, welche im empirischen Teil interviewt wurden, das erste 
Mal vor der Entscheidung der Beschulung standen. 
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Konstruktion“ (ebd., 16) ist. Auch Müller-Neumann (1986, 15) ist der Meinung, 
dass Motive deshalb nicht definiert werden können, da sie nicht als Phänomen zu 
beobachten, sondern „ein wissenschaftliches ‚Konstrukt‘“ sind (ebd.; 
Hervorhebung im Original). Motive werden nicht als äußere Gegebenheiten 
bezeichnet, welche unmittelbar erfahren werden, es kann nur aus dem 
beobachteten Verhalten auf sie geschlossen werden (De Charms 1979, 18). 
 
Motive als Person-Umweltbeziehung 
Die Motivation für oder gegen etwas setzt sich aus Anteilen des 
Verhaltensreportoires zusammen, wobei erworbenes Wissen und Gewohnheiten 
Einfluss nehmen (Rheinberg 2002, 23). Pousset (2006, 281) unterscheidet 
primäre und sekundäre Motive: 
- Primäre Motive sind alle biologischen, somit angeborenen und für die 
Lebenserhaltung notwendigen Motive wie beispielsweise Hunger, Durst und 
Schlaf (ebd.). Diese impliziten Motive unterscheiden einzelne Menschen 
voneinander und beinhalten auch in der frühen Kindheit angelernte 
Präferenzen, welche nicht in Sprache gefasst werden können (Heckhausen 
2006, 236). 
- Sekundäre Motive sind psycho-soziale Motive, die im Laufe des Lebens 
durch Sozialisationsprozesse erworben werden wie beispielsweise Lernen, 
Anerkennung und Kontakt (Pousset 2006, 281). Diese expliziten Motive 
können auch Zielsetzungen sein, welche eine Person gefasst hat und 
verfolgt  und spiegeln das Selbstbild einer Person wider (Heckhausen 2006, 
3). 
Die Motivationspsychologie versucht, eine Verbindung zwischen primären und 
sekundären Motiven herzustellen: Es wird das Verhalten nicht alleine aus den 
Merkmalen der Person erklärt, aber auch nicht alleine aus den Merkmalen der 
Situation. Vielmehr wird die Motivation für ein Verhalten als Resultat der 
Wechselbeziehung zwischen einer Person und einer bestimmten Situation 
gesehen (Rheinberg 2002, 44). Diese Verbindung finden wir auch bei der 
vorliegenden Entscheidung der Schulwahl: Eltern sind einerseits mit bestimmten 
Wertvorstellungen und Gewohnheiten aufgewachsen, haben aber sicherlich mit 
dem Sammeln an Lebenserfahrung auch psycho-soziale Motive erworben, welche 
sie ebenfalls einbringen. Diese gegenüberliegenden impliziten und expliziten 
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Motive stimmen entweder überein und arbeiten zusammen, „indem die impliziten 
Motive in spezifische und den situativen Gelegenheiten angepasste 
Zielsetzungen“ (Heckhausen 2006, 4) umgesetzt werden, oder sie stehen im 
Konflikt. In diesem zweiten Fall hat die Person beispielsweise von den eigenen 
Beweggründen eine Vorstellung, die aber mit den eigenen unbewussten 
Präferenzen oder Gewohnheiten nicht übereinstimmt (ebd.). Dieser Konflikt kann 
ungünstige Folgen für das Wohlbefinden der Person haben und zu emotionalen 
Problemen führen (ebd., 248). 
 
4 Methodisches Vorgehen 
Im folgenden Kapitel wird das methodische Vorgehen zur Beantwortung der 
Forschungsfrage und deren Subfragen dargelegt. Es wird sowohl auf die Wahl der 
Methode zur Datenerhebung, deren Merkmale sowie auf die Methode zur 
Auswertung des erhobenen Materials eingegangen. 
Um die Motivation der befragten Mütter, sich für eine Art der Beschulung ihrer 
Kinder zu entscheiden, zu beforschen, wurden diese in problemzentrierten, 
leitfadengestützten Interviews befragt. Die Interviews wurden anschließend mit 
Hilfe der inhaltlich strukturierenden Inhaltsanalyse ausgewertet. 
Im Folgenden wird dargestellt, mit welchen Methoden gearbeitet wurde und wie 
dies in der Praxis durchgeführt wurde. 
 
4.1 Das Interview 
Das Interview ist eine mündliche Form „der Befragung, in … [der; Anmerkung der 
Verfasserin] nicht das Verhalten im engeren Sinne, sondern sprachliche 
Äußerungen über Verhalten (unter anderem Gefühle, Wertvorstellungen, 
Einstellungen, Wünsche, Tätigkeiten) erfaßt“ werden (Roberts 1974, 61). Der 
Begriff des Interviews bezieht sich nach Maccoby (1974, 37) „auf einen 
Wortwechsel zwischen Personen, wobei eine, der Interviewer, aus der bzw. den 
anderen, den Befragten, Informationen, Meinungsäußerungen oder auch 
Überzeugungen herauszulocken versucht.“ 
Die mündliche Befragung erscheint als angemessene Methode, da, auch wie im 
vorliegenden Fall, emotionale Bewertungen und psychische Entwicklungsabläufe 
erfasst werden. Weiters liegt die Menge der Befragungen in einem 
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überschaubaren Rahmen, da es weniger um allgemeine Aussagen als um den 
Einzelfall geht, wodurch die Methode des Interviews geeignet ist (Wittkowski 1994, 
3). 
Auch Nohl (2009, 7) schreibt über die Vorteile von der Verwendung von Interviews 
in der Forschung:  
 
„Im Interview kommen in besonderer Weise Komponenten der 
Alltagskommunikation zur Geltung: Geschichten erzählen, einander 
zuhören, argumentieren, Standpunkte deutlich machen, von Erlebnissen 
berichten etc. Daher lassen sich mit diesem Erhebungsverfahren nicht nur 
die Perspektiven und Orientierungen, sondern auch die Erfahrungen, aus 
denen diese Orientierungen hervorgegangen sind, zur Artikulation bringen.“  
 
Diese erzählgenerierende Position ist in der vorliegenden Diplomarbeit das 
wesentliche Ziel bei der Datengewinnung. Natürlich dürfen die Grenzen des 
Interviewverfahrens, wie der Einfluss des Interviewers/der Interviewerin oder die 
Beeinflussung durch die Fragenformulierung, nicht ungeachtet bleiben, doch 
haben Interviews in der qualitativen Forschung trotzdem eine wichtige Position 
(Friebertshäuser 2003, 371). 
 
4.1.1 Formen und Stile von Interviews 
Bei der mündlichen Befragung wird zwischen drei Formen und drei Stilen 
unterschieden: unstrukturierte, halbstrukturierte und hochstrukturierte Interviews 
sowie weiche, neutrale und harte Interviews (Wittkowski 1994, 26f.). 
Beim unstrukturierten oder nicht standardisierten Interview findet ein freies 
Gespräch ohne Vorlagen (zum Beispiel vorbereitete Fragen oder Stichwörter) 
statt, bei dem qualitative Informationen das Ziel sind. Es ist elastisch und 
lebensnah und kann mit höchster Anpassung an den/die GesprächspartnerIn 
durchgeführt werden, wobei dies aber oft mit einem Verlust an Objektivität und 
Vergleichbarkeit einhergeht. Bei dieser Form bestimmt hauptsächlich der/die 
Befragte den Gang des Gesprächs (Roberts 1974, 62). Beispiele für ein 
unstrukturiertes Interview sind das Experteninterview oder das explorative 
Interview (Schnell 2005, 323). Beim halbstrukturierten oder teilstandardisierten 
Interview wird ein flexibles Frageschema, oftmals ein Leitfaden verwendet, wie 
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beim Leitfadeninterview12. Das hochstrukturierte oder standardisierte Interview ist 
im Allgemeinen fragebogenartig und gibt Antworten vor, wodurch quantitative 
Informationen gewonnen werden (Roberts 1974, 61f.). Ein Beispiel hierfür ist das 
Einzelinterview (Schnell 2005, 323). 
Beim weichen Interview herrscht Empathie und gegenseitiges Vertrauen, wie bei 
therapeutischen Gesprächen, wie zum Beispiel dem klinisch-diagnostischen 
Interview. Ein neutrales Gespräch findet unter freundlich-toleranten, aber 
sachbezogenen Bedingungen statt, wie bei den meisten Arten von 
Forschungsinterviews, so auch beim Leitfadeninterview. Beim harten Interview 
verhält sich der/die InterviewerIn direktiv und bestimmt, wie beispielsweise bei 
einem Verhör oder der Eignungsdiagnostik (Wittkowski 1994, 26f.). 
Das halbstrukturierte-neutrale Interview ist am meisten verbreitet und wird für die 
folgende Forschung verwendet. Der/die ForscherIn verfügt über Vorkenntnisse 
zum Untersuchungsgegenstand und leitet basierend darauf das Gespräch mit 
Hilfe von vorformulierten Fragen, hat aber die Möglichkeit, die Reihenfolge der 
Fragen zu variieren, hält sich jedoch an die Formulierung und ist daran gehalten, 
den gesamten Fragenkatalog durchzugehen (Witzel 2000, 2). Nach 
Friebertshäuser (2003, 372) wird zwischen drei Arten von Leitfadeninterviews, 
nämlich dem fokussierten, dem problemzentrierten und dem Dillema Interview 
unterschieden. In der vorliegenden Untersuchung wird – wie bereits erwähnt – mit 
dem problemzentrierten Interview nach Witzel (1982; 2000) gearbeitet. 
 
Das problemzentrierte Interview 
Das problemzentrierte Interview nach Witzel (1982; 2000) ist ein 
theoriegenerierendes Verfahren zur Darstellung von subjektiven 
Problemansichten. Unvoreingenommen werden individuelle Wahrnehmungen oder 
Handlungen in Form von Selbstreflexion herausgefiltert (Witzel 2000, 1). Die 
Problemzentrierung kennzeichnet „die Orientierung an einer gesellschaftlich 
relevanten Problemstellung und charakterisiert die Organisation des Erkenntnis- 
oder Lernprozesses“ (ebd., 2).  
Dies erscheint für die vorliegende Fragestellung als geeignete Methode, da es um 
die subjektive, in der Vergangenheit liegende Entscheidungsphase der Mütter 
geht.  
                                                 
12
 Die Methode des Leitfadeninterviews wird noch in diesem Kapitel ausführlicher beschrieben. 




Witzel (ebd., 2ff.) beschreibt die drei Grundpositionen des problemzentrierten 
Interviews: 
1. Problemzentrierung: Vorab soll das Vorwissen zu dem gefragten Thema 
offen gelegt werden, es soll ein breites und differenziertes theoretisches 
Datenmaterial vorliegen. Darauf basierend können Ideen für die Erstellung 
des Leitfadens gewonnen werden. 
2. Gegenstandsorientierung: Witzel (ebd.) betont die Flexibilität dieser 
Methode gegenüber den unterschiedlichen Anforderungen des 
untersuchten Gegenstandes. 
3. Prozessorientierung: Im Kommunikationsprozess wird den 
GesprächspartnerInnen mit Offenheit und in einem Vertrauensverhältnis 
gegenübergetreten, um die Gesprächsentwicklung zu fördern. 
 
Weiters erwähnt Witzel (ebd., 4) die vier Instrumente des problemzentrierten 
Interviews: 
1. Kurzfragebogen: In diesem Frage-Antwort-Schema werden Sozialdaten 
oder andere Themen, welche kurz abgehandelt werden können und den 
Gesprächsfluss des folgenden Interviews nicht stören sollen, erhoben 
(ebd.). 
2. Tonträgeraufzeichnung: Die Aussagen des/der Interviewten und der/des 
Interviewers/Interviewerin werden durch ein Tonaufnahmegerät 
aufgezeichnet. Die Tonträgeraufnahmen dienen der authentischen und 
präzisen Erfassung des Kommunikationsprozesses und der Erleichterung 
des Interviewers/der Interviewerin, sich ganz auf das Gespräch zu 
konzentrieren (ebd., 4). Im Anschluss werden die Aufnahmen vollständig 
transkribiert. 
3. Leitfaden: Dieser dient als Gedächtnisstütze und zur Orientierung, denn er 
bietet einen roten Faden durch das Gespräch (Friebertshäuser 2003,380). 
Die Verwendung eines Leitfadens wird im Anschluss genauer beschrieben. 
4. Postskripte: Zur Ergänzung zu den Tonträgeraufnahmen werden 
unmittelbar nach dem Gespräch Notizen gemacht. Diese Postskripte 
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enthalten spontane Anmerkungen, Interpretationen, Gesprächsinhalte oder 
Auffälligkeiten (Witzel 2000, 4)13. 
 
Der Leitfaden 
Durch einen Leitfaden, der dem Interview einen roten Faden verleiht, werden 
vom/von der GesprächspartnerIn Mindestinformationen gefordert und ein weites 
Abschweifen vom Thema verhindert. Sekundärfragen können vom/von der 
InterviewerIn zusätzlich spontan gestellt werden, wodurch eine gewisse Flexibilität 
erhalten bleibt (Wittowski 1994, 13). Das Verwenden eines Leitfadens hat den 
Vorteil, kontrollierte Interviews führen zu können, in welchen alle für die Forschung 
relevanten Themen angesprochen werden, um sie dann miteinander vergleichen 
zu können (Schnell 2005, 387). 
 
Die Formulierung der einzelnen Fragen ist ein entscheidender Punkt, denn bei 
überlegter Wortwahl können Missverständnisse vermieden, Abwehrhaltungen 
verhindert, Antworten im Sinne der sozialen Erwünschtheit vorgebeugt und die 
Motivation zur Teilnahme aufrecht erhalten werden (Wittowski 1994, 29). Nach 
Wittowski (ebd.) haben die Fragen eines Interviews stets die doppelte Bedeutung, 
„spezifische Inhalte so anzusprechen, daß sie der Gesprächspartner ohne 
Informationsverlust versteht, und sie tragen zum anderen zur positiven Gestaltung 
der Gesprächsatmosphäre bei.“ 
Hierfür ist es von Vorteil, das Vokabular so zu wählen, dass es für jede/n 
InterviewpartnerIn gut verständlich ist. Die Fragen werden meist offen, ohne 
Vorgabe von Antworten, formuliert, wodurch die GesprächspartnerInnen dazu 
veranlasst werden, in ihren eigenen Worten zu antworten. Die Schwierigkeit liegt 
jedoch für viele interviewten Personen oft darin, die eigenen Gedanken zu 
verbalisieren, sowie für den/die InterviewerIn, die Antworten im Anschluss zu 
vergleichen. Trotzdem werden offene Fragen als angenehmer empfunden, „da sie 
mehr Entfaltungsmöglichkeiten bieten und der Gesprächssituation des täglichen 
Lebens angenähert sind“ (ebd., 32) und werden deshalb in der folgenden 
                                                 
13
 Da ich mich beim vorliegenden Fall ausschließlich auf die Informationen konzentrieren möchte, 
die im Interview ausgesprochen werden und im Transkript zu lesen sind, wird der Schritt der 
Postskripte ausgelassen. Dieses würde – vor allem bei Themen, in denen die 
GesprächspartnerInnen emotional sind – zusätzliche Informationen über das Befinden des/der 
Gesprächspartners/in liefern, welche für die vorliegende Untersuchung jedoch nicht relevant sind. 
Die Postskripte wurden verfasst, lieferten jedoch zu wenig aussagekräftiges Material, um eine 
Interpretation auf deren Basis machen zu können. 
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Untersuchung zum Großteil verwendet. Außerdem ist es von Vorteil, die Fragen 
kurz, neutral und so zu formulieren, dass sie sich jeweils nur auf einen Inhalt 
beziehen. Zudem sollten Mehrdeutigkeiten durch exakte Wortwahl und 
Erklärungen vermieden werden (ebd., 34; Maindok 1996, 72). 
 
Beginn des Interviews 
Witzel (2000, 5) empfiehlt, zu Beginn des Interviews die Anonymisierung der 
Gesprächsprotokolle zu versichern sowie die Form des Gesprächs zu erklären. 
Um keine verfälschten oder sozial erwünschten Ergebnisse zu erlangen, sollte 
dem/der GesprächspartnerIn deutlich gemacht werden, dass es nicht um 
intellektuelle Leistungen, sondern um persönliche, individuelle Meinungen und 
Erfahrungen geht (ebd.). Außerdem legt Witzel (ebd.) nahe, mit einer 
vorformulierten Einleitungsfrage zu beginnen, welche so offen wie möglich sein 
soll, um den/die zu Interviewende/n zum Erzählen anzuregen und die Situation zu 
lockern. 
 
4.1.2 Der/die InterviewerIn 
Der Erfolg des Interviews ist auch von dem/der InterviewerIn abhängig. Diese/r ist 
beispielsweise dafür verantwortlich, eine angenehme Gesprächsatmosphäre zu 
schaffen und zu bewahren. Weiters sollte er/sie Interesse am 
Gesprächsgegenstand sowie den GesprächspartnerInnen zeigen, aber stets eine 
gewisse Distanz zu ihnen bewahren (Wittowski 1994, 37). Die 
Kommunikationsbasis soll nach Witzel (2000, 3) „sensibel und akzeptierend“ sein, 
um Vertrauen und somit Offenheit zu gewähren, damit auch die 
Erinnerungsfähigkeit entsprechend gefördert wird. 
 
4.2 Qualitative Inhaltsanalyse 
Nach dem Gewinnen der Daten wurden die geführten Interviews wortwörtlich 
transkribiert und  – wie erwähnt – anschließend mit Hilfe der qualitativen 
Inhaltsanalyse nach Mayring (2007) ausgewertet und interpretiert. Dies erschien 
als sinnvolle Methode, da sie ein zentrales Modell „zur Erfassung bzw. 
Konstituierung sozialer Realität“ (Kriz 1988, 123) ist. Den Vorteil der qualitativen 
Inhaltsanalyse formuliert Hedderich (2009, 62) wie folgt: Sie bleibt „nicht wie die 
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anderen Verfahren dem Text verhaftet, sondern löst sich frühzeitig von ihm und 
möchte durch weitere Analyseschritte die Untersuchungsfrage beantworten. Der 
Text selbst gilt als Untersuchungsobjekt.“ 
Nach Mayring (2007, 29; Hervorhebung im Original) ist die qualitative 
Inhaltsanalyse „ein Verstehensprozess von vielschichtigen Sinnstrukturen im 
Material“, in der nicht nur der Inhalt analysiert, sondern auch auf die latenten 
Sinngehalte eingegangen werden soll. Der Schwerpunkt liegt genauso auf den 
formalen Aspekten der Kommunikation wie beispielsweise Satzkorrekturen, 
Wortwiederholungen  und unvollständigen Sätzen (Mayring 2000, 11). Das 
Material wird immer in seinem Kommunikationszusammenhang verstanden 
(Mayring 2007, 42). 
Mayring (ebd., 58ff.) unterscheidet drei Grundformen des Interpretierens: 
1. Zusammenfassung: Das Ziel der zusammenfassenden Inhaltsanalyse liegt 
darin, das Material zu reduzieren, um dann für die wesentlichen Inhalte eine 
Abstraktionsebene festzulegen (ebd., 59). 
2. Explikation: Das Ziel der Explikation ist es, an die einzelnen Textstellen, 
welche interpretiert werden, zusätzliches Material heranzutragen, um sie 
verständlicher zu machen (ebd., 77). 
3. Strukturierung: Das Ziel der strukturierenden Inhaltsanalyse ist es, durch 
Herausfiltern bestimmte Aspekte aus dem Material zu gewinnen, um eine 
Struktur in Form eines Kategoriensystems zu gewinnen (ebd., 58). 
 
Inhaltlich strukturierende Inhaltsanalyse 
Da in der vorliegenden Arbeit mit Hilfe der strukturierenden Inhaltsanalyse 
ausgewertet wurde, wird diese näher erläutert. Zuvor muss jedoch eine weitere 
Unterscheidung vorgenommen werden, denn die strukturierende Inhaltsanalyse 
kann wiederum in vier Formen unterteilt werden (Mayring 2007, 85ff.): 
1. Formale Strukturierung: Das Material wird nach formalen Gesichtspunkten 
strukturiert. 
2. Inhaltliche Strukturierung: Das Material wird nach bestimmten Inhalten 
zusammengefasst. 
3. Typisierende Strukturierung: Im Material werden einzelne markante 
Ausprägungen gesucht und beschrieben. 
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4. Skalierende Strukturierung: Einzelne Teile des Materials werden auf einer 
Skala eingeschätzt (ebd., 92). 
Für die vorliegende Arbeit ist die zweite Form, die inhaltliche Strukturierung 
relevant, da auf diese Weise die Aussagen in den Interviews miteinander 
verglichen werden können. Zur Analyse des Textmaterials werden – wie erwähnt – 
Kategorienschemas gebildet, da in einer Inhaltsanalyse meist mehrere Kategorien 
betrachtet werden. Diese bilden Oberbegriffe zu einem Thema, darüber hinaus 
werden Unterkategorien gebildet, „die angeben, welche Art von Aussagen je 
Kategorie unterschieden werden sollen“ (Schnell 2005, 409). „Kategorien müssen 
einander ausschließen, erschöpfen und unabhängig voneinander sein“ (ebd., 
411). Der Sinn der Kodierung liegt nach Kriz (1988, 128) darin, „den subjektiven 
Kern der Aussagen zu begreifen.“ Das Arbeiten mit einem Kategoriensystem hat 
den entscheidenden Vorteil der Vergleichbarkeit der Ergebnisse (Mayring 2007, 
44). Ein Nachteil liegt nach Schnell (2005, 412) in dem Prozess der 
Datenreduktion, „bei dem die Vielzahl der Wörter eines Textes in nur wenige 
Kategorien klassifiziert werden muss.“ 
 
In der vorliegenden Arbeit wurde folgendes Ablaufmodell, welches sich stark am 
Ablaufmodell der inhaltlich strukturierenden Inhaltsanalyse nach Mayring (2007) 
orientiert, aber um Kleinigkeiten ergänzt wurde, verwendet14: 
1. Vorstellung des Beispielmaterials 
2. Bestimmung des Ausgangsmaterials 
a. Festlegung des Materials 
b. Analyse der Entstehungssituation 
c. Formale Charakteristika des Materials 
3. Fragestellung der Analyse 
a. Richtung der Analyse 
b. Theoriegeleitete Differenzierung der Fragestellung 
4. Festlegung der Analyseeinheiten 
a. Festlegung der Kodiereinheit 
b. Festlegung der Kontexteinheit 
c. Festlegung der Auswertungseinheit 
                                                 
14
 Die einzelnen Schritte zur Analyse des Materials in der Praxis werden im fünften Kapitel der 
Arbeit erklärt. 




5. Festlegung der inhaltlichen Haupt- und Unterkategorien 
6. Festlegung des Kategoriensystems 




8. Paraphrasierung des extrahierten Materials 
9. Zusammenfassung der einzelnen Interviews 
10. Zusammenfassung der Ergebnisse in Hinblick auf die Fragestellung und 
ihre Subfragen  
11. Bezugnahme auf die erarbeitete Theorie 
 
4.3 Durchführung der Untersuchung 
Da im vorhergehenden Kapitel Allgemeines zur Datengewinnung und -auswertung 
dargestellt wurde, wird im Folgenden die konkrete Durchführung transparent 
gemacht. Anfangs wird erneut auf die Forschungsfrage und deren Subfragen 
eingegangen, die Zwischenschritte erklärt, welche die Datengewinnung möglich 
machten sowie das Erstellen des Leitfadens, die Durchführung der Interviews und 
die Transkription der Interviews  erklärt. Anschließend daran wird das Material in 
elf Schritten15 ausgewertet. 
Die konkreten Schritte der Datengewinnung sowie Auswertung der gewonnenen 
Daten sind, wie folgt: 
1. Formulierung der Forschungsfrage und deren Subfragen 
2. Einreichen des Forschungsvorhabens beim Wiener Stadtschulrat und 
Verfassen eines Elternbriefes 
3. Konzipierung des Leitfadens und Durchführung der Interviews 
4. Transkribieren der Interviews 
5. Auswertung des Textmaterials und Beantwortung der Forschungsfrage und 
deren Subfragen 
 
                                                 
15
 Das Modell, welches in der vorliegenden Arbeit für die Auswertung des Materials Verwendung 
findet, ist im vierten Kapitel nachzulesen. 
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4.3.1 Formulierung der Forschungsfrage und deren Subfragen 
Im empirischen Teil der Arbeit sollen die Motive von Müttern, die sie sich für bzw. 
gegen die integrative Beschulung ihres Kindes entschieden haben, beforscht 
werden. Dazu wurden Mütter direkt auf die Motive für beziehungsweise gegen ihre 
Entscheidung angesprochen, jedoch sollte auch exploriert werden, in welcher Art 
und Weise sich die Mütter mit dem Thema auseinandergesetzt haben, welche 
Informationen sie wo einholten und welche Schlüsse sie daraus zogen. 
Infolgedessen wurde auch auf die zu Rate gezogenen Personen wie zum Beispiel 
den Ehemann, FreundInnen oder KollegInnen eingegangen. Die Mütter, welche 
sich gegen eine Integrationsklasse entschieden, wurden unter anderem dazu 
befragt, was sich beispielsweise bei den Rahmenbedingungen von 
Integrationsklassen, der Aufklärung was diese sind oder den angebotenen 
Informationsquellen ändern müsse, damit sie sich für eine Integrationsklasse 
entscheiden hätten können. 
Die Forschungsfrage und ihre Subfragen werden an dieser Stelle nochmals 
dargestellt: 
 
Welche Motive bewegen Mütter nicht-behinderter Kinder, sich für oder gegen die 
integrative Beschulung ihres Kindes in der Volksschule zu entscheiden?  
 
1) Was erhofften sie sich für ihr Kind? Welche Befürchtungen hatten die 
Mütter im Falle einer integrativen Beschulung? Spielte die Persönlichkeit 
des Kindes eine Rolle bei der Entscheidung? 
 
2) Welche Informationen erhielten die Mütter während ihrer 
Entscheidungsphase beispielsweise durch Literatur oder 
Beratungszentren? 
 
3) Inwieweit wussten die Mütter zum Zeitpunkt der Entscheidung über die 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen Bescheid?  
 
4) Welche Personen spielten im Entscheidungsprozess eine wichtige Rolle? 
Inwiefern wurden die Wünsche des Kindes miteinbezogen?  
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5) Welche biographisch zurückliegenden Erfahrungen mit Menschen mit 
Behinderung beeinflussten sie in ihrer Entscheidung? 
 
6) Welche Bedingungen müssten aus der Sicht der Mütter, die sich gegen 
eine integrative Beschulung entschieden, geändert werden, damit sie sich 
für eine integrative Beschulung entscheiden hätten können? 
 
4.3.2 Einreichen des Forschungsvorhabens beim Stadtschulrat und Verfassen 
eines Elternbriefes 
Um Mütter über eine Schule kontaktierten zu dürfen, die eine integrative 
Volksschulklasse für das Schuljahr 2011/2012 anbietet16, holte ich im Juli 2011 für 
die wissenschaftliche Erhebung eine Erlaubnis vom Stadtschulrat für Wien ein. 
Dafür wurde ein formelles Ansuchen benötigt und ich erlangte schnell das 
Einverständnis. 
Kurz darauf verfasste ich den Elternbrief17, welcher von den Direktorinnen der 
Schulen am Tag der offenen Tür den Eltern ausgehändigt wurde. 
 
4.3.3 Konzipierung des Leitfadens und Durchführung der Interviews 
Um zu einer Erstfassung des Interviewleitfadens zu gelangen, war eine intensive 
theoretische Auseinandersetzung mit dem Themenkomplex Integration sowie mit 
der Entscheidungstheorie nötig (vgl. Kapitel 2 und 3). Nachdem ich den 
Interviewleitfaden mehrmals überarbeitet hatte, konnte ich zudem umfassende 
Anregungen von Ass.-Prof.in Mag.a Dr.in Strachota einfließen lassen, so dass mir 
eine Fertigstellung gelang. 
Ich führte zunächst zwei Probeinterviews mit mir bekannten Frauen durch, um 
bereits vorab die Interviewsituation zu üben und erneut die Verständlichkeit der 
Fragen im Praxisfeld testen zu können. Ich zeichnete beide Interviews mit Hilfe 
eines Aufnahmegeräts auf und hatte dadurch die Möglichkeit, durch 
beispielsweise Nachfragen der Interviewpartnerinnen die Verständlichkeit der 
Fragen zu verbessern. Beide Gesprächspartnerinnen fühlten sich in der Situation 
                                                 
16
 Die Information, welche Volksschulen im Schuljahr 2011/2012 eine Integrationsklasse anbieten 
würden, erhielt ich durch Mundpropaganda durch die Hilfe einer Bekannten, welche im 
Stadtschulrat tätig ist. 
17
 Der Brief an die Eltern ist im Anhang 1 nachzulesen. 
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wohl und fanden die Reihenfolge der Fragen logisch. Durch die eben 
beschriebenen Arbeitsschritte komplettierte ich den Interviewleitfaden. 
Insgesamt wurden acht Mütter interviewt: vier welche sich für eine integrative 
Beschulung ihrer Kinder entschieden und vier, welche sich dagegen entschieden. 
Dass es ausschließlich um den weiblichen Elternteil geht, war anfangs nicht 
vorgesehen, doch ergab es sich daraus, dass einige der Personen, die sich für ein 
Interview bereit erklärten, alleinerziehend sind beziehungsweise der Partner das 
Kind während des Gespräches mit mir beaufsichtigen musste. Als immer 
deutlicher wurde, dass es schwierig werden würde, beide Elternteile gemeinsam 
zu befragen, beschloss ich, das Thema der Diplomarbeit von ‚Warum sich Eltern 
nicht-behinderter Kinder für oder gegen die integrative Beschulung ihres Kindes in 
der Volksschule entscheiden‘ umzuformulieren auf ‚Warum sich Mütter nicht-
behinderter Kinder für oder gegen die integrative Beschulung ihres Kindes in der 
Volksschule entscheiden‘. 
Da es bei der vorliegenden Untersuchung um Gedanken und Wünsche in der 
Entscheidungsphase sowie um Vorerfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
und Vorinformationen über Integrationsklassen ging, wurden die Fragen des 
Leitfadens so zusammengestellt, dass sie zu folgenden sechs Themenbereichen 
zusammengefasst werden konnten18: 
1. Motive der Entscheidung 
2. Informationsquellen 
3. Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
4. Personen im Entscheidungsprozess 
5. Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
6. Ideen für Veränderungen der Bedingungen in Integrationsklassen 
Die Interviews wurden in Einzelgesprächen mit den Müttern in Cafés in der Nähe 
der jeweiligen Arbeitstätte oder dem Wohnplatz durchgeführt und dauerten 
zwischen 20 und 30 Minuten. 
 
                                                 
18 Der Interviewleitfaden ist im Anhang 2 der Arbeit nachzulesen. 
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4.3.4 Transkribieren der Interviews 
Anschließend wurden die acht Interviews wortwörtlich in Anlehnung an die  
Richtlinien der Transkription des Talk in Qualitative Research nach Bohnsack 
(2007, 373f.) transkribiert19. Im ersten Schritt wurden die Aufzeichnungen 
abgetippt und im zweiten erneut angehört und auf Fehler beziehungsweise 
fehlende Textstellen überprüft. 
Der Terminus transkribieren (lat. transcribere) bedeutet „schriftlich übertragen“ 
(Duden, 200720). Die schriftliche Wiedergabe des Gesprochenen soll so genau wie 
möglich sein und Stottern, Lachen, unsicher Gesprochenes etc. soll in den 
Transkriptionsprotokollen gekennzeichnet werden. Auch für die Auswertung der 
vorliegenden Untersuchung machte es einen Unterschied, ob eine Mutter 
überzeugt über den Entschluss für oder gegen eine Integrationsklasse berichtete 
oder über diese Entscheidung eher unsicher erzählte. Weiters wurde wortwörtlich 
transkribiert, weshalb beispielsweise Füllwörter wie ‚ah‘ oder ‚mhm‘ übertragen 
wurden. Im Dialekt Gesprochenes wie zum Beispiel bei den Wörtern ‚hamma‘ statt 
‚haben wir‘ oder ‚gsagt‘ statt ‚gesagt‘ wurde an dieser Stelle ins Hochdeutsche 
verändert, um die Protokolle zu vereinheitlichen. Außerdem wurden Füllwörter 
zensiert, wodurch sich das Material von 22 Seiten Transkriptionsprotokoll auf 16 
Seiten reduzierte. 
Um die Anonymität der Interviewpartnerinnen und deren Familien zu 
gewährleisten, wurden die Nachnamen lediglich mit einem Buchstaben abgekürzt 
wiedergegeben sowie die Namen und Adressen der angesprochenen Schulen 
zensiert. 
 
4.3.5 Auswertung des Textmaterials und Beantwortung der Forschungsfrage und 
deren Forschungsfragen 
Wie im vierten Kapitel erwähnt und dargestellt, orientiert sich die Auswertung der 
Interviews stark am Ablaufmodell der inhaltlich strukturierenden Inhaltsanalyse 
nach Mayring (2007) und die Analyse erfolgt in elf Schritten: 
 
                                                 
19
 Die genauen Transkriptionsregeln sind im Anhang 3 nachzulesen. Ein Transkriptionsprotokoll 
der acht Interviews ist im Anhang 4 als Beispiel dargestellt. 
20
 Da es sich hierbei um eine CD-Rom handelt, kann keine Seitenzahl angegeben werden. 
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4.3.5.1 Vorstellung des Beispielmaterials 
Im Rahmen der vorliegenden Diplomarbeit wurden – wie erwähnt – acht 
problemzentrierte Interviews mit Hilfe eines Leitfadens durchgeführt. Es wurden 
jeweils vier Mütter befragt, welche sich für beziehungsweise gegen eine 
Integrationsklasse entschieden haben.  
 
4.3.5.2  Bestimmung des Ausgangsmaterials 
Um festzulegen, welche Teile des Materials von Bedeutung sind, muss eine 
genaue Analyse des Ausgangsmaterials stattfinden, wobei drei Analyseschritte zu 
unterscheiden sind (Mayring 2007, 46f.): 
1. Festlegung des Materials: Nach Mayring (end.) muss in einem ersten 
Schritt definiert werden, welches Material der Analyse zur Verfügung steht. 
Die Grundgesamtheit, über welche Aussagen gemacht werden soll, wird 
definiert (ebd.). 
Gemäß meiner Forschungsfrage beschränkte ich mich auf Mütter, welche 
sich bereits für eine Art der Beschulung entschieden hatten, ihr Kind jedoch 
kurz vor dem Schuleinstieg stand. Für die Befragten war es also ein 
aktuelles Thema, über welches sie teils in der Gegenwart (beispielsweise 
ihre Wünsche, Ängste oder Erwartungen) und teils in der Vergangenheit 
(beispielsweise zur Informationsbeschaffung) berichteten. Ich wählte diesen 
Erhebungszeitpunkt deshalb, da ich einerseits vermeiden wollte,  dass die 
Erinnerungen an jene Entscheidungsphase durch einen zu großen 
Zeitabstand verschwommen sind. Andererseits sollte das Interview vor dem 
Zeitpunkt der Beschulung des erstens Kindes stattfinden, damit die Mütter 
nicht von den bereits gemachten Erfahrungen mit der Integrationsklasse 
berichten. Aus diesen Gründen fügte ich dem Elternbrief die Bedingung bei, 
dass es mir um die Entscheidung der Beschulung des einzigen 
beziehungsweise ältesten Kind geht. Um Kontakt aufzunehmen, 
recherchierte ich vorab, an welchen Wiener Volksschulen die Wahl 
zwischen Integrationsklasse und Regelklasse den Eltern überlassen wird21. 
Als ich zwei Direktorinnen gefunden hatte, welche sich bereit erklärten, 
                                                 
21
 Einige DirektorInnen nehmen Wünsche der Eltern entgegen, behalten sich jedoch das Recht der 
endgültigen Entscheidung über die Aufteilung der Kinder auf die Klassen vor. Diese Schulen waren 
für mich nicht relevant. 
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mich zu unterstützen, händigte ich ihnen Elternbriefe aus, worin ich um eine 
Kontaktaufnahme interessierter Eltern bat, welche sie an diese austeilten. 
Personen, welche sich gegen eine Integrationsklasse entschieden, waren 
deutlich schwerer zu finden und mussten von den Direktorinnen persönlich 
angesprochen werden. Dies könnte daran liegen, dass es gesellschaftlich 
erwünschter erscheint, Integrationsklassen zu unterstützen. Jene Personen, 
welche sich dagegen entschieden hatten, hatten eventuell das Gefühl, sich 
rechtfertigen zu müssen, vor allem da die Eltern darüber informiert wurden, 
dass die vorliegende Untersuchung im Arbeitsbereich Heilpädagogik und 
Inklusive Pädagogik geschrieben wird, wodurch eventuell der Standpunkt 
von mir als Interviewerin angenommen werden konnte. 
Der Erhebungszeitpunkt war auf die Sommerferien angesetzt, 
schlussendlich fanden alle acht Interviews im August 2011 statt, also kurz 
vor Beginn der Beschulung. 
2. Analyse der Entstehungssituation: In einem zweiten Schritt muss nach 
Mayring (ebd.) beschrieben werden, unter welchen Rahmenbedingungen 
das Material gesammelt wurde. 
Alle Interviews wurden in Kaffeehäusern geführt, vor allem da ich darum 
bat, ohne Kinder zum Interview zu kommen und wir uns so auf einen 
günstigen Ort in der Nähe der Wohn- oder Arbeitsstätte der Mütter einigen 
konnten. Abgesehen vom Bestellen der Getränke konnten die Interviews 
ungestört geführt werden. Ich empfand die Gesprächsatmosphäre als 
angenehm, alle Mütter wirkten entspannt und erzählten gerne. 
3. Formale Charakteristika des Materials: In einem dritten Schritt muss nach 
Mayring (ebd.) erklärt werden, in welcher Form das Material vorliegt. 
Die Interviews wurden – wie erwähnt – mit einem Diktiergerät 
aufgenommen und im Anschluss daran wortwörtlich transkribiert, was im 
Kapitel der Transkription genauer beschrieben wurde.   
 
4.3.5.3 Fragestellung der Analyse 
In diesem Schritt soll herausgefiltert werden, was genau interpretiert werden soll 
(Mayring 2007, 50). Bevor interpretiert wird, muss die Richtung der Analyse 
angegeben und eine Spezifizierung der Fragestellung gemacht werden (ebd.): 
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a. Richtung der Analyse: Nach Mayring (ebd.) muss herausgefiltert 
werden, wo der Schwerpunkt der Analyse liegt: Wird auf den 
Gegenstand, den/die TextverfasserIn oder die Wirkung bei der 
Zielgruppe fokussiert (ebd.). 
In der vorliegenden Arbeit besteht das Ziel darin, die 
Interviewpartnerinnen dazu anzuregen, über ihre 
Entscheidungsphase zu reflektieren. Es soll evaluiert werden, welche 
Informationen sie vorab eingeholten, was beziehungsweise wer sie in 
der Entscheidungsphase beeinflusste und welche Motive zur 
schlussendlichen Entscheidung für oder gegen eine Beschulung 
ihres Kindes in einer Integrationsklasse führten. Die Richtung der 
Analyse geht dahin, durch den Text Aussagen über den emotionalen 
(emotionalen Bezug zum Gegenstand), kognitiven 
(Wissenshintergrund, Erwartungen) sowie den Handlungshintergrund 
(Intentionen) der befragten Personen zu machen (ebd., 51 Abb. 7). 
b. Theoriegeleitete Differenzierung der Fragestellung: In diesem 
Zwischenschritt findet die „Analyse einer präzisen begründeten 
inhaltlichen Fragestellung“ (ebd., 52) statt. Da bereits in der 
Einleitung ausführlich auf die Hauptfragestellung sowie deren 
Subfragen und in diesem Kapitel unter der Überschrift ‚Formulierung 
der Forschungsfragen‘ nochmals auf die Fragestellungen 
eingegangen wurde, wird an dieser Stelle auf eine wiederholte 
Erklärung verzichtet. 
 
4.3.5.4 Festlegung der Analyseeinheiten 
In diesem vierten Schritt wird die Analyse in einzelne Interpretationsschritte 
zerlegt: 
a. Festlegung der Kodiereinheit: Mit dem Bestimmen der Kodiereinheit 
wird festgelegt, „welches der kleinste Materialbestandteil ist, der 
ausgewertet werden darf, was der minimale Textteil ist, der unter 
eine Kategorie fallen kann“ (Mayring 2007, 53).  
In der vorliegenden Arbeit ist der kleinste Materialbestand ein Wort. 
Wenn eine Mutter ein ‚Ja‘ oder ‚Nein‘ auf eine Frage erwidert, zählt 
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dies als (vollständige) Antwort und kann einer Kategorie zugeordnet 
werden. 
b. Festlegung der Kontexteinheit: Dies ist das Gegenstück zur 
Kodiereinheit, denn die Kontexteinheit legt „den größten 
Textbestandteil fest, der unter eine Kategorie fallen kann“ (ebd.). 
Als Kontexteinheit gilt in der vorliegenden Arbeit die 
Zusammensetzung aus mehreren Sätzen und Absätzen. Der größte 
Textbestandsteil, welcher aus den vorliegenden transkribierten 
Interviews einer Kategorie zugeordnet wurde, umfasst 86 Zeilen. 
c. Festlegung der Auswertungseinheit: In diesem Schritt wird 
festgelegt,  „welche Textteile jeweils nacheinander ausgewertet 
werden“ (ebd.).  
Im vorliegenden Fall wurden die Interviews in zwei Gruppen geteilt: 
Die Mütter, welche sich für eine Integrationsklasse entschieden und 
die Mütter, welche sich gegen eine Integrationsklasse entschieden. 
Bei der Analyse wird innerhalb der jeweiligen Gruppe nach dem 
Datum des Erstellens des Interviews vorgegangen und mit dem 
zuerst erstellten begonnen. 
 
4.3.5.5 Festlegung der inhaltlichen Haupt- und Unterkategorien 
In diesem fünften Schritt wird das Material ein wenig eingeschränkt, indem Haupt- 
und Unterkategorien formuliert werden. Für die vorliegende Untersuchung wurden 
folgende fünf Hauptkategorien mit ihren Unterkategorien aus den 
Forschungsfragen und dem Interviewleitfaden entwickelt: 
1. Motive der Entscheidung 
a. Motive für/gegen die integrative Beschulung 
b. Hoffnungen und Befürchtungen bei integrativer Beschulung 
c. Persönlichkeit des Kindes 
2. Informationsquellen 
3. Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
4. Personen im Entscheidungsprozess 
a. Personen des näheren sozialen Umfelds  
b. Wünsche des Kindes 
5. Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
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6. Ideen für Veränderungen der Bedingungen in Integrationsklassen22 
 
4.3.5.6 Festlegung des Kategoriensystems 
Da nun die Hauptkategorien festgelegt wurden, werden diese in diesem sechsten 
Schritt erklärt. Mayring (2007, 83) schlägt dazu folgende drei Schritte vor: 
a. Definition der Kategorien: „Es wird genau definiert, welche 
Textbestandteile unter eine Kategorie fallen“ (ebd.). 
b. Ankerbeispiele: In diesem Schritt werden konkrete Beispiele vom 
Material genannt, um die Kategorie zu beschreiben (ebd.). 
c. Kodierregeln: Es werden Regeln formuliert, um die Abgrenzungen zu 
den übrigen Kategorien deutlicher zu machen (ebd.). 
Das vollständige Kategoriensystem inkludiert die Definition, Ankerbeispiele und 
Kodierregeln und ist im Anhang 5 nachzulesen. An dieser Stelle folgt ein Auszug 
daraus, als Beispiel wird der Code 3 ‚Rahmenbedingungen von 
Integrationsklassen‘ angeführt. 
 
Code Kategorie Definition Ankerbeispiel Kodierregel 










warum sie sich 






 „Und dass es ihm 
Stress macht, 
überfordert und für 
seine persönliche 
Entwicklung hinderlich 
ist, das war das, was 
mich dann am meisten 
angesprochen hat“ 
(Frau U., 30-31). 
 In diese Kategorie fallen 
lediglich 
Entscheidungsmotive, 
welche aus der 
Beschäftigung mit dem 
Thema der Integration 
hervorgehen, nicht aber 
für die vorliegende 
Arbeit irrelevante Motive 






Der siebte Schritt beinhaltet das Durchgehen des Materials und eine Zuordnung 
des Textes zu den jeweiligen Kategorien (Mayring 2007, 83). Fundstellen wurden 
farblich gekennzeichnet und herausgeschrieben. Anschließend an diesen Vorgang 
wurde das Material erneut in Hinblick darauf geprüft: ob die Analyse innerhalb der 
                                                 
22
 Die Frage nach Ideen für Veränderungen der Bedingungen, damit sich mehr Eltern für eine 
integrative Beschulung entscheiden können, wurde ausschließlich den Müttern gestellt, welche 
sich gegen diese Form der Beschulung entschieden, da nur diese mit den Rahmenbedingungen 
unzufrieden waren. 
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erstellten Kategorien alle wichtigen Informationen beinhalten würde und ob die 
Kategorien klar getrennt und gut definiert sind. Dieser Probedurchlauf erfordert oft 
eine Bearbeitung der Fundstellen, Ergänzungen oder Neuformulierungen der 
Kategorien, wodurch erneut von Schritt fünf, der Festlegung der Haupt- und 
Unterkategorien begonnen werden muss. 
Im vorliegenden Fall wurden teilweise Kleinigkeiten bei den Formulierungen 
geändert sowie die Unterkategorie 4b ‚Persönlichkeit und Wünsche des Kindes‘ 
unterteilt in 4b ‚Persönlichkeit des Kindes‘ und 4c ‚Wünsche des Kindes‘, da sich 
die Informationen nicht überschneiden, sondern in zwei unterschiedliche 
Richtungen führen und somit zwei unterschiedliche Themenbereiche beschreiben. 
Außerdem erwies es sich als verständlicher, den Subcode ‚Persönlichkeit des 
Kindes‘ vorzuschieben, da er als Motiv der Entscheidung gilt und somit zur ersten 
Kategorie gehört. 
Nachdem der Kodierleitfaden erneut überarbeitet wurde, überprüfte ich in einem 
abschließenden Materialdurchgang erneut die Fundstellen. 
 
4.3.5.8 Paraphrasierung des extrahierten Materials 
Nachdem der Text nun anhand des Kodierleitfadens bearbeitet wurde, wurde das 
extrahierte Material paraphrasiert. Dabei werden, folgt man Mayring (2007, 61), 
inhaltlich nicht wesentliche Teile weggelassen.  
 
5 Darstellung und Interpretation der Ergebnisse 
Im Folgenden werden die acht kodierten Interviews einzeln in Reihenfolge der 
Erstellung und auf Basis der Haupt- und Unterkategorien, zusammengefasst. 
Anschließend werden die Interviews miteinander verglichen, wodurch die 
Fragestellung und ihre Subfragen beantwortet werden. Zuletzt werden die 
Ergebnisse mit der erarbeiteten Theorie der vorliegenden Arbeit in Bezug 
gebracht. 
 
5.1  Zusammenfassung der einzelnen Interviews 
In folgendem Teil werden die Interviews einzeln zusammengefasst und die 
Aussagen mit Textstellen aus den Transkriptionen belegt. Dadurch entstand eine 
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übersichtliche Darstellung der Aussagen der Interviewpartnerinnen, welche im 
Anschluss in Hinblick auf die Fragestellung interpretiert werden konnten. 
Da jeweils vier Mütter, welche sich für beziehungsweise gegen eine 
Integrationsklasse entschieden, interviewt wurden, wurde die Zusammenfassung 
in zwei Gruppen geteilt, innerhalb welcher systematisch nach dem Datum des 
Interviews vorgegangen wurde. Jede Darstellung erfolgt unterteilt in der 
Reihenfolge der eben beschriebenen Haupt- und Unterkategorien:  
1. Motive der Entscheidung 
a. Motive für/gegen die integrative Beschulung 
b. Hoffnungen und Befürchtungen bei integrativer Beschulung 
c. Persönlichkeit des Kindes 
2. Informationsquellen 
3. Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
4. Personen im Entscheidungsprozess 
a. Personen des näheren sozialen Umfelds  
b. Wünsche des Kindes 
5. Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
6. Ideen für Veränderungen der Bedingungen in Integrationsklassen 
 
Mütter, welche sich für eine Integrationsklasse entschieden haben 
 
5.1.1 Frau D. 
Frau D. ist 35 Jahre alt und arbeitet in einer Kanzlei als Anwaltsgehilfin. Sie ist 
verheiratet und hat einen Sohn. 
 
Motive der Entscheidung 
Motive für die integrative Beschulung 
Frau D. entschied sich aus folgenden Gründen für die Schule, obwohl diese nicht 
die ihrem Wohnort am nächsten liegende Schule ist: Für sie war ein 
entscheidender Grund für die integrative Beschulung, dass hier zwei Lehrerinnen 
unterrichten sowie dass die KlassenschülerInnenzahl geringer ist: „…und die 
Zweitlehrerin ist auch ein Kriterium, was mir halt positiv erschien und das Zweite 
ist, dass die Klassenschülerzahl geringer ist“ (5-7). Weiters war für die Mutter auch 
die Atmosphäre in Integrationsklassen, welche sie als sensibler und 
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rücksichtsvoller empfand, ein Motiv für die Entscheidung für eine integrative 
Beschulung: „Und deswegen habe ich mir gedacht, dass die Atmosphäre in einer 
Integrationsklasse rücksichtsvoller ist, dass man eher auf die Bedürfnisse, also 
dass man sensibler auf die einzelnen Kinder vielleicht ist, das stell ich mir 
irgendwie so vor“ (14-17). Frau D. entschied sich in erster Linie für diese Schule 
und dass ihr Sohn – in dieser Schule – eine Integrationsklasse besuchen wird, ist 
ein zusätzlicher „positiver Nebeneffekt“ (83-84). 
Als es um die Frage nach den von Frau D. gemachten Erfahrungen mit Menschen 
mit Behinderung ging, erzählte sie, dass die Tatsache, dass sie und ihr Mann 
bislang keine Erfahrungen machen konnten und somit unsicher im Umgang  mit 
Menschen mit Behinderung sind, ebenfalls ein Motiv für die Entscheidung für eine 
Integrationsklasse war. Frau D. und ihr Mann wollen ihrem Sohn ermöglichen, 
diese Art von Berührungsängsten abzulegen: „…also mein Mann hat immer 
gesagt, für ihn ist das eigentlich auch ein Grund, weil er hat auch Null 
Berührungspunkte mit behinderten Menschen und fühlt sich deshalb irgendwie im 
Umgang auch unsicher, wenn er mal einen hat und er meinte halt auch, und das 
denke ich auch, es kann nicht schaden, wenn man eben keine Berührungsängste 
hat“ (68-72). 
  
Hoffnungen und Befürchtungen bei integrativer Beschulung 
Auf die Frage, ob Frau D. Hoffnungen oder Ängste habe, dass ihr Sohn integrativ 
beschult werden würde, antwortete sie sehr kurz. Sie wünschte ihrem Sohn einen 
„angenehmen Schuleinstieg“ (77) und hat keine Befürchtungen. 
 
Persönlichkeit des Kindes 
Frau D. erzählte, dass ihr Sohn eher ruhig sei, weshalb er im Kindergarten länger 
gebraucht habe, sich wohl zu fühlen und seinen Platz zu finden. Deshalb erwähnte 
sie in diesem Zusammenhang erneut den Vorteil, dass der Umgang in 
Integrationsklassen rücksichtsvoller sei: „… also ich denke mir, dass er in einer 
Schule, wo Rücksicht genommen wird und wo Schwächere unter 








Die Informationen über Integrationsklassen beschaffte sich Frau D. ausschließlich 
beim Tag der offenen Tür der Schule, welche sie für ihren Sohn gewählt hat. Die 
Direktorin informierte über die Schulform, jedoch beschränkten sich die 
Informationen laut der Mutter auf das Zwei-LehrerInnen-System und die 
SchülerInnenanzahl: „Meine ganze Info stammt eigentlich nur vom Tag der 
offenen Tür, der in der Schule war, und von der Direktorin und der betraf eigentlich 
auch nur, dass es eine zusätzliche Lehrerin gibt und eine geringere 
Schüleranzahl“ (19-21). 
 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
Wie eben beschrieben, wusste Frau D. gut darüber Bescheid, dass in 
Integrationsklassen zwei LehrerInnen unterrichten sowie die 
KlassenschülerInnenanzahl geringer ist. Als ich nachfragte, ob sie Informationen 
zu Unterschieden in der Benotung erhalten habe, antwortete sie unsicher, dass sie 
nicht wüsste, „wie das gemacht wird“ (28). Auch auf die Frage hin, ob Frau D. 
einen Eindruck zur Unterrichtsführung in Integrationsklassen habe, antwortete sie 
eher allgemein: sie empfinde, dass offenes Lernen und andere Methoden ohnehin 
schon breit und schulabhängig angewendet werden würden. 
 
Personen im Entscheidungsprozess 
Personen des näheren sozialen Umfelds 
Während des Entscheidungsprozesses über die Beschulung des Sohnes von Frau 
D. beriet sie sich vorwiegend mit ihrem Mann und einer Kollegin, dessen Sohn 
eine Integrationsklasse besuchte und dies als sehr positiv empfand. 
 
Wünsche des Kindes 
Frau D. bezog ihren Sohn in die Entscheidung ob für oder wider eine 
Integrationsklasse nicht mit ein – sie empfand, dass er mit der Entscheidung nicht 
viel anfangen könne und überfordert wäre. Außerdem hatte Frau D. ihrer Meinung 
nach zu wenige Informationen über die Art der Behinderungen der Kinder, welche 
in die Klasse ihres Sohnes gehen werden, um ihm ausreichend erklären zu 
können, was ihn erwarte: „…ich glaube, er könnte damit auch nicht wirklich was 
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anfangen und ich weiß auch selber nicht, was für Art der Behinderung oder wie 
auch immer oder was für Krankheiten die Kinder haben“ (61-63). 
 
Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
Auf die Frage, ob Frau D. berufliche oder private Erfahrungen mit Menschen mit 
Behinderung gemacht habe, wiederholte die Mutter, dass sie bisher keine 
Erfahrungen machen konnte und sie somit auch keine Erlebnisse aus der 
Vergangenheit ihre Entscheidung beeinflussen würden. 
 
5.1.2 Frau L. 
Frau L. arbeitet als Büroangestellte und hat eine Tochter. Sie lebt mit dem Vater 
ihrer Tochter in einer Partnerschaft und ist 34 Jahre alt. 
 
Motive der Entscheidung 
Motive für die integrative Beschulung 
Auch für Frau L. ist die gewählte Volksschule nicht die ihrem Wohnort am 
nächsten liegende. Ihre Tochter war ursprünglich in einer anderen Schule 
angemeldet, in welche sie mit vielen FreundInnen aus dem Kindergarten 
gegangen wäre, doch hat sich die Mutter umentschieden, nachdem sie sich die 
Schule mit integrativem Schwerpunkt angesehen hatte und sie von den 
Rahmenbedingungen überzeugt wurde. Mit den Worten „…ich bin weder 
Integrationsklassen, noch Mehrstufenklassen abgeneigt“ (90-91) legte die Mutter 
offen, dass auch in ihrem Falle die Möglichkeit zur Wahl einer Integrationsklasse 
ein willkommener Nebeneffekt war. 
 
Hoffnungen und Befürchtungen bei integrativer Beschulung 
Frau L. hatte klare Hoffnungen für ihre Tochter, da ihr Großvater kriegsverletzt ist 
und deshalb eine körperliche Behinderung hat. Die Mutter sieht in ihrem Großvater 
keinen Menschen mit Behinderung, sondern einen wie jeden anderen: „…ich 
wünsche ihr halt auch die Sichtweise, dass Menschen anders sein können, aber 
dass sie das nicht als irgendwas abstempelt“ (71-72). Vor allem die 
Differenzierung zwischen ‚behindert’ und ‚nicht-behindert, welche von vielen 
gemacht wird, will Frau L. bekämpfen, indem sie ihrer Tochter die Chance gibt, 
mehr Offenheit zu erlangen. 
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Ängste hat die Mutter keine, sie formuliert die Einschulung allgemein als 
spannenden Prozess: „…ich bin sehr gespannt, wie meine Tochter mit der neuen 
Situation im Allgemeinen umgeht, natürlich auch mit den Kindern, ob sie das 
irgendwie dann doch abschreckt“ (80-82). 
 
Persönlichkeit des Kindes 
Als ich im Interview Frau L. nach den Zusammenhängen der Persönlichkeit ihrer 
Tochter und der Entscheidung für eine Integrationsklasse fragte, sprach sie 
ausschließlich vom Miteinbeziehen der Wünsche der Tochter.  
 
Informationsquellen 
Die Informationsquellen – abgesehen von Menschen im Umkreis – beschränken 
sich auf den Tag der offenen Tür in der Schule und auf Recherchen im Internet. 
 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
Frau L. wusste gut über das Zwei-LehrerInnen-System, die räumlichen 
Bedingungen, die SchülerInnenanzahl und die Unterrichtsführung Bescheid: „Zwei 
Lehrer, es sind meistens zwei Klassenräume, die Anzahl der Kinder ist wesentlich 
geringer (2) ja, natürlich die Lehrmethoden sind auch anders“ (20-21). In den 
Augen der Mutter unterscheiden sich die Rahmenbedingungen in 
Integrationsklassen nicht viel von denen in Regelklassen, jedoch erwähnte sie, 
dass die Betreuung in Integrationsklassen besser, nämlich intensiver wäre. Auf die 
Frage hin, ob sie Informationen zu Unterschieden in der Benotung hätte, gab sie 
eine klare Antwort, da ihr dies die Direktorin erklärte: „…also die Kinder mit 
Behinderung bekommen keine Benotung im herkömmlichen Sinne und die 
anderen schon“ (27-29). 
 
Personen im Entscheidungsprozess 
Personen des näheren sozialen Umfelds 
Die Arbeitskollegin von Frau L. hatte sich vor vier Jahren für ihren Sohn ebenfalls 
für eine Integrationsklasse entschieden und da sich die zwei Mütter 
gegenübersitzen, bekam Frau L. einen Eindruck von den Bedingungen und den 
Vor- und Nachteilen dieser Art der Beschulung. Außerdem beriet sie sich mit einer 
Freundin, deren Tochter gleichzeitig mit der von Frau L. beschult werden soll, und 
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mit einer ehemaligen Nachbarin, welche seit ungefähr 20 Jahren als 
Volksschullehrerin tätig ist. Weiters befragte sie ihre Schwägerin, welche eine 
junge Volksschullehrerin ist. 
 
Wünsche des Kindes 
Frau L. betonte sehr, dass sie es für wichtig empfinde, die Wünsche des Kindes 
miteinzubeziehen. Sie ließ ihrer Tochter die Chance, sich für eine Schule zu 
entscheiden, da sie der Meinung ist, dass, sollte das Kind sich gegen die Schule 
aussprechen, in diese aber gehen muss, der Erfolg geringer wäre: „Weil uns war 
ganz wichtig, dass sie endgültig sagt: dort will ich hingehen und dort habe ich 
Freude, weil ich glaube es nützt uns die beste Lehrerin und die beste Schülerin 
nichts, wenn das Kind dagegen ist“ (47-49). Weiters erzählte die Mutter, dass sie 
ihrer Tochter auch erklärte, was Integration bedeute, ihr erschien dies aber fast 
überflüssig, da sie ihren körperlich beeinträchtigten Urgroßvater kenne und dies 
kein Problem für sie sei.  
 
Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
Die Frage, ob Frau L. private oder berufliche Erfahrungen mit Menschen mit 
Behinderung gemacht habe, beantwortete sie schon vor dem Stellen der Frage, 
da sie von ihrem kriegsverletzten Großvater erzählte. Weiters berichtete sie von 
ihrer Großmutter, welche schweres COPD23 hatte und somit 24 Stunden künstlich 
beatmet werden musste. Die Tochter von Frau L. war mit der Krankheit ihrer 
Urgroßmutter jedoch nie konfrontiert. 
 
5.1.3 Frau A. 
Frau A. ist allein erziehend 36 Jahre alt und hat einen Sohn. Sie ist Personalchefin 
eines großen Unternehmens. 
 
Motive der Entscheidung 
Motive für die integrative Beschulung 
Frau A. erzählte, dass sie selbst Schülerin dieser Schule war, für die sie sich 
entschieden hatte, da diese die ihrem Wohnort am nächsten liegende war und 
                                                 
23
 COPD bedeutet im deutschen chronisch obstruktive Lungenerkrankung. 
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nach wie vor ist. Einerseits überzeugten sie der gute Ruf der Schule, die Nähe zur 
Wohnstätte und das Kennen der Schule. Andererseits war Frau A. sehr von dem 
integrativen Schwerpunkt begeistert. Sie musste einen Kindergartenwechsel 
durchführen, weil ihr Sohn eine sensorische Integrationsstörung hat und die 
MitarbeiterInnen des zuerst gewählten Kindergartens in den Augen von Frau A. 
nicht zufriedenstellend damit umgehen konnten. Deshalb hatte sich die Mutter 
eingehend mit der Entscheidung, ob eine Integrationsklasse für ihren Sohn 
geeignet wäre, auseinandergesetzt und ließ sich vom Aspekt des/der zweiten 
Lehrers/Lehrerin, der geringeren SchülerInnenzahl und der „sozialen Stimmung“ 
(32) in Integrationsklassen überzeugen. „Mir war wichtig, der R. der braucht so ein 
bisschen diesen sozialen Aspekt einerseits und andererseits, er braucht eine 
zweite Betreuungsperson, ja, je mehr Betreuungspersonen desto besser. Es sind 
weniger Kinder und es sind zwei Lehrerinnen, also das war für mich natürlich ein 
(2) ein Grund auch warum ich gebeten habe, ihn in die Integrationsklasse zu 
nehmen“ (27-31). 
 
Hoffnungen und Befürchtungen bei integrativer Beschulung 
Frau A. wünschte sich, dass ihr Sohn den Umgang mit Menschen lernt, die anders 
sind, die vielleicht mehrere oder andere Bedürfnisse haben. Sie hatte die 
Hoffnung, dass ihr Kind anstatt jemanden anzustarren oder negativ gegenüber zu 
treten, Menschen mit Behinderung als Menschen sieht wie alle anderen: „…ich 
find das gescheit, wenn die Kinder den Umgang damit lernen, er wird vielleicht 
einmal damit gut umgehen können, wo andere dann Leute anstarren und vielleicht 
mit dem Finger auf jemanden zeigen, weil jemand eine Behinderung hat, das wird 
er nicht tun, für ihn ist das einfach ein Mensch, egal ob der im Rollstuhl sitzt oder 
ob er hinkt oder sonst was“ (116-120). Frau A. hatte keine Befürchtungen, dass ihr 
Sohn eine Integrationsklasse besuchen wird. 
 
Persönlichkeit des Kindes 
Die Entscheidung der Beschulung wurde laut der Mutter sehr stark im 
Zusammenhang mit der Persönlichkeit des Kindes getroffen. Sie beschrieb ihren 
Sohn als sehr sozial, einfühlsam und sensibel, vor allem auch, da Frau A. selbst 
lungen- und hautkrank ist und öfter seine Unterstützung in Anspruch nimmt. „Und 
ich find dass der Umgang mit behinderten oder lernschwachen Kindern ein Vorteil 
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sein kann, also ich denke mir der R. ist sehr sozial, also wenn jemand weint oder 
jemand traurig ist, also er spürt das sehr“ (36-38). 
 
Informationsquellen 
Abgesehen vom Tag der offenen Tür und Personen im Umfeld, holte Frau A. keine 
Informationen über Integrationsklassen ein. 
 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
Bei der Frage zu den Rahmenbedingungen von Integrationsklassen reagierte Frau 
A. unsicher, dass sie nicht genau Bescheid wusste und außer der geringeren 
SchülerInnenzahl konnte sie keine Rahmenbedingungen nennen. Frau A. wies bei 
einer Zusatzfrage darauf hin, dass das Lernprogramm dasselbe sei, dass lediglich 
der Umgang in der Klasse ein anderer wäre und dass die Kinder mit Behinderung 
weniger Aufgaben in der gleichen Zeit zu tun hätten: „Es wird nur auf den 
Umgang, also ich glaube einfach, das Lernprogramm ist dasselbe, nur diese 
Kinder machen nicht, ich sag´ einmal 50 Rechenaufgaben, sondern die 
bekommen nur 20“ (64-66). 
 
Personen im Entscheidungsprozess 
Personen des näheren sozialen Umfelds 
Eine Lehrerin der Schule, für die sich Frau A. entschieden hatte, ist eine Bekannte 
der Familie und spielte eine Rolle bei der Entscheidung: Sie hatte die Integration 
empfohlen. Weiters beriet sich Frau A. mit einer Freundin, welche Sonder- und 
Heilpädagogik studiert hatte und ihr Kind ebenfalls integrativ beschult. Die 
Psychologin, welche den Sohn von Frau A. betreut, empfahl ebenfalls eine 
Integrationsklasse. 
 
Wünsche des Kindes 
Auf die Frage, ob die Wünsche des Kindes miteinbezogen wurden, antwortete 
Frau A. nur indirekt, dass ihr Sohn zweimal mit in der Schule war, um sich diese 
anzuschauen und auch die Lehrerinnen, welche ihn unterrichten würden, 
kennenzulernen. Sie fügte hinzu, dass sich ihr Sohn sehr wohl gefühlt habe. 
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Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
Frau A. hatte keine intensiven privaten Erfahrungen mit Menschen mit 
Behinderung gemacht, ausschließlich im Job, wo sie auch mit BewerberInnen in 
Kontakt kommt, welche körperlich beeinträchtigt sind: „…also es gibt natürlich 
Menschen im Rollstuhl, die sich bewerben, die wollen auch einen Job, wenn er 
nicht passt dann passt er nicht, ob er im Rollstuhl ist oder nicht, sei dahingestellt“ 
(106-108). 
 
5.1.4 Frau K. 
Frau K. ist allein erziehende Mutter im Alter von 36 Jahren und arbeitet als 
Kinderpsychiaterin. Sie hat eine Tochter. 
 
Motive der Entscheidung 
Motive für die integrative Beschulung 
Auch für Frau K. war es vor dem Tag der offenen Tür noch nicht klar, ihr Kind 
integrativ beschulen zu lassen. Sie ging in alle damals vierten Klassen und wusste 
anfangs nicht, dass sie sich soeben in einer Integrationsklasse befand, als sie dies 
tat. Im Nachhinein war sie aber davon sehr begeistert, da ihr der Vorteil sehr 
gefiel, dass zwei LehrerInnen in der Klasse unterrichten würden und dass das 
soziale Lernen mehr gefördert werden würde: „…und dann habe ich mir gedacht, 
auch nicht schlecht, weil erstens habe ich dann mitbekommen, dass es zwei 
Lehrerinnen sind und zweitens auch ist es etwas, wo ich mir denke – auch vom 
sozialen Lernen her – ist das, was das mir gefällt“ (37-39). Die Aussage der 
Lehrerin zum Thema der Benotung überzeugte sie letztendlich, da sie meinte, sie 
fände die Differenzierung so schwierig, da sich das eine Kind bemüht und das 
andere kann es von vornherein, welchem Kind solle sie den Einser geben? Frau 
K. war von diesem Ansatz beeindruckt und meldete ihre Tochter für diese 
Integrationsklasse an. 
 
Hoffnungen und Befürchtungen bei integrativer Beschulung 
Auf die Frage ob Frau K. bestimmte Hoffnungen für ihre Tochter aufgrund der 
integrativen Beschulung habe, wiederholte sie, dass dies vor allem die Offenheit 
jedem Menschen gegenüber sei. Im Gespräch sagte sie immer wieder, dass die 
Nicht-Differenzierung zwischen verschiedenen Besonderheiten von Kindern für sie 
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eine Eigenschaft sei, welche sie ihrer Tochter wünsche: „…und das will ich ihr so 
mitgeben, dass man nicht differenziert auf Grund von Dingen, die so kategorisiert 
werden“ (43-45). 
Befürchtungen äußerte sie keine: Für Frau K. ist der Besuch ihrer Tochter einer 
Integrationsklasse ausschließlich ein positiver Nebeneffekt. 
 
Persönlichkeit des Kindes 
Frau K. antwortete auf die Frage, inwieweit ihre Entscheidung für eine 
Integrationsklasse etwas mit der Persönlichkeit ihrer Tochter zu tun habe, lediglich 




Frau K. besuchte ebenfalls den Tag der offenen Tür der gewählten Schule, was 
für ihre Entscheidung – wie bereits erwähnt – maßgeblich war. Weitere 
Informationen erhielt sie durch ihren Beruf: Frau K. ist Kinderpsychiaterin, weshalb 
ihr Kinder mit Behinderung bekannt sind und vor allem die Arten von 
Behinderungen. Außerdem behandelt sie einige Kinder, welche 
Integrationsklassen besuchen.  
 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
Frau K. wusste gut über die Rahmenbedingungen und die Unterrichtsbedingungen 
in Integrationsklassen Bescheid. Sie erwähnte die geringe SchülerInnenzahl, das 
Zwei-LehrerInnen-System und die anfangs verbale Benotung. Weiters berichtete 
sie, dass der Unterricht zum Teil getrennt abgehalten werde, was durch den 
Nebenraum, welcher zur Klasse gehört, möglich sei. Auch die Unterrichtseinheiten 
sind ihrer Ansicht nach flexibler: Es könne in die Pausen hineingearbeitet werden, 
beziehungsweise könnten die Pausen früher gegeben werden. Da die Tochter von 
Frau K. die Nachmittagsbetreuung besuchen soll, ist es für die Mutter auch ein 
interessanter Punkt, dass aufgrund des integrativen Schwerpunkts der Schule die 
Kinder auch am Nachmittag von zwei BetreuerInnen beaufsichtigt werden. 
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Personen im Entscheidungsprozess 
Personen des näheren sozialen Umfelds 
Frau K. beriet sich zusätzlich zu den Informationen, welche sie aus ihrem 
Berufsfeld hatte, mit ihrer Mutter, verschiedenen Freundinnen, ihrer Kusine, 
welche Lehrerin ist, und ihrem Exfreund. Auf was sie sich jedoch am meisten 
verließ, war ihr Gefühl: „…aber letztlich habe ich mich auf das verlassen, was ich 
spüre“ (85). 
 
Wünsche des Kindes 
Frau K. erzählte, dass sie die Entscheidung, ob Integrationsklasse oder 
Regelklasse, ohne ihre Tochter traf, vor allem, weil ihr Ziel ist, eben diese 
Differenzierung nicht hervorzuheben. Viele Kinder stören den Unterricht ob Kinder 
mit oder ohne Behinderung, sei laut der Mutter dahingestellt: „Aber Differenzierung 
will ich nicht haben, sie kennt das schon, das ist für Kinder meist egal, außer sie 
fühlt sich persönlich gestört, wenn sie, was weiß ich, gehaut wird oder so, aber 
das machen andere Kinder genauso“ (104-106).  
 
Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
Frau K. sammelte – wie bereits erwähnt – aufgrund ihres Berufes als 
Kinderpsychiaterin viel Erfahrung mit Kindern mit Behinderung. Außerdem 
erzählte sie, dass sie selbst als Kind einen integrativen Kindergarten besuchte. Sie 
erinnerte sich sehr positiv daran, wie beispielsweise an die Situation, dass sie 
anderen Kindern oft beim Schuhebinden half. 
 
Mütter, welche sich gegen eine Integrationsklasse entschieden haben 
 
5.1.5 Frau M. 
Frau M. ist 28 Jahre alt, verheiratet und Mutter von zwei Kindern. Sie ist 
vorwiegend Hausfrau und hilft gelegentlich ihrem selbstständigen Mann. 
 
Motive der Entscheidung 
Motive gegen die integrative Beschulung 
Frau M. entschied sich gegen eine Integrationsklasse, weil es ihr wichtig war, dass 
ihre Tochter in Ruhe lernen könne und möglichst wenig abgelenkt werde. Die 
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Mutter hatte den Eindruck, dass in Integrationsklassen öfter Kinder aufstehen und 
herumgehen und der Lärmpegel somit höher sei, was die Konzentration ihrer 
Tochter beeinflussen könnte: „…weil es lauter ist und jemand aufsteht und 
herumgeht und ja, dass zu viel Lärm ist“ (4-5). Weiters argumentierte sie, dass sie 
eine große Familie habe und es somit an Möglichkeiten zum sozialen Lernen nicht 
mangle. 
 
Hoffnungen und Befürchtungen bei integrativer Beschulung 
Frau M. erwähnte zwar, dass es sicherlich förderlich wäre, mit Menschen mit 
Behinderung Kontakt zu haben, doch überwogen ihre Befürchtungen. Die Mutter 
äußerte besorgt, dass ihre Tochter in einer Integrationsklasse nicht voll gefördert 
werden würde, weil sie – wie sie es formulierte – lediglich „Nebenschauplatz“ (26) 
wäre, da der Unterricht in Integrationsklassen turbulenter und chaotischer ablaufe: 
„…ich hätte einfach Angst, dass sie da ein bisschen untergeht in der Klasse“ (47-
48). 
 
Persönlichkeit des Kindes 
Die Persönlichkeit der Tochter spielte für Frau M. im Entscheidungsprozess eine 
große Rolle. Die Mutter beschrieb ihr Kind als schüchtern, ruhig und eher leicht 




Die einzigen Informationsquellen von Frau M. waren der Tag der offenen Tür in 
der Volksschule und die Informationen, welche sie über Mundpropaganda hatte. 
 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
Frau M. wusste über das Zwei-LehrerInnen-System und die Unterschiede in der 
Benotung Bescheid. Weiters erwähnte sie die geringere SchülerInnenzahl. Als ich 
nachfragte, wie sie sich den Unterricht von zwei LehrerInnen geführt vorstelle, 
antwortete sie, dass sie sich deshalb gegen eine Integrationsklasse entschieden 
hatte, weil sie sich dies nicht vorstellen konnte. „Ich kann mir das überhaupt nicht 
vorstellen, wie das funktionieren soll und wie das ablaufen soll“ (21-22). 
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Personen im Entscheidungsprozess 
Personen des näheren sozialen Umfelds 
Frau M. beriet sich in der Entscheidungsphase mit der Direktorin am Tag der 
offenen Tür und mit ihrem Mann, welcher die Meinung teilte, ihr Kind nicht 
integrativ beschulen zu lassen. 
 
Wünsche des Kindes 
Frau M. bezog ihre Tochter in den Entscheidungsprozess mit ein, erzählte aber, 
dass das Kind keine genauen Vorstellungen hatte und deshalb keine konkreten 
Wünsche äußern konnte. 
 
Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
Frau M. hatte weder im beruflichen noch im privaten Rahmen Erfahrungen mit 
Menschen mit Behinderung gemacht, weshalb keine Erlebnisse aus der 
Vergangenheit im Entscheidungsprozess Einfluss nahmen. 
 
Ideen für Veränderungen der Bedingungen in Integrationsklassen 
Für Frau M. wäre es entscheidend, den Lärmpegel und die Atmosphäre in 
Integrationsklassen zu verändern. Eine Verbesserung dahingehend könnte ihrer 
Meinung nach mithilfe eines größeren Klassenzimmers bewirkt werden, damit die 
Kinder in kleine Gruppen geteilt werden könnten: „…ich glaube auch, das 
Klassenzimmer sollte größer sein, so, dass sich die Gruppen in die Ecken oder so 
irgendwie verziehen könnten, so ist das alles auf einem großen Haufen und eher 
chaotisch“ (75-78). 
 
5.1.6 Frau U. 
Frau U. ist verheiratet und hat zwei Söhne. Die Mutter ist 42 Jahre alt und arbeitet 
als Managerin. 
 
Motive der Entscheidung 
Motive gegen die integrative Beschulung 
Frau U. war einer Integrationsklasse im Vorfeld nicht abgeneigt, da sie Vorteile wie 
das Erlangen eines höheren Maßes an Toleranz oder das Gewinnen von 
Sozialkompetenzen sah, jedoch überzeugten diese die Mutter nicht. Die Angst vor 
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der Belastung für das Kind aufgrund der Anwesenheit der Kinder mit Behinderung 
war zu groß, denn Frau U. befürchtete, ihr Sohn könnte diese neue Erfahrung 
nicht verarbeiten, vor allem da in ihren Augen die Kinder nicht ausreichend 
begleitet werden. Frau U. meinte, dass die Schuleingangsphase ohnehin sehr 
anspruchsvoll wäre und viel Ruhe und Konzentration erfordere, jeder zusätzliche 
Stress überfordern könnte und sogar die Entwicklung ihres Kindes hindern würde: 
„…Und dass es ihm Stress macht, überfordert und für seine persönliche 
Entwicklung hinderlich ist, das war das was mich dann am meisten angesprochen 
hat“ (30-31). Auch die Information, dass nicht nur Kinder mit körperlicher, sondern 
auch geistiger Behinderung die Möglichkeit haben, in der Integrationsklasse 
beschult zu werden, führte bei Frau U. zu einer gegenteiligen Entscheidung für 
ihren Sohn, da ihn diese Kinder ängstigen könnten und vor allem viel Unruhe in 
den Unterricht bringen würden. 
Ein weiterer Aspekt war, dass sich die Mutter bei den LehrerInnen darüber 
informierte, welche weiterführenden Schulen die Kinder der ehemaligen 
Integrationsklassen besuchen und erfuhr, dass deutlich weniger Kinder in ein 
Gymnasium aufgenommen wurden als von den Regelklassen des gleichen 
Jahrgangs, woraufhin die Mutter auf ein niedrigeres Leistungsniveau in 
Integrationsklassen schloss. „…ich hab´ das nicht von Vornherein gewusst oder 
angenommen, dass dort ein niedriges Leistungsniveau herrscht, aber wir haben 
dann einfach, weil uns das wichtig war, alle Lehrerinnen gefragt, wieviele Kinder in 
ihrer vierten Klasse gehen ins Gymnasium, ganz einfache Frage und da hat sich 
herausgestellt, dass es in der I-Klasse nämlich nicht nur um die I-Kinder weniger, 
sondern deutlich weniger waren“ (62-66).  
Ein weiterer Grund für die Entscheidung gegen die Integrationsklasse war, dass 
sich Frau U. nicht vorstellen konnte, wie zwei Lehrkräfte mit der großen 
Spannbreite an Leistungsniveau und Lerntempo umgehen könnten, da in 
Sonderschulen zwei LehrerInnen für sechs Kinder mit Behinderung zur Verfügung 
stünden. 
 
Hoffnungen und Befürchtungen bei integrativer Beschulung 
Die Befürchtungen von Frau U. werden schon bei der Frage nach den Motiven für 
die Entscheidung gegen eine Integrationsklasse deutlich. Zusammenfassend 
fürchtete sie viel Unruhe, welche ihrem Sohn den Schuleinstieg erschweren 
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würde. Somit hatte die Mutter die Hoffnung, ihr Sohn würde sich in der gewählten 
Regelklasse besser konzentrieren können und am Ende der Volksschulzeit höhere 
Chancen auf einen Platz in einem Gymnasium haben. 
 
Persönlichkeit des Kindes 
Die Persönlichkeit des Kindes spielte bei Frau U. im Entscheidungsprozess eine 
ausschlaggebende Rolle. Sie beschrieb ihren Sohn als eher introvertiert, weshalb 
es ihn verunsichern könnte, mit Kindern mit Behinderung gemeinsam in einer 
Klasse zu sein. Sie erwähnte, dass „er eher Sicherheit braucht und ruhebedürftig 
ist und eher für die Konzentration keinerlei Ablenkung bedarf und das … in so 
einer Klasse naturgemäß nicht immer gegeben“ (87-89) sei. 
 
Informationsquellen 
Der Mann von Frau U. ist Arzt und sammelte auch Erfahrung in der Psychiatrie, 
wodurch die Eltern ein breites Hintergrundwissen über das Spektrum an 
Behinderungen haben. Außerdem sammelte Frau U. Informationen beim Tag der 
offenen Tür. 
 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
Frau U. erwähnte im Zusammenhang der anfangs gestellten Fragen schon einen 
Unterschied zwischen Integrationsklassen und Regelklassen, nämlich das Zwei-
LehrerInnen-System. Außerdem sagte sie, dass sie auch wisse, dass in 
Integrationsklassen die SchülerInnenzahl geringer wäre. 
 
Personen im Entscheidungsprozess 
Personen des näheren sozialen Umfelds 
Frau U. beriet sich zusätzlich zu den LehrerInnen und der Direktorin ausschließlich 
mit ihrem Mann, welcher ihre Meinung teilte. 
 
Wünsche des Kindes 
Der Sohn von Frau U. wurde dahingehend in den Entscheidungsprozess 
eingebunden, dass er nach seiner Meinung über die LehrerInnen gefragt wurde 
und hätte sich sein Wunsch mit dem der Eltern nicht gedeckt, hätten sie über eine 
Alternative nachgedacht. 




Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
Abgesehen von den Erfahrungen, welche der Mann von Frau U. in seinem Beruf 
machte, kam die Mutter selbst in ihrer Schulzeit mit einem Jungen in Kontakt, 
welcher „verstümmelte Finger auf einer Hand“ (140) hatte. Auch im 
Bekanntenkreis kam Frau U. gelegentlich mit vor allem Kindern mit Behinderung in 
Kontakt. 
 
Ideen für Veränderungen der Bedingungen in Integrationsklassen 
Frau U. gab viel Information dazu, welche Veränderungen sie für eine 
Entscheidung für eine Integrationsklasse bräuchte. Einerseits sprach sie erneut 
die Betreuungsintensität an, denn für die Mutter ist der LehrerInnenschlüssel 
unbefriedigend im Vergleich zur SchülerInnenzahl in Integrationsklassen. 
Außerdem sprach sie den Mangel an Vorinformation an: Hätte Frau U. gewusst, 
welche Kinder mit welchen Arten von Behinderungen mit ihrem Sohn gleichzeitig 
beschult würden und hätte die Betreuung der Kinder schon vor der Schule 
begonnen, wäre die Entscheidung eventuell anders ausgefallen, denn so könnte 
den Kindern der ‚zusätzliche Stress’ zu Schulbeginn erspart bleiben. Weiters 
bemängelte sie die räumlichen Bedingungen: Frau U. würde es als sinnvoll 
erachten, wenn es einen zweiten Raum gäbe, in den sich einzelne Kinder 
zurückziehen könnten, wenn sie Ruhe bräuchten oder eine aktive Phase hätten. 
Ein weiterer wichtiger Punkt ist der der Vorinformation: Frau U. fühlte sich im 
Vorfeld nicht ausreichend informiert, da ihrer Meinung nach meist nur die Eltern 
der Kinder mit Behinderung angesprochen würden und die anderen Eltern 
gezwungen seien, aus Neugier und Interesse selbst Informationen einzuholen. Die 
Mutter argumentierte auch, dass zu wenig Werbung für Integrationsklassen 
betrieben würde, denn in ihren Augen wirbt beispielsweise eine bilinguale 
Volksschule weit mehr mit den Vorteilen jener Schulform als Volksschulen, die 
einen integrativen Schwerpunkt anbieten. 
 
5.1.7 Frau S. 
Frau S. ist 39 Jahre alt und hat zwei Söhne. Sie ist verwitwet und arbeitet als 
Lebensberaterin.  
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Motive der Entscheidung 
Motive gegen die integrative Beschulung 
Frau S. erwähnte in dem Interview, dass es ihr einerseits ein Anliegen gewesen 
wäre, ihren Sohn integrativ beschulen zu lassen, da sie gerne einen sozialen Akt 
gesetzt hätte und die Idee, Kinder mit Behinderung in einen Prozess zu integrieren 
gut findet; andererseits wollte sie ihrem Sohn jedoch jeden zusätzlichen Stress 
ersparen. Ereignisse wie der kürzliche Tod ihres Mannes oder die ohnehin späte 
Einschulung ihres Kindes würden den Schuleinstieg erschweren, weshalb die 
Mutter ihrem Sohn den Freiraum geben wollte, sich vorerst auf sich selbst 
konzentrieren zu können. 
Außerdem hatte Frau S. den Eindruck, dass in Integrationsklassen im Vergleich zu 
Regelklassen der Stoff gänzlich durchgearbeitet wird: „Also ich glaube, dass der 
Stoff im Vergleich zur Regelklasse in der Form nicht durchgearbeitet wird, vor 
allem in der Mathematik“ (24-25). 
 
Hoffnungen und Befürchtungen bei integrativer Beschulung 
Frau S. befürchtete eine Überforderung ihres Sohnes. Aufgrund privater 
Ereignisse änderten sich kürzlich viele Lebensumstände in der Familie, weshalb 
die Mutter den Schuleinstieg für ihren Sohn so ‚gewöhnlich’ wie möglich bereiten 
wollte und sich gegen die Integrationsklasse entschied. 
 
Persönlichkeit des Kindes 
Dass die Entscheidung stark mit der Persönlichkeit des Kindes zusammenhänge, 
formulierte Frau S. deutlich. Sie wiederholte, dass ihr Sohn zu viel mit sich selbst 
zu tun habe und eine Integrationsklasse für ihn deshalb ungeeignet wäre: „Ja, also 
dem P. hätte ich damit nicht (2) also der wäre dafür nicht so geeignet gewesen, 
der hat zu viel mit sich selber zu tun“ (42-43). 
 
Informationsquellen 
Abgesehen von Unterhaltungen mit Personen informierte sich die Mutter in der 
Schule selbst über Integrationsklassen. 
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Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
Frau S. wusste gut über das Zwei-LehrerInnen-System in Integrationsklassen 
Bescheid und meinte, der Unterrichtsstil orientiere sich „stark an den Behinderten“ 
(21-22). Zur Benotung erzählte sie, dass die Integrationskinder nicht und die 
übrigen Kinder nach dem Ziffernsystem benotet werden würden. 
 
Personen im Entscheidungsprozess 
Personen des näheren sozialen Umfelds 
Frau S. beriet sich ausschließlich mit ihrem Mann eingehend über die 
Entscheidung. Dieser vertrat den Standpunkt, ihren Sohn nicht integrativ 
beschulen zu lassen, noch intensiver. Weiters unterhielt sich die Mutter mit 
anderen Eltern über die Entscheidung. 
 
Wünsche des Kindes 
Die Wünsche des Kindes wurden wenig miteinbezogen, da Frau S. die Meinung 
vertrat, dass ihr Sohn nicht viele Wünsche habe. „Also Volksschulkinder, wie viel 
eigene Wünsche die haben (2), also ich glaube, die Kinder vertrauen den Eltern so 
weit“ (45-46). 
 
Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
Auf die Frage nach den Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung antwortete 
die Mutter kurz, nämlich dass sie bisher noch keinen Kontakt hatte. 
 
Ideen für Veränderungen der Bedingungen in Integrationsklassen 
Frau S. bemängelte in erster Linie das Konzept, nach welchem 
Integrationsklassen aufgebaut seien. Sie meinte, Kinder mit Behinderung würden 
nicht ausreichend unterstützt und die Regelkinder gleichzeitig nicht so gefördert 
als wären sie in einer Regelklasse: „Also ein Konzept, das diesen Spagat schafft: 
auf der einen Seite behinderte Kinder zu (2) unterstützen in diesem verlangsamten 
Reifeprozess, und auf der anderen Seite aber den gesunden Kindern die 
Möglichkeit zu geben, die Fortschritte so zu machen, wie sie in einer normalen 
Klassemöglich wären“ (68-71). Ihrer Meinung nach sind in Integrationsklassen 
teilweise Kinder unter- und andere überfordert. 
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5.1.8 Frau P. 
Frau P. ist verheiratet und hat eine Tochter. Sie ist 33 Jahre alt und arbeitet im 
Büro eines Großbetriebes. 
 
Motive der Entscheidung 
Motive gegen die integrative Beschulung 
Frau P. entschied sich gegen eine Integrationsklasse, weil ihr Kind leicht 
ablenkbar ist. Außerdem empfand die Mutter die Betreuung in einer Regelklasse 
als besser, da sich hier nicht die Aufgabe stellen würde, auch auf die Kinder mit 
Behinderung Rücksicht zu nehmen. 
Gegen Ende des Interviews argumentierte Frau P., dass sie zu wenig Zeit für den 
Entscheidungsprozess gehabt habe, womit einherging, dass sie sich nicht 
ausreichend über Integrationsklassen informieren konnte und sich deshalb auch 
‚sicherheitshalber’ dagegen entschied. 
 
Hoffnungen und Befürchtungen bei integrativer Beschulung 
Frau P. konnte durchaus Vorteile in der Integrationsklasse sehen: Es würde „ihren 
Horizont oder ihr soziales Verständnis ganz einfach weiter machen“ (78-79). 
Trotzdem überwog die Befürchtung, dass ihre Tochter zu wenig Aufmerksamkeit 
bekomme und somit unterfordert wäre.  
 
Persönlichkeit des Kindes 
Die Persönlichkeit des Kindes spielte auch in diesem Fall eine entscheidende 
Rolle. Frau P. beschrieb ihre Tochter als sozial, aber eher ruhig: „…sie spielt 
schon gerne mit anderen, sie beschäftigt sich allerdings sehr gerne auch alleine, 
also sie ist auch gerne für sich, aber sie ist schon sozial“ (57-58). 
 
Informationsquellen 
Frau P. traf ihre Entscheidung sehr schnell und holte deshalb keine zusätzlichen 
Informationen über Integrationsklassen mehr ein. Sie besuchte den Tag der 
offenen Tür in der Schule, und traf ihre Entscheidung für die Regelklasse.  
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Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
Die Mutter wusste gut über das Zwei-LehrerInnen-System Bescheid, die übrigen 
Rahmenbedingungen wurden ohne Nachfragen meinerseits nicht erwähnt: „…das 
einzige, was wir so mitbekommen haben, ist, dass es einen zweiten Lehrer in der 
Klasse gibt, aber wie das genau abläuft, wissen wir jetzt eigentlich nicht“ (26-28).  
 
Personen im Entscheidungsprozess 
Personen des näheren sozialen Umfelds 
Frau P. traf die Entscheidung hauptsächlich unter Absprache mit ihrem Mann, 
welcher ihre Meinung aufgrund von Skepsis gegenüber Integrationsklassen 
vertrat. 
 
Wünsche des Kindes 
Auf die Frage hin, ob die Wünsche des Kindes miteinbezogen wurden, antwortete 
Frau P. mit wenigen Worten, dass sie es als zu schwierig empfunden habe, diese 
Entscheidung mit ihrer Tochter zu besprechen. 
 
Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
Frau P. ist im privaten Bereich kaum mit Menschen mit Behinderung in Kontakt 
gekommen, im beruflichen Bereich aber oft, denn im Großbetrieb arbeiten 
vereinzelt Portiere mit leichten körperlichen Behinderungen.  
 
Ideen für Veränderungen der Bedingungen in Integrationsklassen 
Frau P. merkte auf die Aufforderung, Verbesserungsvorschläge zu machen, an, 
dass es am wichtigsten wäre, die Vermittlung dessen, was Integrationsklassen 
sind und wie in ihnen gearbeitet wird, zu verbessern. Außerdem wäre es für sie 
wichtig gewesen, schon früher als beim Tag der offenen Tür mit der Entscheidung 
zwischen Regel- oder Integrationsklasse konfrontiert zu werden, damit sie mehr 
Zeit gehabt hätte, sich zu informieren und mit anderen Personen darüber zu 
sprechen.  
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5.2 Zusammenfassung der Ergebnisse in Hinblick auf die Fragestellung 
und ihre Subfragen 
Im Folgenden wurden die einzelnen Interviews zusammengefasst in Hinblick auf 
die Fragestellung und ihre Subfragen analysiert. Der Fokus hierbei liegt darauf, zu 
vergleichen, welche Aussagen sich überschneiden beziehungsweise ähnlich sind, 
widersprechen oder differieren. Der erste Teil widmet sich der Fragestellung und 
der ersten Subfrage. 
 
Welche Motive bewegen Mütter nicht-behinderter Kinder, sich für oder gegen die 
integrative Beschulung ihres Kindes in der Volksschule zu entscheiden?  
1) Was erhofften sie sich für ihr Kind? Welche Befürchtungen hatten die 
Mütter im Falle einer integrativen Beschulung? Spielte die Persönlichkeit 
des Kindes eine Rolle bei der Entscheidung? 
Die Motive, weshalb sich die befragten Mütter für ihr Kind für eine 
Integrationsklasse entschieden, waren sehr ähnlich und überschnitten sich zum 
Großteil. Drei der vier Mütter erwähnten die günstigen Rahmenbedingungen wie 
die geringere SchülerInnenzahl und den Vorteil von zwei Lehrkräften. Weiters 
erwähnte die Mehrheit der Interviewten die Atmosphäre in Integrationsklassen, 
welche sozialer, sensibler und rücksichtsvoller sei. Die meisten Mütter erhofften 
sich, dass ihr Kind in diesem Umfeld Berührungsängste ablegen und durch das 
Lernen von Nicht-Differenzierung zwischen Menschen mehr Offenheit erlangen 
wird können. Eine Mutter erzählte, dass sie und ihr Mann nie Kontakt mit 
Menschen mit Behinderung hatten und deshalb im Umgang mit ihnen heute sehr 
unsicher sind. Vor allem deshalb wollen diese Eltern ihrem Kind ermöglichen, den 
Umgang mit Menschen zu lernen, die anders sind. Die Frage, ob die Mütter 
Befürchtungen oder Ängste im Hinblick auf die bevorstehende integrative 
Beschulung hätten, verneinten alle vier Befragten. 
Beim Vergleich der Interviews wird deutlich, dass die Mütter im 
Entscheidungsprozess offen für Integrationsklassen waren und sich, weil sie die 
Bedingungen in diesen als zusätzlichen Pluspunkt sahen, für diese entschieden. 
Sie entschieden sich meistens in erster Linie für die Schule und im zweiten Schritt 
für die Integrationsklasse. 
Bei der Befragung der Mütter, welche sich gegen die Integrationsklasse 
entschieden, wurden zum Großteil sich ähnelnde Argumente angegeben. Alle vier 
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Mütter nannten mit unterschiedlichen Begründungen als Motiv für die Ablehnung, 
dass ihr Kind in einer Integrationsklasse zu wenig Ruhe haben und leicht 
abgelenkt werden würde, denn – so meinten die Befragten – in der ohnehin 
anspruchsvollen Schuleinstiegsphase sollten die Kinder vor zusätzlichem Stress 
bewahrt werden. Jede der vier Mütter erwähnte die eindeutigen Vorteile von 
Integrationsklassen, die aufgrund des Zusammenseins mit Kindern mit 
Behinderung bestehen würden, wie die Erweiterung des sozialen Verständnisses; 
jede Mutter entschied sich aber für ihr eigenes Kind dagegen. Auch dass die 
Betreuung in einer Regelklasse intensiver sei, war für zwei Mütter ein 
ausschlaggebender Grund, sich für diese zu entscheiden. Dass zwei Lehrkräfte 
mit der großen Spannbreite an Leistungsniveau und Lerntempo umgehen 
könnten, ist für diese Mütter nicht vorstellbar. Ein weiteres Motiv der Mütter für die 
Entscheidung gegen die integrative Beschulung des Kindes war, dass das 
Leistungsniveau in Integrationsklassen geringer sei, denn in diesen Klassen werde 
der Lernstoff – so argumentierte zum Beispiel eine Mutter – nicht in dem Ausmaß 
durchgearbeitet wie in einer Regelklasse, weshalb die Chancen auf einen Platz in 
einem Gymnasium für RegelschülerInnen aus Integrationsklassen geringer seien.  
Ein weiteres Motiv einer Mutter war die Sorge, ihr Kind könne den Fakt der 
Anwesenheit der Kinder mit Behinderung nicht verarbeiten, vor allem weil auch 
geistig behinderte Kinder in Integrationsklassen aufgenommen werden. Ihrer 
Ansicht nach würde ihr eigenes Kinder damit belastet und dabei nicht ausreichend 
begleitet werden.  
Die Hauptmotive der befragten Mütter, warum sie sich gegen eine 
Integrationsklasse entschieden haben, waren zusammenfassend die befürchtete 
Unruhe, der zusätzliche Stress, der geringere Lernerfolg und die Angst, das 
eigene Kind würde zu wenig beachtet werden. 
Ein weiteres Motiv für die Entscheidung für oder wider die Beschulung in einer 
Integrationsklasse war die Persönlichkeit des Kindes. Von den vier Befragten, 
welche sich für eine integrative Beschulung ihres Kindes entschieden, stand der 
Beschluss bei zwei Müttern stark in Zusammenhang mit der Persönlichkeit ihres 
Kindes. Sie beschrieben die Charaktere ihrer Kinder als sozial, ruhig, einfühlsam 
und sensibel und hofften deshalb auf den rücksichtsvollen Umgang in 
Integrationsklassen. Die beiden anderen Mütter gingen auf die Frage nach der 
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Persönlichkeit nur indirekt ein, was mich darauf schließen lässt, dass die 
Entscheidung nicht maßgeblich mit dem Charakter des Kindes zusammenhing. 
Von den vier interviewten Müttern, welche sich gegen eine integrative Beschulung 
entschieden, gaben alle an, die Entscheidung stünde stark in Zusammenhang mit 
der Persönlichkeit ihres Kindes. Großteils wurde das eigene Kind als ruhig, 
introvertiert und schüchtern beschrieben, weshalb es laut den Müttern viel 
Sicherheit und Ruhe benötige, um wenig abgelenkt zu werden. Eine Mutter 
erzählte, sie habe das Gefühl, dass bei ihrem Sohn der Reifeprozess noch nicht 
abgeschlossen sei und er sich noch zu viel auf sich selbst konzentrieren müsse, 
weshalb er in einer Regelklasse besser aufgehoben sei. 
Werden die Aussagen dieser zwei Gruppen verglichen, finden sich teilweise 
ähnliche Persönlichkeiten, wobei sich die Mütter entgegengesetzt entschieden. In 
mehreren Fällen wird das Kind als ruhig beschrieben, doch einmal fällt die 
Entscheidung deshalb für eine Integrationsklasse aus, da der Umgang in dieser 
Klasse rücksichtsvoller sein soll, und einmal wird gegen eine Integrationsklasse 
entschieden, da das Kind Sicherheit brauche und leicht ablenkbar sei. 
 
2) Welche Informationen erhielten die Mütter während ihrer 
Entscheidungsphase beispielsweise durch Literatur oder 
Beratungszentren? 
Von den acht Befragten holte keine Mutter Informationen in Form von Literatur ein 
oder erkundigte sich in einem Beratungszentrum. Lediglich eine Mutter informierte 
sich mit Hilfe eines Mediums: Sie recherchierte im Internet auf der Homepage der 
Schule. Die meisten Informationen erhielten die Mütter durch den Tag der offenen 
Tür, an welchem in beiden Schulen, die für die vorliegende Arbeit kontaktiert 
wurden, die Direktorin in einem Vortrag über den Schwerpunkt Integration 
berichtete. Eine Mutter arbeitet als Kinderpsychiaterin und eine Mutter ist die Frau 
eines Arztes, weshalb sich diese Mütter über die Arten der Behinderungen 
ausreichend informiert fühlten. 
 
3) Inwieweit wussten die Mütter zum Zeitpunkt der Entscheidung über die 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen Bescheid?  
Das Wissen der befragten Mütter über die Rahmendbedingungen in 
Integrationsklassen, welche sich für diese Schulform entschieden, unterscheidet 
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sich gering zu dem der Eltern, welche sich dagegen entschieden. Von den vier 
befragten Müttern, welche eine integrative Beschulung für ihr Kind wählten, 
wussten alle über das Zwei-LehrerInnen-System sowie die verringerte 
SchülerInnenzahl Bescheid. Dass sich die Benotung der Kinder mit Behinderung 
und die der Kinder ohne Behinderung unterscheidet, wussten drei Mütter. Als sie 
nach der Unterrichtsführung in Integrationsklassen gefragt wurden, erwähnten die 
Befragten die ihrer Meinung nach intensivere Betreuung, die flexibleren 
Unterrichtseinheiten, den teilweise getrennten Unterricht und den ‚sanfteren’ 
Umgang mit den Kindern. Zwei Mütter hoben hervor, dass das Lernprogramm das 
gleiche wie in Regelklassen sei und sich lediglich die Art der Festigung des 
Lernstoffs unterscheide. Im Gegensatz dazu glaubte eine Mutter, welche sich 
gegen eine integrative Beschulung entschied, dass in Integrationsklassen nicht die 
gleiche Menge an Lernstoff durchgearbeitet wird wie in Regelklassen. Dass in 
Integrationsklassen zwei LehrerInnen unterrichten, wussten alle vier Befragten. 
Die geringere SchülerInnenzahl erwähnten zwei Mütter, genauso wie die 
Unterschiede in der Benotung. 
Zusammenfassend kann die Erkenntnis gewonnen werden, dass sich die 
wenigsten der befragten Mütter eingehend mit den Rahmenbedingungen 
auseinandersetzten. Vor allem die Mütter, welche sich gegen eine 
Integrationsklasse entschieden, wussten wenig Bescheid, jedoch mit dem 
Argument, dass ihre Entscheidung früh feststand und deshalb keine Informationen 
mehr eingeholt werden mussten. Auf die Frage nach den Unterschieden im 
Unterrichtsstil konnte keine der vier Mütter Auskunft geben. Auch dass die 
SchülerInnenzahl geringer ist, war lediglich zwei der vier Befragten bekannt. 
 
4) Welche Personen spielten im Entscheidungsprozess eine wichtige Rolle? 
Inwiefern wurden die Wünsche des Kindes miteinbezogen? 
Als die Mütter gefragt wurden, mit welchen Personen sie sich im 
Entscheidungsprozess berieten, antworteten sie sehr ähnlich: Mit ihrem Mann, 
Arbeitskolleginnen, Freundinnen, den Lehrerinnen oder der Direktorin. Eine Mutter 
erwähnte zusätzlich die Unterstützung einer Psychologin und eine Mutter das 
Beraten mit ihrem Exfreund, welcher das Kind gut kennt. Letztere Mutter ist die 
einzige, welche abgesehen vom Ehemann, sich mit einer männlichen Person 
beriet.  
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Auf die Frage, ob die Wünsche des Kindes miteinbezogen wurden, antworteten 
die Mütter wiederum sehr unterschiedlich. Nur zwei der acht Mütter bezogen das 
Kind in den Entscheidungsprozess mit ein, da sie der Meinung waren, der Erfolg 
wäre sonst geringer, wenn über das Kind hinweg entschieden würde. Eine dieser 
Mütter legte vor allem auf die Meinung des Kindes über die Lehrerin wert. Die 
übrigen sechs Mütter bezogen ihr Kind in den Entscheidungsprozess kaum oder 
nicht mit ein. Die meistgenannten Gründe waren eine befürchtete Überforderung 
mit einer derartigen Entscheidung, da sie zu abstrakt wäre oder dass die Mütter zu 
wenig Informationen über die Arten der Behinderungen haben, um mit dem Kind 
darüber sprechen zu können. Eine Mutter, welche sich für eine Integrationsklasse 
entschied, bezog ihr Kind nicht mit ein, da sie die Differenzierung und die 
Unterschiede zu den übrigen Klassen nicht hervorheben wollte. Ihr Wunsch war 
es, dass ihr Kind den neuen Lebensabschnitt ohne Befürchtungen beginne, 
weshalb sie das Beisammensein mit Kindern mit Behinderung nicht erwähnte. 
 
5) Welche biographisch zurückliegenden Erfahrungen mit Menschen mit 
Behinderung beeinflussten sie in ihrer Entscheidung? 
Von den vier befragten Müttern, welche ihr Kind integrativ beschulen lassen, 
machte eine Mutter bisher keine Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung. 
Eine der Mütter ist Kinderpsychiaterin und hat somit durch ihren Beruf gelegentlich 
Kontakt mit Kindern mit Behinderung. Eine Mutter hat einen kriegsverletzten Vater, 
wodurch sie mit körperlichen Behinderungen konfrontiert ist, und die vierte Mutter 
kommt durch ihren Beruf in Einzelfällen mit Menschen mit körperlichen 
Beeinträchtigungen in Kontakt. 
Zwei der befragten Mütter, welche sich gegen eine Integrationsklasse entschieden 
haben, machten keine Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung. Eine Mutter 
hat durch ihren Beruf ebenfalls Kontakt zu Menschen mit Behinderung, da diese 
teilweise im Portierbereich angestellt sind, und eine Mutter hatte in ihrer Schulzeit 
einen Klassenkollegen mit einer leichten körperlichen Beeinträchtigung. 
Zusammenfassend ist zu erkennen, dass keine der Mütter, weder eine, die sich 
für, noch gegen eine Integrationsklasse entschied, viel Kontakt mit Menschen mit 
Behinderung hatte und wenn Berührungspunkte entstanden, waren diese großteils 
auf Menschen mit körperlichen Behinderungen beschränkt. Von Erfahrungen mit 
Menschen mit geistiger Behinderung, erzählte keine der acht Befragten. Weiters 
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ist hervorzuheben, dass kein großer Unterschied in der Intensität der Erfahrungen 
zwischen den zwei Gruppen der Mütter unterschiedlicher Entscheidungen besteht. 
 
6) Welche Bedingungen müssten aus der Sicht der Mütter, die sich gegen 
eine integrative Beschulung entschieden haben, geändert werden, damit 
sie sich für eine integrative Beschulung entscheiden hätten können? 
Die Antworten auf diese Frage der Mütter, welche sich gegen eine integrative 
Beschulung entschieden haben, waren sehr unterschiedlich, eine Kritik überschnitt 
sich jedoch: Der Mangel an Vorinformation. Die Mütter hätten gerne vor der 
Entscheidung gewusst, was diese Schulform beinhaltet, wie gearbeitet wird und 
Kinder mit welcher Behinderung die Integrationsklasse besuchen würden. 
Außerdem sprach eine Mutter an, dass sie gerne früher als beim Tag der offenen 
Tür damit konfrontiert worden wäre, dass es in der Schule einen integrativen 
Schwerpunkt gibt, denn dann hätte sie mehr Zeit gehabt, sich zu informieren und 
Überlegungen mit anderen Eltern zu besprechen. Diese Idee überschneidet sich 
mit jener einer anderen Mutter, welche ebenfalls anmerkte, dass sie im Vorfeld zu 
wenig und zu kurzfristig informiert wurde, denn schon im letzten Kindergartenjahr 
sollte mehr Informationen über die Möglichkeit der Beschulung in 
Integrationsklassen gegeben werden. Außerdem schlug sie vor, dass die 
Betreuung der Kinder, welche integrativ beschult werden, schon in den 
Sommerferien beginnen sollte, damit ihnen – so meinte sie – der zusätzliche 
Stress einer Beschulung mit Kindern mit Behinderung zum Zeitpunkt des 
Schulbeginns bekannt ist. 
Ein weiterer Kritikpunkt der Mütter war das Konzept von Integrationsklassen. Eine 
Mutter meinte, dass es, wie es bisher in dieser Art von Beschulung gelebt wird, 
nicht gelingen würde, alle Kinder ausreichend zu unterstützen, denn ihrer Meinung 
nach sind die Kinder teilweise unter- und teilweise überfordert. Eine andere Mutter 
schlug eine Verbesserung der Betreuungsintensität vor, denn zwei LehrerInnen für 
eine Klasse, in welcher Kinder mit und ohne Behinderung sind, seien ihrer Ansicht 
nach zu wenig. 
Von zwei Müttern wurde angesprochen, dass auch eine Verbesserung der 
räumlichen Bedingungen notwendig wäre, wodurch der Lärmpegel und die 
Atmosphäre verbessert werden könnten. Wäre die Klasse größer, 
beziehungsweise stünde ein zweiter Raum zur Verfügung, könnten die 
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SchülerInnen oftmals in Kleingruppen geteilt werden und Kinder, welche Zeit für 
sich brauchen, könnten sich zurückziehen. 
 
Zusammenfassung 
Zusammenfassend kann anhand der Auswertung der Interviews erkannt werden, 
dass sich jede der acht befragten Mütter – die eine mehr, die andere weniger – mit 
der Entscheidung auseinandersetzte und klare Gründe für die Entscheidung 
nennen konnte. Überraschend war, dass jede der Mütter einige 
Rahmenbedingungen nennen konnte, aber diese teilweise unterschiedlich 
bewertet wurden. Sah beispielsweise eine Mutter das Zwei-LehrerInnen-System in 
Integrationsklassen als sehr positiv, empfand dieses eine andere Mutter als 
irritierend und eine andere sogar als zu wenig Betreuungsintensität. Auch dass 
jede der vier Mütter, welche sich gegen eine integrative Beschulung entschied, 
sehr wohl positive Bedingungen im Beisammensein mit Kindern mit Behinderung 
erkannte, sich aber in ihrem Falle dagegen entschied, lässt auf eine gewisse 
Diskontinuität schließen. Die Mütter würden es als sinnvoll und wichtig empfinden, 
Kindern die Chance zu geben, Behinderung in den Alltag zu integrieren, nicht aber 
– so scheint es – für ihr eigenes Kind. 
 
5.3 Bezugnahme auf die erarbeitete Theorie 
Im Folgenden wird darauf eingegangen, inwieweit die Ergebnisse der 
ausgewerteten Interviews mit den im zweiten Kapitel dargestellten Fakten 
übereinstimmen. Der Vergleich erfolgt in der Reihenfolge der in Kapitel 5.5.10 
beantworteten Fragestellung und ihrer Subfragen. 
1) Welche Motive bewegen Mütter nicht-behinderter Kinder, sich für oder 
gegen die integrative Beschulung ihres Kindes in der Volksschule zu 
entscheiden?  
Was erhofften sie sich für ihr Kind? Welche Befürchtungen hatten die 
Mütter im Falle einer integrativen Beschulung? Spielte die Persönlichkeit 
des Kindes eine Rolle bei der Entscheidung? 
Ein angeführtes Motiv von Müttern, welche sich für eine Integrationsklasse 
entschieden, wurde vom Großteil der Befragten genannt: die Chance, mögliche 
Berührungsängste abzulegen. Dass das gemeinsame Lernen von Kindern mit 
5. Darstellung und Interpretation der Ergebnisse 
 
 90 
sowie ohne Behinderung auch einen fördernden Aspekt im sozialen Miteinander 
für die nicht-behinderten SchülerInnen hat, konnte durch bisherige Forschungen 
bestätigt werden. So schreibt Speck (2005, 220; Hervorhebung im Original): „Der 
pädagogische Ertrag bezieht sich auch auf die nicht behinderten Schülerinnen und 
Schüler, die auf diese Weise lernen können, soziale Verfremdungen gegenüber 
diesen Kindern [Kindern mit Behinderung; Anmerkung der Verfasserin] abzubauen 
und sich ihnen sozial anzupassen.“ 
Auch die günstigen Rahmenbedingungen, welche von den Befragten der 
vorliegenden Studie als Motiv für die Entscheidung für eine Integrationsklasse 
angegeben wurden, finden sich als Argument in anderen empirischen 
Forschungen wieder (Klicpera/Gasteiger Klicpera 2003, 5). 
Von Müttern, welche sich bewusst gegen eine Integrationsklasse entschieden, 
wurde unter anderem das Motiv genannt, dass in Integrationsklassen das 
Leistungsniveau niedriger sei. Diese Annahme wurde durch Untersuchungen 
mehrfach widerlegt (Dumke/Schäfer 1993; Feyerer 1998, 136; Gassner 2004, 25), 
trotzdem besteht das Vorurteil nach wie vor. 
 
2) Welche Informationen erhielten die Mütter während ihrer 
Entscheidungsphase beispielsweise durch Literatur oder 
Beratungszentren? 
In allen acht dargestellten Fällen wurde die Entscheidung getroffen, ohne viel 
Information durch beispielsweise Literatur oder einen Besuch in einem 
Beratungszentrum  eingeholt zu haben. Die Entscheidungen wurden also auf 
Basis von Heuristiken und unter Unsicherheit über das Ergebnis getroffen (vgl. 
Kapitel 3). 
 
3) Inwieweit wussten die Mütter zum Zeitpunkt der Entscheidung über die 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen Bescheid?  
Die von den Müttern erwähnten Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
sind ebenfalls in der Literatur zu finden (Tillmann 1994; Specht 1993; Feyerer 
1998).  




4) Welche Personen spielten im Entscheidungsprozess eine wichtige Rolle? 
Inwiefern wurden die Wünsche des Kindes miteinbezogen? 
5) Welche biographisch zurückliegenden Erfahrungen mit Menschen mit 
Behinderung beeinflussten sie in ihrer Entscheidung? 
Zu den Subfragen, welche Personen in den Entscheidungsprozess miteinbezogen 
wurden sowie welche zurückliegenden Erfahrungen die Entscheidung 
beeinflussten konnte in der Literatur kein Material gefunden werden. 
 
6) Welche Bedingungen müssten aus der Sicht der Mütter, die sich gegen 
eine integrative Beschulung entschieden, geändert werden, damit sie sich 
für eine integrative Beschulung entscheiden hätten können? 
Specht et al. (2006) stellte schon 2006 Qualitätsprobleme unter anderem 
hinsichtlich der ungenügenden Rahmenbedingungen sowie eines problematischen 
Ressourcenmanagements fest. Dass die Rahmenbedingungen, das Konzept 
sowie die räumlichen Bedingungen nach wie vor verbessert werden müssten, 
merkten auch einige der befragten Mütter an.  
Dass Integrationsklassen „ohne fundierte Vorbereitung des Lehrerkollegiums und 
aller Eltern der betreffenden Schule eingerichtet“ werden, kritisierte bereits Bews 
(1992, 121). „Nur allzu oft ist der erste Kontakt mit Behinderten der erste Schultag. 
Über die Ziele und Inhalte der Integration wird zu wenig Information geleistet“ 
(ebd.). Der Mangel an Information über das Arbeiten in Integrationsklassen und 
über die Vorteile für das eigene nicht-behinderte Kind wird ebenfalls von befragten 
Müttern erwähnt. 
Zusammenfassend ist zu erkennen, dass sich einige Motive der Mütter für die 
Entscheidung einer integrativen Beschulung ihres Kindes in der Literatur wieder 
finden. Ebenso finden sich auch Motive, die Mütter dazu veranlassten, sich gegen  
die Integrationsklasse zu entscheiden. Somit wurden Mängel an der Realisierung 
der Integration in der Volksschule bereits erkannt und diskutiert, aus der Sicht der 
befragten Mütter jedoch noch nicht ausreichend behoben. 
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6 Abschließende Bemerkungen 
6.1 Rückblick 
Die vorliegende Arbeit beschäftigte sich mit den Motiven, aus welchen sich Mütter 
entweder für oder gegen eine integrative Beschulung ihres Kindes in der 
Volksschule entscheiden. Diese Fragestellung beinhaltet neben den konkreten 
Gründen für die jeweilige Entscheidung das Interesse an vielen Bereichen: 
- Wünsche oder Befürchtungen im Falle einer integrativen Beschulung 
- Eingeholte Informationen über Integrationsklassen 
- Wissen über die Rahmenbedingungen dieser Schulform 
- Zu Rate gezogene Personen im Umfeld 
- Einbeziehen der Wünsche des Kindes 
- Zusammenhang der Entscheidung mit der Persönlichkeit des Kindes 
- Erfahrungen der Mütter mit Menschen mit Behinderung 
- Ideen zur Veränderung der Bedingungen, damit sich mehr Eltern für eine 
Integrationsklasse entscheiden könnten 
Zunächst war eine eingehende Beschäftigung mit Literatur zu dem Thema 
notwendig. In der Einleitung wurde eine kurze Darstellung des Themas geboten, 
sowie der aktuelle Stand der Forschungen in diesem Bereich und die 
heilpädagogische Relevanz dieser Arbeit beschrieben. Danach folgten eine 
Auseinandersetzung mit den Begriffen der Integration und Inklusion sowie die 
historische Entwicklung der Integration in Österreich. Anschließend wurden die 
verschiedenen Realisierungsmodelle von schulischer Integration vorgestellt sowie 
auf sonderpädagogische Förderzentren eingegangen. Da es um die Thematik der 
Entscheidung unter bestimmten Motiven geht, wurden die Begrifflichkeiten 
‚Entscheidung’ sowie ‚Motive’ und ‚Motivation’ und ihre Bedeutung erklärt. Nach 
einer Beschäftigung mit der Theorie, welche die Fragestellung der vorliegenden 
Arbeit umfasst, wurde die Methode, mit welche die Daten der Untersuchung 
erhoben und jene, mit welcher diese ausgewertet werden, beschrieben. Zuerst 
wurden die Methoden anhand von Literatur beschrieben und begründet, warum 
die Wahl auf diese fiel und im Anschluss die vielen Zwischenschritte zur 
Realisierung des Forschungsvorhabens wie beispielsweise das Erstellen des 
Interviewleitfadens, erklärt. Für die Datenerhebung der vorliegenden 
Untersuchung wurden acht problemzentrierte Interviews nach Witzel (1982; 2000) 
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anhand eines Leitfadens mit Müttern geführt, welche sich bereits für die Art der 
Beschulung ihres Kindes entschieden hatten. Die Antworten der Befragten wurden 
wortwörtlich transkribiert und mittels der inhaltlich strukturierten Inhaltsanalyse 
nach Mayring (2007) ausgewertet. Das erworbene Material wurde reduziert und in 
Kategorien geteilt, um anschließend nach diesen interpretiert zu werden. Durch 
die Interpretation jedes einzelnen Interviews auf der Basis der Kategorien konnten 
im Anschluss die Forschungsfragen beantwortet werden. 
Die Mütter entschieden sich für eine Integrationsklasse, weil sie das 
Beisammensein mit Kindern mit Behinderung als zusätzliche Chance für die 
soziale Entwicklung ihres Kindes sehen und weil sie hoffen, dass sich die 
Rahmenbedingungen wie eine verringerte SchülerInnenzahl und die zweite 
Betreuungsperson positive Auswirkungen auf den Lernerfolg haben werden. Auf 
der anderen Seite entschieden sich Mütter dagegen, weil sie unsicher waren, wie 
ihr Kind mit der Anwesenheit von Kindern mit Behinderung umgehen würde oder 
weil sie mit den Rahmenbedingungen unzufrieden waren. 
 
6.2 Wissenschaftlicher Ertrag der Studie 
Nach dieser zusammenfassenden Darstellung der vorliegenden Arbeit stellt sich 
die Frage nach dem Ertrag der wissenschaftlichen Studie. Bevor darauf 
eingegangen wird, welchen Nutzen die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit haben, 
soll erneut die in der Einleitung erwähnte Forschungslücke aufgegriffen werden. 
Das Thema der Mütter nicht-behinderter Kinder in der Schulentscheidung wurde in 
der Literatur bisher kaum beachtet. Welche Schulform Eltern von Kindern mit 
Behinderung als sinnvoll erachten, wird hingegen vielfach diskutiert. Der Ansatz 
der vorliegenden Arbeit, welcher in der Einleitung unter der Überschrift 
´Heilpädagogische Relevanz´ diskutiert wurde, ist der, dass Integration ohne die 
Zustimmung der Eltern nicht-behinderter Kinder scheitern würde. Damit würde 
einhergehen, dass die Integrationspädagogik an pädagogischen 
Einflussmöglichkeiten verlieren würde, da mehrmals untersucht und die 
Hypothese bestätigt werden konnte, dass der gemeinsame Unterricht von Kindern 
mit und ohne Behinderung positive Auswirkungen für alle Kinder haben kann. Aus 
diesen Gründen kann es als wertvoll erachtet werden, von Müttern erfragt zu 
haben, was diese an Integrationsklassen als positiv erachten beziehungsweise 
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welchen Bedingungen gegenüber sie kritisch sind. Auch die Vorschläge der 
Mütter, welche sich gegen die integrative Beschulung ihres Kindes entschieden, 
zu Veränderungen der Bedingungen in Integrationsklassen, waren sehr produktiv 
und heben hervor, mit welchen Faktoren sie unzufrieden sind: Die Mütter fordern 
eine Verbesserung bei der Vorinformation, beim Konzept in Integrationsklassen 
und auch bei der Betreuungsintensität sowie eine Betreuung vor Schulbeginn und 
einen zusätzlichen Klassenraum. An diesen Vorschlägen kann nun angesetzt 
werden: Volksschulen mit integrativem Schwerpunkt könnten beispielsweise 
verstärkt Werbung in Kindergärten machen und genauer über diese Form der 
Beschulung informieren, um mehr Interesse und Bejahung bei den Eltern nicht-
behinderter Kinder zu wecken. Die Studie zeigt, dass sowohl die Mütter, welche 
sich für als auch jene, welche sich gegen die Integrationsklasse entschieden, die 
Entscheidung eher spontan trafen, da sie im Vorfeld nicht viele Informationen 
erhielten.  
Generell kann, ebenfalls bei beiden Gruppen, erkannt werden, dass viel 
Unsicherheit beim Wissen über die Rahmenbedingungen in Integrationsklassen 
besteht: Wenige Mütter wussten über das Arbeiten in Integrationsklassen sowie 
über bisherige Erfolge, Vor- oder Nachteile Bescheid. Auch hier besteht ein 
Aufklärungsbedarf. 
 
6.3 Reflexion des Forschungsprozesses 
Wie auch Dobart (2009, 35; Hervorhebung im Original) schreibt, sollte man sich 
„gerade wenn man vom bildungs- und gesellschaftspolitischen Anliegen der 
Integration überzeugt ist, … vorrangig mit den Problemen und Schwächen im 
jeweiligen Versuchsstadium auseinandersetzen. Wenn es Evaluationsstudien 
gelingt, fördernde und hemmende Bedingungen für eine erfolgreiche Arbeit am 
pädagogischen Ziel aufzudecken und herauszufiltern, kann Forschung nützlich 
sein, da sie einerseits gelungene Lösungen aufzeigt und andererseits den Finger 
auf wunde Punkte legt, an denen weitergearbeitet werden muss, um langfristig 
erfolgreich zu sein.“ Dieses Ziel verfolgte ich in der vorliegenden Diplomarbeit, 
wozu ich Mütter zu ihrer Entscheidung, ihren Ideen und Überzeugungen befragte. 
Die vorliegende Untersuchung ist keine repräsentative Studie, da lediglich acht 
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Mütter interviewt werden konnten, doch bieten die Ergebnisse aus der Befragung 
einen Einblick in die Denkprozesse von Müttern in der Entscheidungsphase. 
Die Verwendung des problemzentrierten Interviews ist auch rückblickend gesehen 
eine geeignete Methode zur Datenerhebung, da die Mütter sich durch die 
alltagsnahen Bedingungen öffnen konnten und von ihrer Entscheidung erzählten. 
Obwohl die Phase der Entscheidung zum Zeitpunkt des Interviews bereits in der 
Vergangenheit lag, konnten sich die Mütter durch diese Form des Gesprächs gut 
zurückerinnern und so rückblickend berichten. Durch die erzählgenerierende 
Einleitungsfrage wurden die Mütter aufgefordert, vorerst von sich aus von ihren 
Motiven für die Entscheidung zu berichten, was sich als sehr positiv herausstellte, 
da sich in jedem der acht geführten Interviews dadurch die Spannung auf Seiten 
der Befragten sowie meinerseits löste. Außerdem erhielt ich – auf Grund der 
Reihung der Argumente – einen Eindruck, auf welche Faktoren die Mütter bei der 
Entscheidung Wert legten, denn den zuerst genannten Motiven legte ich mehr 
Bedeutung zu. Der Leitfaden, welcher einem Interview einen roten Faden verleiht, 
erwies sich auch im vorliegenden Fall als sehr hilfreich. Einerseits fiel es mir als 
Interviewerin leichter, das Gespräch zu leiten und alle für die Forschung 
relevanten Themen anzusprechen und andererseits erleichterte die Verwendung 
eines Leitfadens die Vergleichbarkeit der Interviews bei der Auswertung. 
Kritisch muss an dieser Stelle angemerkt werden, dass es mir als Interviewerin 
schwer fiel, abgesehen von den vorbereiteten auch noch weitere Fragen zu 
stellen, wenn die Antwort der Interviewpartnerin nicht ausreichend genug ausfiel. 
Mehr Flexibilität und Spontanität hätte wahrscheinlich durch wiederholtes Üben 




An dieser Stelle soll nun aufgezeigt werden, welche weiteren Forschungen sich 
aufbauend auf beziehungsweise in Verbindung mit der vorliegenden 
Untersuchung meiner Ansicht nach lohnen würden. 
Eine Forschung, die sich an dieser Stelle sicherlich anbieten würde, wäre, die in 
der vorliegenden Arbeit befragten Mütter am Ende der Beschulung ihres Kindes in 
der Volksschule erneut zu interviewen, um ihre Eindrücke, die sie zum Zeitpunkt 
6. Abschließende Bemerkungen 
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vor dem Schuleintritt hatten, mit denen nach der Beschulung in der Volksschule zu 
vergleichen. Von den Müttern, welche sich für die Integrationsklasse entschieden, 
wäre es am Ende der Volksschulzeit interessant zu erheben, inwieweit sich ihre 
Erwartungen, Wünsche oder Befürchtungen erfüllten und ob ihr Wissen über die 
Rahmenbedingungen in Integrationsklassen sich mit den erfahrenen Bedingungen 
deckten. Von den Müttern, welche sich gegen die Integrationsklasse entschieden, 
wäre es interessant zu erfahren, ob sie diese Entscheidung auch im Nachhinein, 
unter Einbeziehen der Erfahrungen mit der Regelklasse, nach wie vor als die 
richtige halten. 
Aufschlussreich wäre außerdem, die Kinder selbst zu befragen, was sie über die 
Entscheidung ihrer – in diesem Fall – Mütter denken. Dies könnte entweder zum 
Zeitpunkt der getroffenen Entscheidung oder rückblickend am Ende der 
Volksschulzeit beforscht werden. 
Zu den Schulerfolgen in weiterführenden Schulen, verglichen zwischen Kindern, 
die in der Volksschule integrativ beschult wurden und jenen, die nicht integrativ 
beschult wurden, liegen in der Literatur schon einige Forschungen vor. Studien zur 
sozialen Kompetenz mit dem Schwerpunkt auf den Vergleich zwischen 
Integrations- und Regelklasse liegen nur vereinzelt vor. 
Um einen weiteren Standpunkt zum Thema der Integration zu erfassen, könnten 
LehrerInnen beziehungsweise DirektorInnen befragt werden, welche in Schulen 
arbeiten, die einen integrativen Schwerpunkt haben. Ihre Intentionen, warum ihnen 
die Eingliederung von Kindern mit Behinderung ein Anliegen ist sowie ihre 
Erfahrungen damit und vor allem mit den Eltern nicht-behinderter Kinder könnten 
evaluiert und mit den Aussagen der Mütter der vorliegenden Arbeit in Verbindung 
gebracht werden. 
Natürlich gibt es noch weitere Forschungsansätze, welche in Verbindung mit der 
vorliegenden Untersuchung aufgegriffen werden könnten, doch ich möchte es bei 
den genannten Hinweisen belassen und hoffe, dass ich mit meiner Arbeit einen 
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„2. Wir glauben und erklären, 
 
 dass jedes Kind ein grundsätzliches Recht auf Bildung hat und dass ihm die 
Möglichkeit gegeben werden muss, ein akzeptables Lernniveau zu erreichen und 
zu erhalten, 
 dass jedes Kind einmalige Eigenschaften, Interessen, Fähigkeiten und 
Lernbedürfnisse hat, 
 dass Schulsysteme entworfen und Lernprogramme eingerichtet werden sollten, 
die dieser Vielfalt an Eigenschaften und Bedürfnissen Rechnung tragen, 
 dass jene mit besonderen Bedürfnissen Zugang zu regulären Schulen haben 
müssen, die sie mit einer kindzentrierten Pädagogik, die ihren Bedürfnissen 
gerecht werden kann, aufnehmen sollten, 
 dass Regelschulen mit dieser inklusiven Orientierung das beste Mittel sind, um 
diskriminierende Haltungen zu bekämpfen, um Gemeinschaften zu schaffen, die 
alle willkommen heißen, um eine integrierende Gesellschaft aufzubauen und um 
Bildung für Alle zu erreichen; darüber hinaus gewährleisten inklusive Schulen eine 
effektive Bildung für den Großteil aller Kinder und erhöhen die Effizienz sowie 
schließlich das Kosten-Nutzen-Verhältnis des gesamten Schulsystems.“ 
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„3. Das Leitprinzip, das diesem Rahmen zugrunde liegt, besagt, dass Schulen alle 
Kinder, unabhängig von ihren physischen, intellektuellen, sozialen, emotionalen, 
sprachlichen oder anderen Fähigkeiten aufnehmen sollen. Das soll behinderte und 
begabte Kinder einschließen, Straßen- ebenso wie arbeitende Kinder, Kinder von 
entlegenen oder nomadischen Völkern, von sprachlichen, kulturellen oder ethnischen 




Rutte, V. (1996). Zur Situation der schulischen Integration in Österreich. 
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“Generell ermöglicht die 15. SchOG Novelle erstaunliche Auslegungsmöglichkeiten, die 
fast an morgenländische Weisheit oder herzmanovskysche Schnurrigkeit erinnern. 
Beispielsweise sind lt. § 8a des Schulpflichtgesetzes Kinder mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf im Abs. 1 berechtigt, die allgemeine Schulpflicht in einer den 
sonderpädagogischen Förderbedarf erfüllenden Volksschule zu erfüllen, soweit solche 
Volksschulen vorhanden sind.“ 
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„Ich möchte klar aussprechen, was sich die Schulversuchspläne unter Kompetenztransfer 
gedacht haben und was funktionierende Integrationsklassen zeigen: Jeder Lehrer ist für 
alle Kinder zuständig. Der Fachlehrer ist der Spezialist für die Differenzierung, weil er die 
Kern- und Erweiterungsgebiete seines Faches am besten kennt. Der Sonderschullehrer 
kennt dazu kindzentrierte Methoden und Arbeitsmaterialien, weiß um Behinderungen und 
Lernschwächen. Man tauscht sich in der gemeinsamen Vorbereitung aus und lernt in der 
gemeinsamen Arbeit voneinander.“ 
 
Witzel, A. (2000). Das problemzentrierte Interview. In: Forum Qualitative 
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„Die Problemzentrierung kennzeichnet die Orientierung an einer gesellschaftlich 
relevanten Problemstellung und charakterisiert die Organisation des Erkenntnis- oder 
Lernprozesses (Vorinterpretation): Der Interviewer nutzt die vorgängige Kenntnisnahme 
von objektiven Rahmenbedingungen der untersuchten Orientierungen und Handlungen, 
um die Explikationen der Interviewten verstehend nachzuvollziehen und am Problem 
orientierte Fragen bzw. Nachfragen zu stellen. Parallel zur Produktion von breitem und 
differenziertem Datenmaterial arbeitet der Interviewer schon an der Interpretation der 
subjektiven Sichtweise der befragten Individuen und spitzt die Kommunikation immer 
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„Die Prozessorientierung bezieht sich auf den gesamten Forschungsablauf und 
insbesondere auf die Vorinterpretation. Wenn der Kommunikationsprozess sensibel und 
akzeptierend auf die Rekonstruktion von Orientierungen und Handlungen zentriert wird, 
entsteht bei den Befragten Vertrauen und damit Offenheit, weil sie sich in ihrer 
Problemsicht ernst genommen fühlen.“ 
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Anhang 1: Elternbrief 
Sehr geehrte Eltern, 
 
mein Name ist Daniela Loidl und ich bin Studentin der Pädagogik an der 
Universität Wien mit dem Schwerpunkt der Integrativen Pädagogik. 
Da ich selber eine Integrationsklasse in der Volksschule besuchte, möchte ich 
meine Diplomarbeit mit folgender Fragestellung verfassen: 
Warum entscheiden sich Eltern nicht-behinderter Kinder für oder gegen die 
integrative Beschulung ihres Kindes in der Volksschule?  
Hierfür möchte ich jene Eltern beziehungsweise Elternteile zu ihrem 
Entscheidungsweg interviewen und Sie hiermit fragen, ob Sie bereit wären, meine 
wissenschaftliche Studie zu unterstützen. 
Wichtig ist, dass kein weiteres ihrer Kinder bereits die Volksschule besucht, bei 
welchem diese Entscheidung in der Vergangenheit getroffen werden musste und 
dass Sie sich einmalig ungefähr 45 Minuten Zeit nehmen würden. Die Interviews 
bleiben anonym. 
Ich wäre über eine Mitarbeit sehr dankbar. 
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Anhang 2: Interviewleitfaden 
AF: Die Alternativfrage ist die ‚Hauptfrage’ nochmals in anderen Worten formuliert. 
ZF: Die Zusatzfrage ist eine Frage, welche nur gestellt wird, wenn sie im Zuge der 




Zunächst möchte ich mich nochmals bei Ihnen für die Bereitschaft bedanken, ein 
Interview zu geben. 
Wie Sie bereits wissen, studiere ich Pädagogik an der Universität Wien mit dem 
Schwerpunkt Heilpädagogik und Integrative Pädagogik. Das Interview findet im 
Rahmen meiner Diplomarbeit über die Motivation von Müttern statt, sich für bzw. 
gegen die integrative Beschulung Ihres Kindes in der Volksschule zu entscheiden. 
Es wird also um Ihre Gedanken im Entscheidungsprozess gehen. Wichtig zu 
sagen ist, dass es kein gut oder schlecht oder richtig oder falsch gibt, sondern 
dass es mir um Ihre subjektive, persönliche, individuelle Meinung und Erfahrung 
geht. 
 
Das Interview wird zwischen 20 und 30 Minuten dauern und offene Fragen 
enthalten, zu denen Sie erzählen können, was Ihnen einfällt. Sollte eine Frage 
unklar sein, habe ich zusätzlich Alternativfragen formuliert, welche ich gerne bei 
Unverständnis auch stellen kann. Zeitweise werde ich, zum besseren Verständnis 
des Gesagten, Teile zusammenfassen. Wie angekündigt werde ich das Interview 
mit einem Tonaufnahmegerät aufzeichnen, verspreche Ihnen aber natürlich völlige 
Anonymität. 
Haben Sie noch Fragen zum Ablauf des Interviews? 
 
Kurzfragebogen 
Um zuerst ein paar allgemeine Daten zu erfassen, habe ich einen Kurzfragebogen 
vorbereitet. Ich bitte Sie, auf dessen Fragen kurz zu antworten.  
 
Haben Sie sich für oder gegen den 
Besuch ihres Kindes einer 
Integrationsklasse entschieden? 
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Welches Geschlecht hat das Kind, 
welches im September mit der Schule 
beginnt? 
 
Ist die gewählte Volksschule die ihrem 
Wohnort am nächsten liegende? 
 
Kennen Sie bereits zukünftige 
KlassenkameradInnen Ihres Kindes? 
 
Wie lange haben Sie sich mit der 
Entscheidung der Art der Beschulung 
Ihres Kindes auseinandergesetzt? 
 
 





Erzählen Sie bitte, was Sie bewogen hat, sich für die integrative Beschulung 






Inwieweit haben Sie sich über Integrationsklassen informiert? 
 
AF: Haben Sie Informationen über Integrationsklassen gesammelt? Zum Beispiel 
über Unterschiede zu Regelklassen? 
 
Wer oder was waren ihre Informationsquellen? 
 
AF: Von wo haben Sie Ihre Informationen? 
 
ZF: Welche Informationen erhielten Sie während ihrer Entscheidungsphase 
beispielsweise durch Literatur oder Beratungszentren? 
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ZF: Inwieweit wurden Sie von der Volksschule über Integrationsklassen informiert? 
 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
 
Hatten Sie zum Zeitpunkt der Entscheidung einen Eindruck, inwieweit die 
Rahmenbedingungen in Integrationsklassen anders als in Regelklassen 
sind? 
 
AF: Was waren beziehungsweise sind für Sie die größten Unterschiede zwischen 
Integrationsklassen und Regelklassen? 
 
ZF: Ihrer Schätzung nach, wie viele Kinder mit bzw. ohne Behinderung befinden 
sich meist in einer Integrationsklasse? 
ZF: Haben Sie Informationen zum Zwei-LehrerInnen-System erhalten? 
ZF: Haben Sie Informationen zu Unterschieden in der Benotung erhalten? 




Personen im Entscheidungsprozess 
 
Welche Personen spielten im Entscheidungsprozess eine wichtige Rolle?  
 
AF: Mit welchen Personen redeten Sie über die Entscheidung zwischen 
Integrations- und Regelklasse? 
 
ZF: Haben Sie jene Personen in Ihrer Entscheidung bestärkt? 
ZF: Gab es jemanden, der Ihnen die Entscheidung ausreden wollte? 
 
Inwieweit spielte die Persönlichkeit des Kindes eine Rolle bei der 
Entscheidung? 
 
AF: Haben Sie die Entscheidung von der Persönlichkeit des Kindes abhängig 
gemacht? 




ZF: Wie würden Sie die Persönlichkeit Ihres Kindes im Hinblick auf 
Ablenkungsgefahr und soziale Fähigkeiten beschreiben? 
 
Inwiefern wurden die Wünsche des Kindes miteinbezogen? 
 
AF: Wurden die Wünsche des Kindes berücksichtigt? 
 
Haben Sie Bekannte, welche sich für eine integrative Beschulung für deren 
Kind entschieden haben? 
 
AF: Kennen Sie Eltern, die ihr Kind integrativ beschulen lassen oder ließen? 
 
Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
 
Haben Sie berufliche oder private Erfahrungen mit Menschen mit 
Behinderung gemacht? 
 
AF: Hatten Sie bereits Kontakt mit Menschen mit Behinderung und falls ja, wo? 
 
Gibt es Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung aus der Vergangenheit, 
welche Ihre Entscheidung beeinflussten? 
 
AF: Hatten Sie in der Vergangenheit Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung, 
welche Ihre Entscheidung beeinflussten? 
 
Was erhoffen Sie sich für Ihr Kind durch die integrative Beschulung?  
 
AF: Welche Fähigkeiten hoffen Sie, wird sich Ihr Kind aufgrund der integrativen 
Beschulung aneignen? 
 
Haben Sie Befürchtungen? 
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Erzählen Sie bitte, was Sie bewogen hat, sich gegen die integrative 






Inwieweit haben Sie sich über Integrationsklassen informiert? 
 
AF: Haben Sie Informationen über Integrationsklassen gesammelt? Zum Beispiel 
über Unterschiede zu Regelklassen? 
 
Wer oder was waren ihre Informationsquellen? 
 
AF: Von wo haben Sie Ihre Informationen? 
 
ZF: Welche Informationen erhielten Sie während ihrer Entscheidungsphase 
beispielsweise durch Literatur oder Beratungszentren? 
ZF: Inwieweit wurden Sie von der Volksschule über Integrationsklassen informiert? 
 
Rahmenbedingungen von Integrationsklassen 
 
Hatten Sie zum Zeitpunkt der Entscheidung einen Eindruck, inwieweit die 
Rahmenbedingungen in Integrationsklassen anders als in Regelklassen 
sind? 
 
AF: Was waren beziehungsweise sind für Sie die größten Unterschiede zwischen 
Integrationsklassen und Regelklassen? 
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ZF: Ihrer Schätzung nach, wie viele Kinder mit bzw. ohne Behinderung befinden 
sich meist in einer Integrationsklasse? 
ZF: Haben Sie Informationen zum Zwei-LehrerInnen-System erhalten? 
ZF: Haben Sie Informationen zu Unterschieden in der Benotung erhalten? 




Personen im Entscheidungsprozess 
 
Welche Personen spielten im Entscheidungsprozess eine wichtige Rolle?  
 
AF: Mit welchen Personen redeten Sie über die Entscheidung zwischen 
Integrations- und Regelklasse? 
 
ZF: Haben Sie jene Personen in Ihrer Entscheidung bestärkt? 
ZF: Gab es jemanden, der Ihnen die Entscheidung ausreden wollte? 
 
Inwieweit spielte die Persönlichkeit des Kindes eine Rolle bei der 
Entscheidung? 
 
AF: Haben Sie die Entscheidung von der Persönlichkeit des Kindes abhängig 
gemacht? 
 
ZF: Wie würden Sie die Persönlichkeit Ihres Kindes im Hinblick auf 
Ablenkungsgefahr und soziale Fähigkeiten beschreiben? 
 
Inwiefern wurden die Wünsche des Kindes miteinbezogen? 
 
AF: Wurden die Wünsche des Kindes berücksichtigt? 
 
Haben Sie Bekannte, welche sich für eine integrative Beschulung für deren 
Kind entschieden haben? 
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Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
 
Haben Sie berufliche oder private Erfahrungen mit Menschen mit 
Behinderung gemacht? 
 
AF: Hatten Sie bereits Kontakt mit Menschen mit Behinderung und falls ja, wo? 
 
Gibt es Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung aus der Vergangenheit, 
welche Ihre Entscheidung beeinflussten? 
 
AF: Hatten Sie in der Vergangenheit Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung, 
welche Ihre Entscheidung beeinflussten? 
 
Gibt es trotz Ihrer Entscheidung Bedingungen in einer Integrationsklasse, 
welche für Ihr Kind positiv sein könnten? 
 
AF: Was könnte trotz Ihrer Entscheidung ein Vorteil für Ihr Kind in einer 
Integrationsklasse sein? 
 
Welche Bedingungen müssten Ihrer Meinung nach geändert werden, damit 
sich mehr Eltern für eine integrative Beschulung entscheiden könnten? 
 
AF: Hätten Sie eine Idee, welche Bedingungen in Integrationsklassen geändert 
werden müssten, damit mehr Eltern sich dafür entscheiden könnten? 
 
Zusammenfassung des Interviews 
 
Interviewabschluss: 
An dieser Stelle wäre das Interview von meiner Seite beendet, möchten Sie noch 
etwas hinzufügen? 
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Dann möchte ich mich hier nochmals ganz herzlich bei Ihnen für die Mitarbeit 
bedanken. Wenn Sie Informationen zu den Ergebnissen der Auswertung haben 
möchten, können Sie gerne Ihre Email-Adresse hinterlassen. 
 
Anhang 3: Transkriptionsregeln 
Die Interviews wurden wortwörtlich in Anlehnung an die Richtlinien der 
Transkription des Talk in Qualitative Research nach Bohnsack (2007, 373f.) 
transkribiert: 
(.)  Pause bis zu einer Sekunde 
(2)  Anzahl der Sekunden, die eine Pause dauert 
°nee°  sehr leise (in Relation zur üblichen Lautstärke des Sprechers/der 
Sprecherin) 
.   stark sinkende Intonation 
?  stark steigende Intonation 
,   schwach steigende Intonation 
viellei-  Abbruch eines Wortes 
nei::n  Dehnung, die Häufigkeit vom : entspricht der Länge der Dehnung 
(doch)  Unsicherheit bei der Transkription, schwer verständliche Äußerungen 
@(.)@ kurzes Auflachen 
//mhm// Hörersignal des Interviewers, wenn das „mhm“ nicht überlappend ist 
 
Anhang 4: Transkriptionsprotokolle 
An dieser Stelle wird eines der acht Transkriptionsprotokolle, jenes mit Frau U., als 
Beispiel dargestellt. 
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Interview mit Frau U. 
 
Entscheidung: Gegen eine Integrationsklasse 
 
Datum des Interviews: 30.8.2011 
 
Uhrzeit: 16:09 bis 16:36 
 
Dauer des Interviews: 27Minuten 08Sekunden 
 




Haben Sie sich für oder gegen den 




Welches Geschlecht hat das Kind, 




Ist die gewählte Volksschule die ihrem 
Wohnort am nächsten liegende? 
ja 
Kennen Sie bereits zukünftige 
KlassenkameradInnen Ihres Kindes? 
Ja, aus dem Kindergarten, aber es war 
kein Entscheidungsgrund, weil da nicht 
enge Freundschaftsverhältnisse 
bestanden, im Gegenteil, es gehen viele 
in die I-Klasse24. 
Wie lange haben Sie sich mit der 
Entscheidung der Art der Beschulung 
Ihres Kindes auseinandergesetzt? 
Also sicher einendhalb Jahre oder zwei 
Jahre vor Anmeldung, weil wir haben 
die beiden der vorliegenden Tage der 
offenen Tür besucht  
                                                 
24
 Mit der Abkürzung ‚I-Klasse’ meinte die Interviewpartnerin die Integrationsklasse. 
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I: Ja, jetzt erzählen Sie bitte, was Sie bewogen hat, sich gegen die integrative 1 
Beschulung ihres Kindes in der Volksschule zu entscheiden? 2 
IP: Also beim ersten Tag der offenen Tür war ich eigentlich dem aufgeschlossen 3 
I: //Mhm//. 4 
IP: Ich hab mir damals durchaus vorstellen können, mein Kind in die I-Klasse zu 5 
geben, weil ich sozusagen die Vorteile für mich gesehen habe, dass sie also ein 6 
höheres Maß an Toleranz erlangen auch °so zu sagen° selbstverständlicher mit 7 
Menschen mit Behinderung umgehen lernen und Berührungsängste vermeiden 8 
und sozusagen mehr  Sozialkompetenz gewinnen können, ja also das war für 9 
mich positiv und ich habe es für eine positive Sache gehalten, grundsätzlich (2) tu 10 
ich noch immer muss ich sagen, nur für mein Kind hat sich dann, je mehr ich dann 11 
über die Art wie es in der Schule gelebt wird und nähere Informationen eingeholt 12 
habe, hab´ ich mir gedacht, das ist doch nicht das Wahre, das ich für mein Kind 13 
möchte. 14 
I: //Mhm//. 15 
IP: Grundsätzlich war es natürlich auch eine LehrerInnenentscheidung, dazu 16 
kommt dass in der I-Klasse eine Lehrerin wirken wird die mich auf Anhieb nicht so 17 
angesprochen hat, der ich auch nicht zugetraut habe, das so zu sagen zu 18 
begleiten in einer Intensität und einem Ausmaß das ich für notwendig halte für 19 
eine I-Klasse, weder vom Engagement noch von der Dynamik, also der 20 
Ausstrahlung und und Charisma sozusagen, für mich war sie eigentlich von ihrer 21 
Person von meinem Eindruck her nicht so qualifiziert eine I-Klasse zu führen, 22 
insofern haben natürlich auch die Personen, die die I-Klasse repräsentiert haben, 23 
eine Rolle gespielt. 24 
I: //Mhm//. 25 
IP: Ah die Bedenken waren dann einerseits im ah (2) dass die Art der Kinder die 26 
dort sozusagen betreut werden und Eingang finden mit Behinderung eine zu 27 
große Belastung für mein eigenes Kind sind, dass er das nicht entsprechend 28 
verarbeiten kann, dass das auch nicht in dem Ausmaß kompetent und 29 
professionell ausreichend begleitet werden kann 30 
I: //Mhm//. 31 
IP: Und dass es ihm Stress macht, überfordert und für seine persönliche 32 
Entwicklung hinderlich ist, das war das, was mich dann am meisten angesprochen 33 
hat, zumal ich dann erfahren habe, dass also nicht nur Kinder mit körperlicher 34 
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Behinderung in den Integrationsklassen sind, sondern auch das ganze Spektrum 35 
an Mehrfachbehinderungen oder auch geistigen Behinderungen ähm mit dem 36 
Hintergrundwissen, mein Mann hat auch in der Psychiatrie gearbeitet, mein Mann 37 
ist Arzt und der hat gesagt, du kannst dir nicht vorstellen, was ein autistisches 38 
Kind für eine Unruhe reinbringt, was der für eine Belastung ist, die schreien, die 39 
machen Angst und ich hab eigentlich auch mit dem Hintergrund, dass man auch 40 
nicht weiß wer kommt im Voraus 41 
I: //Mhm//. 42 
IP: Welche Kinder, mit welchen Behinderungen, dass ich ma sagt hab, nein das 43 
möchte ich eigentlich nicht für mein Kind, dass es sich dann ängstigt und das 44 
Gegenteil eigentlich bewirkt wird durch die I-Klasse als ich mit einer positiven 45 
Einstellung eigentlich bezwecken möchte, dass mehr abgrenzt und mehr ablehnt, 46 
weils ihm einfach Angst macht 47 
I: Ja.  48 
IP: Ja das war eigentlich dann, dass ich dann gedacht hab, das ist eigentlich eine 49 
zu starke Belastung einfach für mein Kind, das hat auch mein Mann mit seinem 50 
ärztlichen- medizinischen Hintergrund durchaus auch so gesehen, also ein 51 
Rollstuhlkind zum Beispiel super, ja dann lernen Kinder einfach auch wie lebt es 52 
sich in einem Rollstuhl, setzt sich einmal rein oder so, aber grad bei zum Beispiel 53 
Autismus, es gibt sicher auch andere Erkrankungen die ähnlich sind 54 
I: Ja. 55 
IP: Auch bei massiv hyperaktiven Kindern bringt das eine Unruhe rein, da hab ich 56 
mir gedacht, für mein Kind wird das eher schlecht sein, für seine Entwicklung, 57 
auch weil doch eine Schuleinstiegsphase sehr viel Ruhe, Konzentration, ein 58 
anderer Lebensrythmus bedeutet für das, für jedes Kind und dann noch so zu 59 
sagen unter verschärften Bedingungen, ja, da war ich echt verunsichert. 60 
I: //Mhm//. 61 
IP: Ein anderer Aspekt, ganz anderer Art, den ich auch nicht wirklich weiß ob er in 62 
der Realität so zum Tragen kommt ist einfach das Leistungsniveau in einer I-63 
Klasse, ich hab´ das nicht von Vornherein gewusst oder angenommen, dass dort 64 
ein niedriges Leistungsniveau herrscht, aber wir haben dann einfach weil uns das 65 
wichtig war, alle Lehrerinnen gefragt, wieviele Kinder in ihrer vierten Klasse gehen 66 
ins Gymnasium, ganz einfache Frage und da hat sich herausgestellt, dass es in 67 
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der I-Klasse nämlich nicht nur um die I-Kinder weniger, sondern deutlich weniger 68 
waren 69 
I: Ok. 70 
IP: Und das war dann für mich ein Kriterium in Zeiten verschärfter 71 
Wettbewerbsbedingungen, man weiß die verfügbaren Plätze auf den Gymnasien, 72 
dass ich gesagt hab´, also ich will nicht, dass mein Kind einen Nachteil bei der 73 
Aufnahme in eine AHS womöglich in den Noten im Abschlusszeugnis dann hat auf 74 
Grund der Tatsache dass er in einer I-Klasse war. Ich glaub einfach, dass in einer 75 
I-Klasse die Spannungs, äh, Spannbreite der Verschiedenheit auch in Leistung 76 
und im Lerntempo so groß ist, dass das nicht ausreichender personellen 77 
Absicherung und ich weiß garnicht ob da zwei reichen, vielleicht braucht man da 78 
vier, fünf, äh genug abgedeckt werden kann. Ich mein ist schon so im Sinne von 79 
Individualisierung und Differenzierung schwierig in einer Klasse, aber es klappt 80 
einfach viel mehr auseinander, nicht?  81 
I: //Mhm//. 82 
IP: Und nur eine Sonderschullehrerin dann für weiß nicht bis zu sechs sind es 83 
glaube ich, weiß ich gar nicht, Kinder, wo vielleicht in Sonderschulen dafür 84 
vielleicht zwei oder drei zur Verfügung stehen, zusätzlich zu der normalen 85 
Klassensituation und eines Regelschulplans, ja, hat mich dann eigentlich immer 86 
mehr mit Skepsis und dann gegenteiliger Entscheidung gebracht, ja. (3) Ja dazu 87 
kam noch dass also mein Sohn eh ein bisschen introvertiert ist und ja, ich hab´ mir 88 
gedacht, das verunsichert ihn dann vielleicht noch mehr, ja, aber das ist eher der 89 
Charakter meines Sohnes, dass noch zusätzlich dazu kommt, dass er eher 90 
Sicherheit braucht und ruhebedürftig ist und eher für die Konzentration keinerlei 91 
Ablenkung bedarf und das ist in so einer Klasse naturgemäß nicht immer 92 
gegeben. 93 
I: Mhm und inwieweit haben Sie sich über Integrationsklassen informiert? Also ich 94 
habe herausgehört, eh sehr intensiv. 95 
IP: Ja also durch die Tag der offenen Türe und auch natürlich in persönlichen 96 
Gesprächen mit den Lehrern und mit der Frau Direktor, wo wir einfach gefragt 97 
haben, welche Kinder werden in die I-Klasse aufgenommen, und lokal, vor Ort 98 
dass wir uns das einfach angeschaut haben und natürlich Hintergrundwissen über 99 
mögliche Erkrankungsspektren. 100 
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I: Ok und haben Sie einen Eindruck, inwieweit die Rahmenbedingungen in 101 
Integrationsklassen anders als in Regelklassen sind? 102 
IP: Also ich weiß nur, die Klassengröße ist geringer, es sind nur 18 und 4-6 103 
behinderte Kinder glaube ich, in der Größenordnung, ja. 104 
I: Und zum Thema Unterschiede in der Benotung? Gab es da Informationen? 105 
Das ist für mich eigentlich nicht interessant, da mein Kind ja normal benotet wird 106 
I: Ja. 107 
IP: Ich würde vermuten, dass für die Kinder mit Behinderung, weil die ja auch nach 108 
dem Sonderschullehrplan unterrichtet werden, auch verbal beurteilt werden, aber 109 
da weiß ich nichts Genaueres, °hat mich auch nicht wirklich interessiert°. 110 
I: Haben Sie einen Eindruck zur Unterrichtsführung in Integrationsklassen? 111 
IP: Also das war das was ich mir eigentlich nie vorstellen habe können, weil ich 112 
vielleicht mir das in der Praxis auch nicht lebendig vorstellen habe können, hat 113 
mich das dann auch eher verunsichert und ich hab´ mich gefragt, wie machen die 114 
das, die können ja nicht gleichzeitig reden, also Doppelconference-mäßig und 115 
parallel dann is es ja eigentlich auch nicht im Sinne des Gemeinsamen. 116 
I: //Mhm//. 117 
IP: Also da habe ich mir auch kein klares Bild machen können muss ich sagen, 118 
wie das wirklich in der Praxis funktioniert (3) und für Kleingruppen sind wieder 119 
zwei zu wenig, da müssten es mindestens vier sein, also irgendwie konnte ich mit 120 
dem auch nicht wirklich das Auslangen finden. 121 
I: Mhm, dann zum Entscheidungsprozess, welche Personen spielten im 122 
Entscheidungsprozess eine wichtige Rolle?  123 
IP: Die Lehrerinnen, also so zu sagen von der Objektseite die Lehrerin eigentlich 124 
vorrangig und für uns einfach mein, mein Mann und ich und (1) teilweise das Kind, 125 
ja. 126 
I: Also wurden die Wünsche des Kindes auch miteinbezogen? 127 
IP: Ja, also sagen wir es so, wenn er eine Lehrerin, die wir für ihn günstig 128 
gefunden haben, komplett abgelehnt hätte, hätten wir darüber nachgedacht, das 129 
war aber nicht der Fall, es war nicht so, dass er gesagt hat die schon die nicht, am 130 
ehesten noch die nicht und das hat sich mit unserer Meinung gedeckt und 131 
insofern, das andere war dann eher eine Entscheidung von uns. 132 
I: //Mhm// ok und haben Sie Bekannte, welche sich für eine integrative Beschulung 133 
für deren Kind entschieden haben? 134 
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IP: Ja, also eine Freundin. In meinem Bekanntenkreis vom Kindergarten her war 135 
das eigentlich für niemanden ein Thema, da war eher noch ich die die das in 136 
Erwägung gezogen hat. 137 
I: Mhm, gut. Und haben Sie berufliche oder private Erfahrungen mit Menschen mit 138 
Behinderung gemacht? 139 
IP: (2) Wenig (5) muss ich sagen, sehr wenig. Naja, sagen wir es so, ich hab´ zum 140 
Beispiel in meinem Gymnasium einen Schulkollegen gehabt, 141 
I: //Mhm// 142 
IP: Der war im strengen definitorischen Sinne behindert, der hat sich als Baby bei 143 
der Geburt die Nabelschnur um seine Finger gewickelt und war, deshalb hat er 144 
verstümmelte Finger auf einer Hand, aber das war gar kein Thema, also der war 145 
ganz normal in einer Klasse, war blitzgescheit und, und ja, also es war auch nicht 146 
so offensichtlich, aber er hat auch darüber gesprochen, wo es ihn einschränkt und 147 
so weiter, also das war sozusagen mein erster kindlicher Kontakt. Und sonst hat 148 
man natürlich im Berufsleben immer wieder die üblichen äh nach 149 
unternehmensgesichtspunkten, wir haben zum Beispiel im Verwaltungsbereich 150 
Blinde (2) in meinem direkten Bekannten- und Freundeskreis eher wenig, also 151 
zwei Kinder von Bekannten, aber ansonsten ja, eher dann so in einem Ausmaß 152 
wo man nicht wirklich, also ein Bekannter von mir da wurde die Tochter mit sechs 153 
Fingern geboren zum Beispiel, das wurde aber operativ adaptiert, aber das sind 154 
so minimal-Behinderungen, wo man das gar nicht unter dem Begriff subsumieren 155 
würde, sonst (3) wenig. 156 
I: Ok, also hatte die Entscheidung gegen eine I-Klasse wenig mit Erlebnissen aus 157 
der Vergangenheit zu tun? 158 
IP: Nein, also meinerseits sicher nicht, aber für meinen Mann allenfalls auf Grund 159 
seines Backrounds, er war eben wie gsagt ein Jahr in Steinhof und da erlebt man 160 
so einiges und da hat er halt schon auch seine Bedenken und Erfahrungen 161 
eingebracht, nicht? 162 
I: Mhm, ok. Ja, also das ist am Anfang des Gesprächs schon herausgekommen, 163 
gibt es trotz Ihrer Entscheidung Bedingungen in einer Integrationsklasse, welche 164 
für Ihr Kind positiv sein könnten? 165 
IP: Also ich kenne zum Beispiel eine Freundin, die hat ihr Kind in einem 166 
Kindergarten gehabt, da waren nur sechs Kinder oder acht, also wirklich eine 167 
Minigruppe und darunter waren zwei körperlich und bisschen auch 168 
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entwicklungsverzögerte Kinder und die war begeistert und die hatten zwei 169 
Kindergärtnerinnen. 170 
I: Traumhaft, mhm. 171 
IP: Und ihre Tochter hat irrsinnig profitiert davon. Kindergarten ist sicher auch eine 172 
andere Situation als Schule, aber die war begeistert davon. Und ich glaube, wenn 173 
in einer Schule die Betreuungsintensität eine andere ist, würde die Situation auch 174 
anders ausschauen und auch die Qualifikation. 175 
I: Mhm, das ist eh die nächste Frage: Welche Bedingungen müssten Ihrer 176 
Meinung nach geändert werden, damit sich mehr Eltern für eine integrative 177 
Beschulung entscheiden könnten? 178 
IP: Also erstens einmal wesentlich mehr Vorinformation. 179 
I: //Mhm//. 180 
IP: Für mich wäre es wichtig gewesen, dass ich gewusst hätte, welche Kinder mit 181 
welchen Behinderungen in die Klasse kommen; meiner Meinung nach müsste 182 
auch die Betreuung der Kinder schon vor der Schule anfangen, der quasi 183 
gesunden Kinder die in diese Klasse kommen, weil sonst bekommen sie am 184 
ersten Schultag gleich einmal einen Schock, zusätzlich zu dem Stress den man eh 185 
hat, also dieser Integrationsprozess darf nicht erst am ersten Schultag beginnen, 186 
sondern müsste, weiß nicht, ein halbes Jahr vorher 187 
I: //Mhm//. 188 
IP: Nämlich gezielt mit der Zielgruppe Kinder beginnen, damit, was kommt auf sie 189 
zu, wie reagieren sie, welches Verhalten kann auf sie zukommen, wie gehen sie 190 
damit um, also wesentlich mehr vom sozialen Lernen so zu sagen schon vom 191 
Vorschullernen gerade für Integrationsklassen, (2) ein anderer Lehrerschlüssel, 192 
haben wir eh schon besprochen, also ich bin keine Expertin aber 2 für 18 Kinder 193 
scheint mir noch immer, gerade wenn Kinder mit besonderen Bedürfnissen 194 
darunter sind, zu wenig, auch einfach von der Kleingruppenarbeit oder vom 195 
gezielten Eingehen auf individuelle Geschichten, ja, natürlich die räumlichen 196 
Bedingungen wie barrierefrei und so, das setze ich mal voraus, dass das bei den 197 
heutigen Integrationsklassen in einem gewissen Ausmaß gegeben ist, ich glaube 198 
einfach nur dass man da auch noch weiter machen könnte, es ist im Prinzip ein 199 
Klassenraum wie jeder andere, wenn man jetzt weiß da sind hyperaktive Kinder 200 
drinnen, die brauchen einen Platz, die brauchen eine Ecke, autistische Kinder 201 
brauchen vielleicht ich weiß nicht, einen, einen Rückzugsraum vielleicht wo sie 202 
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sich einmal für sich allein einkapseln können wenn sie das brauchen, keine 203 
Ahnung also da wissen andere sicher mehr darüber, 204 
I: Jaja. 205 
IP: Aber ich glaube einfach, dass man bei der Infrastruktur einfach das wesentlich 206 
verbessern könnte, auch im Interesse der nicht behinderten Kinder, was natürlich 207 
auch immer mit budgetären Mitteln zu tun hat, ja °was fällt mir noch ein° (5) Ja und 208 
auch einfach eine Kommunikation und Information generell, es wird sehr viel über 209 
Integrationsklassen gesprochen, es gibt auch sehr viel Information, aber die 210 
meiste habe ich den Eindruck, richtet sich an die Eltern von Integrationskindern, 211 
aber wenn man sich nicht von selber interessiert oder irgendwelche 212 
Berührungspunkte oder neugierig ist, was läuft dort, dann bekommt man relativ 213 
wenig Vorinformation, was sind die Vorteile für mein Kind, was bietet das meinem 214 
Kind? 215 
I: //Mhm//. 216 
IP: Also zum Beispiel eine bilinguale Volksschule, die bewirbt das, eine 217 
Integrationsvolksschule bewirbt es auch aber nur für die Integrationskindereltern 218 
ist mein Eindruck, also es damit auch einfach selbstverständlicher machen, also 219 
dass mehr überhaupt in das Entscheidungsspektrum kommt, nicht? 220 
I: Ja, ist klar. Also zusammenfassend kann gesagt werden, dass auf Grund der 221 
eher zurückhaltenden Persönlichkeit Ihres Kindes und auch der Ungewissheit in 222 
Bezug auf die Rahmenbedingungen in Integrationsklassen dagegen entschieden 223 
wurde. 224 
IP: Ja genau, ich hätte mehr Informationen gebraucht um mir das vorstellen zu 225 
können. 226 
I: Gut, dann sage ich danke. 227 
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Code Kategorie Definition Ankerbeispiel Kodierregel 
1 Motive der 
Entscheidung  
   
1a Motive für/gegen die 
integrative Beschulung 
Die Kategorie beinhaltet 
Motive, welche die 
Interviewpartnerinnen 
nennen, warum sie sich 




„Und dann habe ich mir gedacht, 
auch nicht schlecht, weil erstens 
habe ich dann mitbekommen, dass 
es zwei Lehrerinnen sind und 
zweitens auch ist es etwas, wo ich 
mir denke – auch vom sozialen 
Lernen her – ist das, was das mir 
gefällt…“ (Frau K., 35-37). 
„Und dass es ihm Stress macht, 
überfordert und für seine 
persönliche Entwicklung hinderlich 
ist, das war das, was mich dann 
am meisten angesprochen hat“ 
(Frau U., 30-31). 
In diese Kategorie fallen lediglich 
Entscheidungsmotive, welche 
aus der Beschäftigung mit dem 
Thema der Integration 
hervorgehen, nicht aber für die 
vorliegende Arbeit irrelevante 
Motive wie die Sympathie 
gegenüber dem 
LehrerInnenteam. 
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In diese Kategorie fallen 
positive Erwartungen 
wie Hoffnungen der 
Mütter, die mit der 





wurden die Mütter, 




gefragt, die sie eventuell 
trotzdem haben. Auch 
die Befürchtungen im 
Falle einer integrativen 
Beschulung der Mütter, 
welche sich dagegen 
entschieden haben, 
fallen in diese Kategorie. 
„Ja, eben Offenheit, es gibt 
Menschen die anders sind und die 
muss man genauso akzeptieren“ 
(Frau L., 77-78). 
„… mit den Kindern, ob sie das 
irgendwie dann doch 
abschreckt…“ (Frau L., 80-82). 
In diese Kategorie fallen alle 
Erwartungen wie Hoffnungen und 
auch Befürchtungen der Mütter, 
die sie in der 
Entscheidungsphase hatten und 
diese dadurch beeinflussten; 
sowohl bezogen auf sich selbst 
als auch auf das Kind. 
1c Persönlichkeit des 
Kindes 
Die Kategorie beinhaltet 
Informationen über die 
Persönlichkeit des 
Kindes im 
Zusammenhang mit der 
Entscheidung.  
„Ja, also dem P. hätte ich damit 
nicht (2) ah also der wäre dafür 
nicht so geeignet gewesen, der hat 
zu viel mit sich selber zu tun, das 
wäre also nicht so einfach“ (Frau 
S., 42-43). 
In diese Kategorie fallen alle 
Motive, sich auf Grund der 
Persönlichkeit für 
beziehungsweise gegen eine 
Integrationsklasse zu 
entscheiden.  





In dieser Kategorie sind 
alle Quellen, welche 





„Naja, ich weiß das von meinem 
Berufsfeld“ (Frau K., 55). 
„Also die Kollegin und der Tag der 
offenen Tür und ich hab im Internet 
geschaut“ (Frau L., 14-15). 
 
In diese Kategorie fallen alle 
Informationsquellen über 
Integrationsklassen, welche die 
Mütter in Anspruch genommen 
haben. Abgegrenzt wird die 
Kategorie dahingehend, wenn 
die Mütter als Informationsquelle 
Personen anführen, denn diese 








Auskunft darüber geben, 
inwieweit die Mütter über 
die Unterschiede 
zwischen Integrations- 




„Zwei Lehrer, es sind meistens 
zwei Klassenräume, die Anzahl 
der Kinder ist wesentlich geringer 
(2) ja, natürlich die Lehrmethoden 
sind auch anders…“ (Frau L., 20-
21). 
In diese Kategorie fallen 
Antworten auf die 
Rahmenbedingungen betreffend 
die Klassengröße, das Zwei-
LehrerInnen-System, die 
Unterschiede in der Benotung 
und der Unterrichtsführung in 
Integrationsklassen.  
4 Personen im 
Entscheidungsprozess 
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Personen des näheren 
sozialen Umfelds in den 
Entscheidungsprozess 
miteinbezogen wurden 
sowie die Ratschläge 
dieser.  
„Naja, also sicher im 
Freundeskreis hab ich das 
besprochen, in der Arbeit, mit 
meiner Mutter, so. Verwandtschaft 
im weitesten Sinne, meine Kusine 
ist Lehrerin, der Sohn von meinem 
Exfreund ist auch in der Schule…“ 
(Frau K., 77-79). 
Hier werden alle Meinungen von 
Personen miteinbezogen, welche 
sich auf Ratschläge zur 
Entscheidung beziehen. 
4b Wünsche des Kindes Diese Kategorie umfasst  
das Miteinbeziehen der 
Wünsche des Kindes in 
den 
Entscheidungsprozess. 
„Nein, also ich glaube er könnte 
damit auch nicht wirklich was 
anfangen und ich weiß auch selber 
nicht, was für Art der Behinderung 
oder wie auch immer oder was für 
Krankheiten die Kinder haben, also 
deswegen hab ich mir gedacht, ich 
lass des auf uns zukommen“ (Frau 
D., 61-64). 
In dieser Kategorie wird 
herausgearbeitet, ob, aus 
welchen Gründen und inwieweit 
die Wünsche des Kindes in die 
Entscheidung miteinbezogen 
wurden. 
5 Erfahrungen mit 
Menschen mit 
Behinderung 
Diese Kategorie umfasst 
Erfahrungen der 
Befragten im Umgang 
mit Menschen mit 
Behinderung sowie 
inwieweit diese die 
Entscheidung der Mütter 
beeinflussten. 
„Naja (2), bei uns im Großbetrieb, 
da gibt’s schon jemanden, also der 
Portier, also einer der Portiere is 
ein bisschen behindert…“ (Frau P., 
67-68). 
In dieser Kategorie sollen 
Erfahrungen mit Menschen mit 
Behinderung angeführt werden. 
Es wird jedoch auf die 
Erfahrungen der Mütter und 
eventuell deren Männer 
beschränkt. 
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In dieser Kategorie 









„Aber ich glaube einfach, dass 
man bei der Infrastruktur einfach 
das wesentlich verbessern könnte, 
auch im Interesse der nicht 
behinderten Kinder…“ (Frau U., 
200-201). 
„Ja also schon frühzeitiger, dass 
man schon länger den Prozess 
hat, um sich das zu überlegen 
oder auch mehr mit Menschen in 
Kontakt zu kommen, was da 
überhaupt möglich wäre“ (Frau P., 
90-92). 
In dieser Kategorie wird 
herausgearbeitet, welche 
Bedingungen sich aus der Sicht 
jener Mütter, die sich gegen eine 
integrative Beschulung 
entschieden haben, ändern 
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Anhang 6: Kurzzusammenfassung und Abstract 
 
Kurzzusammenfassung 
Die vorliegende Diplomarbeit befasst sich mit den Motiven von Müttern, sich für 
oder gegen die integrative Beschulung ihres Kindes in der Volksschule zu 
entscheiden. Mittels problemzentrierter Interviews nach Witzel (1982; 2000) 
wurden acht Mütter dazu befragt, in welcher Art und Weise sie sich mit der 
Entscheidung auseinandersetzten, wie und wo sie welche Informationen über 
Integrationsklassen einholten und mit welchen Personen sie sich berieten. Ihre 
Wünsche und Befürchtungen im Falle einer integrativen Beschulung sowie ihre 
Vorstellungen über diese und ihre Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung 
wurden eruiert. Weiters wurde untersucht, welche Bedingungen sich aus der 
Sicht von Müttern, welche sich bewusst gegen die integrative Beschulung 
entschieden hatten, ändern müssten, damit sie sich dafür entscheiden hätten 
können. 
Die Auswertung der Interviews mittels der qualitativen Inhaltsanalyse nach 
Mayring (2007) zeigte, dass für die befragten Mütter vor allem 
Rahmenbedingungen wie die geringere SchülerInnenzahl oder das Zwei-
LehrerInnen-System für die Entscheidung für eine Integrationsklasse 
ausschlaggebend waren. Außerdem wollten die befragten Mütter ihren Kindern 
die Möglichkeit bieten, den Umgang mit Menschen mit Behinderung zu lernen. 
Mütter, welche sich gegen die integrative Beschulung entschieden, nannten die 
Argumente, dass sie im Vorfeld zu wenig Informationen über diese Form der 
Beschulung erhalten haben und dass sie ‚Chaos’ auf Grund der Kinder mit 
Behinderung und ein niedrigeres Lernniveau befürchteten. 
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Abstract 
This thesis deals with the motives of mothers in accessing integrative schooling 
for their child at primary school level. Problem-centred interviews by Witzel 
(1982; 2000) were conducted with eight mothers to assess the factors that led 
to a decision for or against integrative schooling. The mothers’ desires, fears, 
perception of integration classes as well as their experience with people with 
special needs have been investigated. The factors that would need to change in 
order for mothers to change their decision from an against position to a for 
position have also been examined.  
The evaluation of the interviews, using the method of qualitative content 
analysis by Mayring (2007), shows that one of the main motives for deciding for 
an integration class was that the mothers appreciate the advantageous 
conditions, such as the lower number of pupils or the presence of two teachers. 
Moreover these mothers wanted to give their children the opportunity to learn 
how to interact with people with special needs. Mothers who decided against 
the integrative schooling mentioned that they did not have enough information 
about it and that they feared ‘chaos’ because of the disabled children and a 
lower level of learning. 
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